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Jeder ausübende Arzt, und insbesondere jeder Arzt, dessen 
Tätigkeit sich vorwiegend in den operativen Fächern der Medizin 
bewegt, kommt häufig in Lagen, in denen er über die rechtliche 
Bedeutung seiner. Handlungen in Zweifel gerät ; noch öfter werden 
die Patienten und deren Angehörige die Rechte und Pflichten 
des Arztes von unrichtigen Standpunkten aus betrachten. 

In ärztlichen. Kreisen wird gegenwärtig vielfach behauptet^ 
daß sich in den letzten Jahren in auffallender und imerfreulicher 
Weise die Fälle mehren, bei welchen es zwischen Ärzten und 
Patienten zu ernsten Mißhelligkeiten kommt und die Entscheidung 
der Gerichte angerufen wird. 

Es ist nicht leicht zu entscheiden, ob derlei Prozesse wirklich 
jetzt relativ häufiger vorkommen oder ob ihre Zahl nur ent- 
sprechend der Zunahme ärztlicher, speziell chirurgischer Inter- 
ventionen steigt und man infolge der erleichterten Publikation 
mehr davon erfährt. 

Zweifellos aber ist es, daß die ärztliche Berufsehre, welche 
von jeher vogelfrei war, heute in der Ofi^entlichkeit noch weit 
weniger Schutz genießt, als je zuvor, daß die Erkenntnis von 
der natürlichen Unvollkommenheit auf jedem Gebiete mensch- 
licher Tätigkeit bezüglich der Medizin weniger als je in die 
Praxis umgesetzt wird und daß, wenn die Fehler einzelner von 
jeher — wie in keinem anderen Stande — generalisiert wurden, 
dies umsomehr geschieht, je mehr die Medizin von den schwin- 
delnden Höhen einer Zauberkunst herabsteigt und zur bescheidenen 
Helferin und Interpretin der Natur zu werden trachtet. 

Manche von den Vorkommnissen, welche in den letzten 
Jahren das Publikum mit Recht gegen einzelne Arzte, sehr mit 
Unrecht gegen den Arztestand eingenommen haben, wären un- 
geschehen, mancher Arzt wäre aber auch von schweren Schädi- 
gungen seiner Ehre und seiner Stellung verschont geblieben, 
wenn es uns nicht in wichtigen Dingen an klaren Bestimmungen 
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fehlen würde. Gegenwärtig sind schwerwiegende Entscheidungen^ 
über die eine Einigung wohl zu erzielen wäre, der persönlichen 
Ansicht des Arztes und im Streitfalle der des Richters überlassen. 

Hieher gehört ein Gegenstand, welcher meines Erachtens 
von eminenter sozialer Bedeutung ist und bezüglich dessen eine 
geradezu erstaunliche Rechtsunsicherheit besteht: das Recht der 
Kinder und überhaupt der nicht im Vollbesitze der freien Willens- 
entschließung stehenden Menschen auf die Erhaltung des Lebens 
und der Gesundheit durch sachgemäße ärztliche Intervention. 

Wenn ich versuche, einige von diesen Fragen vom Stand- 
punkte des Chirurgen und insbesondere gestützt auf langjährige 
Erfahrungen als Leiter verschiedener Spitalsabteilungen zu be- 
sprechen, bin ich überzeugt, in vielen Punkten auf Widerspruch 
zu stoßen. Manchem mag es auch scheinen, daß ein Arzt zur 
Besprechung von Rechtsfragen nicht kompetent sei, zumal das 
benutzte juridisch -wissenschaftliche Rüstzeug naturgemäß ein 
unvollkommenes ist. Jedoch wird sich der Arzt anderseits leicht 
davon überzeugen, daß die Vorstellungen der Rechtslehrer über 
die praktische Bedeutung der in Betracht kommenden Fragen 
von uns vielfach nicht akzeptiert werden können; auch möge 
nicht übersehen werden, daß den Richtern und Kriminalisten 
nur die wenigen, zur gerichtlichen Austragung gelangenden 
Fälle zu Gebote stehen, welche begreiflicherweise keinen so viel- 
seitigen Einblick in die sich ergebenden Möglichkeiten gewähren, 
wie die zahlreichen eigenen Erfahrungen des Arztes. 

Es soll hier ein Versuch gemacht werden, den Standpunkt 
des Arztes zu präzisieren, welcher gewohnt ist, die rechtliche 
und ethische Basis seiner Handlungen genau zu prüfen, da es 
wohl hoch an der Zeit sein dürfte, diesem Gegenstand näher zu 
treten, der meines Wissens von ärztlicher Seite noch nicht ein- 
gehend gewürdigt wurde. 

Vor allem handelt es sich dabei um die Interpretation des 
Begriffes der „Einwilligung zu ärztlichen Operationen". 

Jeder rechtlich denkende Arzt wird auch ohne Zwang das 
Prinzip der freien Entschließung des Kranken hochhalten, aber 
wir müssen die Patienten und uns vor einer für alle Beteiligten 
gefährlichen Schematisierung hüten und die Grenzen des Erreich- 
baren festzustellen suchen. 



Das Wesen der Einwilligung zn Srztllchen Eingriffen. 

Kein ärztlicher Eingriff darf ohne die aus- 
drückliche Einwilligung des Patienten oder seines 
gesetzlichen Vertreters vorgenommen werden. 

Dieser Satz, welcher nur ganz bestimmte, später zu er- 
örternde Ausnahmen zuläßt, ist zwar in unseren Gefietzbüchern 
nicht direkt ausgesprochen, fußt aber nicht nur in der Rechts- 
überzeugung des Volkes, sondern beherrscht auch die Recht- 
sprechung, und ein Arzt, welcher sich nicht an ihn halten würde, 
darf nicht erwarten, mit anderen Ansichten bei Gericht durch- 
zudringen. 

Theoretisch sind freilich mancherlei Einschränkungen, teils 
aus allgemein menschlichen, teils aus dogmatischen Gründen der 
Gesetzesauslegung konstruiert worden. Die ersteren können hier 
füglich übergangen werden, da sie ausnahmslos einer irrtümlichen 
Auffassung der Grenzen des ärztlichen Wirkungskreises ihre 
Entstehung verdanken. Der Arzt muß seine beiden Haupt- 
funktionen zu scheiden verstehen ; wenn ihn der Patient um Rat 
fragt, hat er zunächst nur die Funktion des Beraters, und als 
solcher kann er seine Anschauungen in weitestem Umfang zur 
Geltung bringen, in seine Funktion als aktiv eingreifender 
Helfer tritt er für gewöhnlich erst auf bestimmtes Ersuchen 
des Kranken, indem derselbe seine Einwilligung erteilt. 

Großes Interesse bieten dagegen die verschiedenen Möglich- 
keiten der Gesetzesauslegung, wie sie in den Arbeiten der Krimina- 
listen niedergelegt sind. Auf diesem Wege kommt Schmidt zu 
dem Schlüsse, daß es nur „ärztliche Sitte '^ sei, wenn der Arzt die 
Einwilligung des Patienten zu Operationen einholt, daß man 
(wie eine Anmerkung sagt) „höchstens auf den Einfall kommen 
könnte", den Arzt, welcher diese Sitte außeracht läßt, „wegen Ver- 
stoß gegen Ordnungsvorschriften" zu bestrafen, und daß der Arzt 
unter Umständen selbst dann straffrei bleibe, wenn der Eingriff 
gegen den Willen des Patienten ausgeführt worden war. Diese 
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Ansicht entbehrt angesichts der bereits erflossenen Entscheidungen 
— vorläufig mindestens für Deutschland — einer praktischen Bedeu- 
tung, sie ist aber insoferne von Wert, als sie eine Bestätigung dafür 
gibt, daß aus den bestehenden Gesetzen der eingangs ausgesprochene 
Satz nicht unbestritten klar hervorgeht. 

Von fundamentaler Wichtigkeit ist die Frage, ob die Ein- 
willigung eine ausdrücklich gegebene sein muß, oder ob es 
unter gewissen Bedingungen genügt, wenn der Arzt annehmen 
kann, daß der Kranke bei richtiger Würdigung der Verhältnisse 
zugestimmt hätte. Wir müssen hier mehrere Möglichkeiten unter- 
scheiden: Fälle von unmittelbar drohender Lebensgefahr, Fälle, 
bei welchen die Einwilligung des Patienten wegen Bewußtseins- 
störung, oder aus ähnlichen Gründen nicht eingeholt werden kann 
und schließlich Fälle, bei denen es nach der Ansicht des Arztes 
das Befinden des Kranken ungünstig beeinflussen könnte, wenn 
er den Unannehmlichkeiten der Besprechung ausgesetzt würde. 

Da die beiden ersten Gruppen später ausführlich behandelt 
werden müssen, soll hier zunächst nur die letzte betrachtet werden. 

Einige Juristen, Schmidt, ^) Hei mberger,^) Flügge,*) 
u. A., glauben unter Umständen dem Arzte das Recht zu- 
gestehen zu können, daß er in der Überzeugung, damit dem 
Patienten zu nützen, auf die ausdrückliche Einwilligung desselben 
verzichtet, und auch das deutsche Reichsgericht hat in einer Ent- 
scheidung, welche schließlich zu Ungunsten des Arztes ausfiel, *) 
durch einzelne Bemerkungen zu verstehen gegeben, daß sich solche 
Fälle ereignen könnten. 



^) Schmidt, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Arztes für 
verletzende EingrifiFe, Jena 1900. — Eine aristokratische Argumentation 
dieses Autors sagt: ^ Jeder Besonnene weiß, daß unter Umständen eine Täu- 
schung des Kranken, ja der Angehörigen nahezu notwendig ist und es ist wohl 
einer der besten Beweise für die Unhaltbarkeit der herrschenden Praxis, 
daß sie mit diesen Fällen gar nicht rechnet, weil sie in der Vorstellung 
dem Arzt immer nur den gebildeten Patienten voller Einsicht und Selbst- 
beherrschung, nie den kurzsichtigen und zaghaften, sein eigenes Wohl gar 
nicht überschauenden Mann aus dem Volke oder gar die Frau aus dem 
Volke gegenüberstellt." Wer die ärztliche Tätigkeit kennt, denkt wohl 
ganz anders ! 

^) Heimbcrger, Strafrecht und Medizin, München 1899. 

^) Flügge, Das Recht des Arztes, Berlin, Wien 1903. 

4 Im Hamburger Fall (vgl. S. 73). 
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Sehen wir z. B. die Meinung Flügges an: 
In solchen Fällen muß der Arzt sich, so gut er es kann, in die 
Seele des Patienten versetzen und diejenige Entscheidung treflPen, die 
nach des Arztes bestem Wissen und Grewissen der Kranke, beziehungs- 
weise sein gesetzlicher Vertreter getroflFen haben würde, wenn er das 
Krankheitsbild vollständig hätte überblicken können. 

Was nützt dies aber dem Arzte, wenn er selbst ein Künstler 

im Gedankenlesen wäre, vor Gericht? Sobald die Richter finden, 

daß sie andere Gedanken gelesen hätten — und dies ist besonders 

leicht möglich, wenn die ganze Sache abgelaufen ist und sich 

daher deutlich überblicken läßt, so ist es immer noch äußerst 

zweifelhaft, ob die bona fides des Arztes als ausschlaggebend an- ) 

erkannt wird. 

Man kann die Arzte nur warnen, sich auf die schiefe Ebene 
unklarer Annahmen zu begeben, zumal dies meines Erachtens 
nicht notwendig ist. Es ist zum mindesten ein Erfordernis der 
eigenen Sicherheit, daß der Arzt es sich zum Prinzipe macht, 
die ausdrückliche Einwilligung mit Ausnahme ganz bestimmter 
Fälle zu verlangen. 

Außerdem ist es aber zweifellos unrichtig, zu präsumieren, 
daß ein Patient, „wenn er das Krankheitsbild vollständig hätte 
übersehen können," mit Wahrscheinlichkeit dem zugestimmt hätte, 
was die ärztliche Regel vorschreibt; jeder erfahrene Arzt muß 
wissen, daß es vollkommen unberechenbar ist, was für eine Wahl 
der einzelne Patient trifft. 

Vielfach sind die Grenzen geprüft worden, innerhalb derer 
die Einwilligung den ärztlichen Eingriff deckt. Diese Grenze ist 
eben in dem Ausdruck „ärztlicher Eingriff" gegeben. Ein ärzt- 
licher Eingriff ist nicht dadurch charakterisiert, daß ihn ein Arzt 
vornimmt, sondern dadurch, daß er 

1. den Zweck hat, körperliche Anomalien zu bekämpfen 
oder Krankheiten zu verhüten; 

2. in Indikationsstellung und Ausführung dem jeweiligen 
Stande der medizinischen Regel entspricht; die medi- 
zinische Regel ist zwar zu verschiedenen Zeiten verschieden, in 
jedem Moment aber deutlich umschrieben. Was nicht in diesem 
Sinne ^ärztlicher Eingriff" ist, gehört überhaupt gar nicht in unser 
Gebiet; eine Operation, welche zwar eine noch so bedeutende 
medizinische Schulung voraussetzt, aber nicht den Zweck hat, 
eine Anomalie zu bekämpfen, z. B. die Kastration einer Frau 
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lediglich behufs Vermeidung von Kindersegen, ist durch die 
Einwilligung ebensowenig gedeckt, wie eine Operation, die sich 
als Kunstfehler ^) darstellt. 

Zu den ärztlichen Funktionen kann es auch niemals gehören, 
den Tod eines Kranken absichtlich oder bewußt zu beschleunigen^ 
so wünschenswert dies auch manchmal erscheinen möge. Da aber die 
sogenannte „Euthanasie" mehrfach in den Kreis der Betrachtungen, 
gezogen wurde, kann diese Frage nicht ganz umgangen werden. 

Wer auf die Laute achtet, welche während der periodisch 
wiederkehrenden Arztehetzen aus dejr Menge dringen, wird schon 
den Vorwurf gehört haben, daß die Arzte, zumal in den Spitälern^ 
unheilbare Kranke „vergiften" oder sonst umbringen. Abgesehen, 
davon meinen aber sehr viele Leute, daß es bei den Ärzten gang 
und gäbe sei, den Unheilbaren auf ihrem Wege ins bessere Jenseits 
gerade so ein bißchen nachzuhelfen, sie fassen die „Euthanasie" ^ 
das angenehme Sterben, als schnelles Sterben auf. Wirklich liegt 
ja für manchen Unglücklichen das einzig Angenehme in der 
Schnelligkeit, und der Arzt wird gelegentlich von dem Kranken, 
ja sogar von seinen Angehörigen bestürmt, den Qualen ein Ende 
zu machen. Gerade der Arzt aber muß nicht nur als berufener 
Kämpfer gegen den Tod, sondern auch als Naturforscher eine 
besondere Ehrfurcht vor der Majestät des Todes und vor dem 
unerklärlichen Wunder eines Menschenlebens haben und er ver- 
sündigt sich doppelt, wenn er mit frevler Hand an solche Heilig- 
tümer tastet. Ich halte den Ausdruck „Euthanasie", soweit er eine 
Aufgabe des Arztes bezeichnen soll, für ganz verfehlt. Der Arzt 
hat den Kranken bis zu seinem Ende zu behandeln und seine 
Qualen zu lindern, so weit es in seinen Kräften steht, er darf 
stets nur den Patienten, nicht den Sterbenden in ihm sehen. 

Zur Behandlung der Schmerzen kommen hauptsächlich narkotische 
Mittel in Betracht, und zwar in erster Linie Morphium, in zweiter Linie 
allgemeine Narkose (Chloroform etc.). Beide dürfen nur gerade soweit 
verwendet werden, daß sie dem ärztlichen Zwecke genügen, nicht aber 
das Leben des Kranken absichtlich kürzen. Besonders markant tritt dies 
bei der Allgemeinnarkose hervor: Zu den entsetzlichsten Todesarten 



^) Von einigen Autoreu wird zwischen „Kunstfehler'' und „Erkenntnis- 
fehler'^ unterschieden. Die Diagnose gehört ebenso wie die Ausführung 
in das Gebiet der ärztlichen Kunst und es wird daher hier immer nur 
von Kunstfehlern die Rede sein. 
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gehören die infolge von Wundstarrkrampf und Tollwut; um die Qualen 
zu lindern^ welche dns erhaltene Bewußtsein mit sich bringt, greift man 
hier bisweilen zur Narkose; diese darf aber unbedingt nur so tief sein, 
daß der Kranke keine Schmerzen mehr fühlt, selbst wenn das Leben 
noch Tage lang dauern sollte. 

Der Vertrag, welcher durch die ausgesprochene Einwil- 
ligung des Patienten geschlossen wird, nimmt seinem inneren 
Wesen nach eine exzeptionelle Stellung ein, weil auf der Seite 
des einen vertragschließenden Teiles, des Patienten, sehr häufig 
— ja meistens — jeder sichere Einblick in die Natur des Ein- 
griffes und daher ein selbständiges Urteil über die Folgen der 
vorzunehmenden Handlung fehlt. 

Je wichtiger sonst eine Sache und je schwerer der mögliche 
Schaden wieder gut zu machen ist, um so genauer und ausführ- 
licher formuliert man einen Vertrag, um so mehr sucht man sich 
über jedes Detail Sicherheit zu verschaffen — ganz anders verhält 
es sich bei operativen Eingriffen. Der Vertrag über die Entfernung 
eines kleinen Muttermales ist leicht abzufassen und sein Inhalt 
dem Patienten, wenigstens der Hauptsache nach verständlich, 
der Vertrag über eine große Operation -- bei der es sich mög- 
licherweise um das Leben des Patienten handeln mag — kann 
sehr häufig nur die gröbsten Umrisse des Gegenstandes fixieren. 

Die Fassung des Vertrages wird demnach notgedrungen 
häufig eine ganz allgemeine sein, eine mehr oder weniger generelle 
Vollmacht an den Arzt, durch welche er ermächtigt wird, das 
zu unternehmen, was nach seinem besten Wissen und Können 
entsprechend dem jeweiligen Stande der Medizin behufs Heilung 
oder Linderung des in Frage kommenden Leidens notwendig 
ist; sehr viele Kranke wollen überhaupt keine eingehende Be- 
sprechung, sondern erklären, daß sie alles ohne Vorbehalt dem 
Arzte, dem sie ihr Vertrauen schenken, anheimstellen. 

Natürlich gibt es keine Generalvollmacht, welche Eingriffe 
wegen anderer Erkrankungen desselben Körpers stillschweigend 
in sich begreift ; wenn jemand in „eine Operation" eingewilligt hat, 
darf der Arzt nichts ohne speziolle Verabredung unternehmen, was 
in keinem Zusammenhang mit dem Leiden steht, dessen Behand- 
lung der Patient verlangt hatte ; er darf z. B. nicht nebenbei — 
ohne Erlaubnis — einen hohlen Zahn ziehen. 

Es ist nur dann gestattet, sich mit einer allgemein gehal- 



— 12 — 

tenen, kurzen Fassung des Vertrages zu begnügen, wenn die 
genauere Ausführung vom Patienten abgelehnt wird oder kein 
Verständnis bei demselben findet, und ein nach der Operation 
zurückbleibender, wesentlicher Nachteil oder der Ausfall einer 
wichtigen Organfunktion nicht wahrscheinlich ist. 

Der Verlust eines Gliedes, eine merkbare Ent- 
stellung, insbesondere an nicht bekleideten Teilen, der 
Verlust oder die Beeinträchtigung eines Organe s, 
dessen Ausfall wichtige Veränderungen zur Folge 
hat, überhaupt jede dem Patienten deutlich wahrnehm- 
bare Funktionsstörung bedürfen außer der allgemeinen 
Zustimmung zur Operation noch einer speziellen Einwilligung. 

Hieher gehören zunächst Amputationen, bei welchen der 
Ort der Absetzung (z. B. Mitte des Oberschenkels, Endglied des 
Fingers, Zehe mit Mittelfußknochen) genau angegeben werden 
muß ; sie sind auch als „Notoperationen*^ im Sinne der folgenden 
Ausführungen (Seite 22 ff.) nur in den wichtigsten Fällen erlaubt, 
da nicht vergessen werden darf, daß recht viele Menschen den 
Tod dem Verluste eines Gliedes vorziehen. Hieher gehören ferner 
Operationen, welche die Funktion der Sinnesorgane beeinträch- 
tigen oder aufheben, das Sprechen behindern oder — wenn 
auch nur zeitweise — unmöglich machen (Tracheotomie etc.), 
weiters die Anlegung von dauernden Offnungen im Nahrungs- 
kanal, welche zur Speisenzufuhr auf künstlichem Wege dienen (in 
Speiseröhre oder Magen) oder den Kotabgang durch eine operativ 
angelegte Öffnung leiten, etc. Von besonderer praktischer Wichtig- 
keit ist die Entfernung der Geschlechtsorgane, welche nebst der 
Sterilität auch weitgehende allgemeine Veränderungen zur Folge 
haben können. Hauptsächlich die Gynäkologen, welche oft in die 
Lage kommen, diese Operationen auszuführen, müssen gerade 
hier der Frage der speziellen Einwilligung eine besondere Sorg- 
falt widmen, wie verschiedene Prozesse zeigen. 

Bezüglich der Entstellung ergibt sich das Bedürfnis nach 
spezieller Einwilligung insbesondere häufig bei plastischen Ope- 
rationen, bei denen das Ersatzraaterial für verloren gegangene Teile 
von anderen, nicht bekleideten Körperstellen, z. B. aus der Stirne, 
vom Ohre genommen wird, dann bei Operationen am Hals und 
Gesicht, insbesondere weiblicher Personen. Dagegen kann man 
nicht vom Arzte verlangen, er solle bei jedem Schnitt den Patienten 
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an die selbstverständliche Tatsache erinnern, daß eine Narbe 

zurückbleibt, welche als Verunstaltung gedeutet werden könnte. 

Vor einigen Jahren entfernte ich bei einer zirka 50-jährigen Dame 
einen inneren Krebs, welcher bereits die Leistendrüsen affiziert hatte, 
so daß ich diese mit der speziellen Einwilligung der Kranken ebenfalls 
entfernte. Die Heilung ist eine dauernde geblieben, in beiden Leisten- 
gegenden befinden sich strichförmige zarte Narben, welche aber ihrer 
Trägerin noch heute den größten Kummer bereiten, da sie dieselben als 
eine unerwartete Verminderung ihrer Schönheit betrachtet. 

Eine genaue Erläuterung des Operationsplanes kann nur 
ganz ausnahmsweise gegeben werden, da kein Chirurg mit ge- 
bundener Marschroute operieren darf und dem Laien die chirur- 
gischen Details unverständlich sind ; es wird aber gar nicht selten 
von den Patienten nach technischen Details gefragt, von denen 
sie etwas haben läuten hören, da viele Menschen glauben, daß 
alle Operationen nach einem bestimmten Schema ausgeführt 
werden, etwa so wie der Schuster den Stiefel macht. Da ist es 
nun die Pflicht des Arztes, jede Detailabmachung, welche für 
bindend angesehen werden könnte, als dem Interesse des Kranken 
widersprechend abzulehnen und lieber die Ausführung der Ope- 
ration zu verweigern. 

Dagegen soll dem Patienten, wo immer möglich, das 
Wichtigste des Planes unter dem Vorbehalt programm- 
mäßigen Verlaufes der Operation auseinandergesetzt, vor allem 
aber die eventuell bestehende Möglichkeit eines anderen Ver- 
fahrens dargelegt, und die freie Wahl auf Grund eines Berichtes 
über die Vor- und Nachteile der verschiedenen Methoden 

ermöglicht werden. 

Beispiel : Bei dem Wasserbruch (Hydrocele) des Erwachsenen kann 
mau das Wasser durch Anstechen ablassen, dann sind die Beschwerden 
für einige Zeit behoben, der kleine Eingriff bringt nach menschlicher 
Voraussicht keine Berufsstörung, in der überwiegenden Mehrzahl der 
Fälle kehrt aber das Leiden wieder und macht eine neuerliche Behand- 
lung notwendig. Zweitens kann man das Wasser ablassen und eine 
reizende Flüssigkeit einspritzen. Diesem kleinen Eingriff folgen oft 
Schmerzen, Fieber etc., er macht eine mehrtägige Ruhe notwendig, 
führt in etwa drei Viertel der Fälle zur dauernden Heilung. Drittens kann 
man eine sogenannte Radikaloperation, einen größeren Eingriff machen,, 
der eine zirka 10-tägige Ruhe erfordert, aber fast immer dauernde 
Heilung bewirkt. 

In gleicher Weise soll der Patient erfahren, ob die Ope- 
ration für sein Leben oder seine Gesundheit unbedingt notwendig 
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ist, ob sie dringlich ist, oder ob vorher noch etwas anderes ver- 
suclit werden kann und sich der Eingriff verschieben läßt. 

Dagegen kann man aus praktischen Gründen nicht ver- 
langen, daß der Arzt immer die Diagnose ausdrücklich aus- 
spricht. Ist die Diagnose schon in vielen Fällen für den Laien 
ein leeres Wort, dem keine oder vielleicht häufiger falsche Be- 
griffe entsprechen, so ist sie um so weniger zu Besprechungen 
geeignet, wenn es sich um Krankheiten handelt, welche im 
Publikum als unheilbar gefürchtet sind, wie z. B. Krebs. Es ist 
unmöglich, dem Laien die große Verschiedenheit der sogenannten 
Krebskrankheiten in bezug auf Art und Verlauf klarzumachen, 
und es ist auch leicht durchführbar, ohne das den Kranken 
niederschmetternde Wort fallen zu lassen, allen Anforderungen 
zu entsprechen, welche an eine gültige Einwilligung gestellt 
werden können. 

Einen wesentlichen Punkt in der Besprechung und oft den 
bestimmenden Faktor für die Einwilligung bilden die Chancen 
der Operation, u. zw. 

1. betreffend die Gefahr für das Leben, 

2. betreffend die Heilung und 

3. betreffend die Möglichkeit, daß nach der Operation noch 
Krankheitserscheinungen zurückbleiben, oder durch dieselbe 
Nachteile entstehen. 

Man sollte glauben, daß ein Minimum von Kombinations- 
vermögen dazu gehört, um einzusehen, daß der Arzt unter gar 
keinen Umständen, ja nicht einmal bei dem kleinsten Eingriff in 
irgendeiner Richtung strenge Garantie leisten kann. Dies Mini- 
mum ist der Arzt wohl berechtigt, bei einem normalen Menschen 
vorauszusetzen, und es wird daher in der Regel von Seiten des 
Arztes dieser Möglichkeiten gar keine Erwähnung getan, wenn 
ihm dieselben fern zu liegen scheinen. 

Wohl aber fragen sehr viele Patienten, und zwar auch 
solche, welche auf hoher Bildungsstufe stehen, den Arzt, ob die 
vorgeschlagene Operation ganz gefahrlos sei. Sie tun dies meist, 
um ihre eigene Angst zu beruhigen, und sind zufrieden, wenn 
man ihnen den üblen Ausgang als sehr unwahrscheinlich 
schildert, es gibt aber immerhin einige Patienten, die sich ohne 
die Zusicherung der Gefahrlosigkeit einer Operation nicht unter- 
ziehen wollen. 
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Leider kommt es aber auch vor, daß Arzte auf Anfragen 
des Patienten aussagen, die vorgeschlagene Operation (manchmal 
sogar ein größerer Eingriff) bringe keine Gefahr mit sich. 

Man wende nicl^t ein, daß die Humanität solch unberechtigte 
Versprechungen erfordere ! Gibt es denn überhaupt banalere 
Gemeinplätze, als daß der Mensch sterblich ist und daß niemand 
wissen kann, was für Überraschungen die nächste Minute bringt ; 
daß kleine Ursachen oft große Wirkungen haben? Wer diese 
Wahrheiten nicht verträgt, besitzt schon einen bedenklichen 
geistigen Defekt und gerade bei derartigen Menschen muß man 
sich vor übertriebener Schonung ihrer unrichtigen Vorstellungen 
hüten. Es ist daher in der Ordnung, daß dem Arzte, welcher 
in dieser Richtung falsche Angaben gemacht hat, die Verant- 
wortlichkeit für dieselben auferlegt wird. Wenn wir also im 
i^'olgenden die Gefährlichkeit der Operationen betrachten, setzen 
wir als selbstverständlich voraus, daß die Möglichkeit einer 
Komplikation überhaupt in jedem Falle besteht. 

Von den Todesfällen nach Operationen kommt heutzutage 
der größte Teil auf das Leiden, welches die Behandlung 
erforderte und welches sich durch diese nicht mehr aufhalten 
ließ, ein kleinerer Teil auf das Mißverhältnis zwischen dem 
Kräftezustand des Patienten und den Anforderungen, welche 
durch den Eingriff an seine Widerstandskraft gestellt werden (was 
man landläufig das „Aushalten" nennt) und der Rest auf die 
Operation infolge unvollkommener Ausbildung ihrer Technik 
und Indikationen, resp. den Operateur infolge technischer Fehler, 
ungenügender Maßnahmen, Irrtümern der Diagnose, mangelnder 
Kenntnisse und Geschicklichkeit. Zum Verständnis dieser Tat- 
sachen bedarf es aber immerhin eines tieferen Einblickes in die 
Natur der Krankheit und das ärztliche Können, sowie einer objek- 
tiven Beurteilung, welche von der Mehrzahl der Menschen 
billigerweise nicht verlangt werden dürfen. Es ist daher nicht 
zu verwundern, daß bei der Kritik der ärztlichen Tätigkeit 
von ihren Anfängen bis heute im Publikum der Satz: post hoc 
ergo propter hoc fast uneingeschränkt geherrscht hat. Und zwar 
gilt dies nicht nur bezüglich der Todesfälle, sondern auch 
bezüglich der Rezidive und aller Beschwerden, welche nach dem 
Eingriffe oder trotz desselben den Kranken plagen. Ja, sogar 
Krankheiten, welche gar nicht mit dem Leiden im Zusammen- 
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hang stehen, wegen dessen der Eingriff vorgenommen worden 
war, werden recht häufig noch nach Jahren auf diesen zurück- 
geführt. Damit muß einmal jeder vernünftige Arzt rechnen, so 
sehr er sich auch dagegen sträuben mag, und muß sein Ver- 
halten danach einrichten. 

Für die Beurteilung der Chancen einer Operation ist 
scheinbar die einzige objektive Basis bei der in der Literatur 
niedergelegten Statistik zu finden, leider sieht es aber gerade 
auf unserem Gebiete mit dem Werte dieser Basis recht windig 
aus. Die Statistiken können nur mit „Fällen" rechnen, die 
schematisiert und in verschiedener Weise gruppiert werden, in 
Wirklichkeit haben wir aber nicht einen in das Schema passen- 
den „FalF, sondern einen einzelnen Menschen vor uns, der mit 
seiner individuellen Beschaffenheit und seinen Leiden eine Welt 
für sich bildet, sie können auch nicht mit den persönlichen 
Eigenschaften des Operateurs rechnen, welche hier eine Haupt- 
rolle spielen, sie sind also ein Instrument, dessen Gebrauch zu 
erlernen nicht jedermanns Sache ist. Die richtige Abschätzung 
der Chancen ist eine Kunst für sich und es kann daher die 
Auseinandersetzung über dieselben nur ein ganz individuelles 
Gepräge haben. 

Inwieweit muß der Arzt den Patienten auf spezielle 
Gefahren der Behandlung aufmerksam machen? 

Aus neuerer Zeit liegt diesbezüglich eine sehr wichtige Ent- 
scheidung des k. k. obersten Gerichts- und Kassationshofes vor: 

Eine Dame unterzog sich behufs Entfernung von Haaren der 
Behandlung mit Röntgenstrahlen, nach welcher eine Verbrennung der 
Haut entstand. Da ihr der Arzt vorher die Versicherung gegeben hatte, 
daß nachteilige Folgen ausgeschlossen seien, brachte sie eine Fest- 
stellungsklage des Inhaltes ein, daß der Arzt zu Schadenersatz ver- 
pflichtet sei. Die beiden unteren Instanzen wiesen die Klägerin ab, der 
oberste Gerichtshof aber erkannte: 

« 

Es steht fest, daß der Beklagte der Klägerin bei der mit dem 
Köntgenapparat zum Zwecke der Enthaarung ihrer Vorderarme unter- 
nommenen Behandlung eine schwere körperliche Beschädigung 
zugefügt hat^ obwohl er ihr vor Übernahme der Behandlung ver- 
sichert hatte, daß die Prozedur schmerzlos und eine nachteilige 
Folge ausgeschlossen sei. Beide Untergerichte haben a uf Grund 
des Sachverständigengutachtens angenommen, daß den Beklagten kein 
Verschulden treffe, weil er es an dem notwendigen Fleiße und den 
erforderlichen Kenntnissen nicht habe fehlen lassen, weil femer der 
Unfall auf zur Zeit der Behandlung noch nicht genau kontrollierbar 
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gewesenen Energieschwankungen der Röntgenstrahlen zu- 
rückzuführen und weil der Arzt nach dem damaligen Stande 
der Wissenschaft zu der erwähnten Zusicherung berechtigt gewesen 
sei. Allein dieser Ansicht kann nur insofern beigepflichtet werden, als 
gegen den Beklagten nicht erwiesen ist, daß er sich eines sogenannti'n 
Kunstfehlers schuldig gemacht habe. Das schließt aber seine Haftung 
für den Schaden, welcher der Klägerin aus der fraglichen Zusicherung 
entstanden ist, nicht aus. Da es sich nicht um einen zur Beseitigung 
eines Leidens notwendigen operativen Eingriff handelte, ist wohl anzu- 
nehmen, daß die Klägerin der Behandlung sich nicht unterzogen 
hätte, wenn sie eine Ahnung gehabt hätte, mit was für nachteiligen 
Folgen dieselbe verbunden sein könnte. Der Beklagte in seiner 
Eigenschaft als Sachverständiger hätte sie auf die Mög- 
lichkeit des Eintrittes solcher Folgen aufmerksam 
machen sollen. Statt dessen hat er sie des Gegenteils versichert. 
Die Sachverständigen erklären zwar, daß der Beklagte bei Befolgung 
der angegebenen Technik erwarten konnte^ daß bei der Patientin ein 
normales Gelingen der Kur eintreten werde, sie schränken diesen Satz 
aber dahin ein, daß er auf das Eintreten einer Überexposition insofern 
gefaßt sein konnte, als solche zu ausgiebige Bestrahlungen anderen Ärzten, 
bei aller Kenntnis der Regeln und bei aller Aufmerksamkeit, in einigen 
wenigen Fällen vorgekommen waren. Hieraus ergibt sich, daß es keines- 
wegs gerechtfertigt war, wenn der Beklagte mit voller Bestimmtheit 
nachteilige Folgen für ausgeschlossen erklärte, obwohl ihm als Sach- 
verständigem bekannt sein mußte, daß dies nicht der Fall sei, und daß 
er bei der Neuheit der Behandlungsart und den noch nicht 
genau bekannten Gesetzen der Strahlenwirkung gewissen- 
hafterweise eine solche Zusicherung nicht geben konnte. Sein Verschulden 
ist also darin gelegen, daß er durch diese der Wahrheit nicht entspre- 
chende Zusicherung die Klägerin bewog, sich von ihm einer Behandlung 
unterziehen zu lassen, welcher sie sich, abgesehen hievon, nicht unter- 
zogen hätte. Da somit der Schaden, den die Klägerin hiedurch erlitt, 
auf ein Verschulden des Beklagten zurückzuführen ist, 
mußte seine Verpflichtung zum Schadenersatze ausgesprochen 
werden. 

Das Wesentliclie hiebe i ist die Konstatierung, daß der Arzt 

ersatzpflichtig ist, wenn er behauptet, nachteilige 
Folgen der Behandlung seien ausgeschlossen. Die 
Untergerichte hatten angenommen, daß der Arzt zu der Zeit, als 
sich das Unglück ereignete, ^nach dem damaligen Stande der Wissen- 
schaft zu der ei*wähnten Zusicherung berecht igt war." Der Stand der 
Wissenschaft kann aber niemals der sein, daß er die Behauptung 
aufzustellen erlaubt, daß bei irgendeinem Eingriff nachteilige Fol- 
gen ausgeschlossen seien und es steht daher die mitgeteilte Entschei- 
dung zweifellos mit den tatsächlichen Verhältnissen in Einklang. 

Bttdiuger: Die Einwilligung zu ärztlichen Eingriffen. 2 
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Dagegen könnte der Passus : „Der Beklagte in seiner Eigen- 
schaft als Sachverständiger hätte sie (die Klägerin) auf die 
Möglichkeit des Eintrittes solcher Folgen auf- 
merksam machen sollen," zu bösen Folgerungen führen, 
wenn er aus dem ZusammenKang gerissen und verallgemeinert 
würde. Meines Wissens ist bisher dies Moment noch bei keinem 
Streitfälle als prinzipielle Basis verwendet worden; durch eine 
genaue Besprechung aller üblen Folgen, welche aus einem Ein- 
griff entstehen könnten, würde dem Kranken wohl selten ein 
Dienst getan, wie ja auch die alte „Instruktion, wonach die in 
den Erbländern praktizierenden Medici sich zu achten haben", 
ausdrücklich anordnet: „Dahingegen haben sie ohne Not die 
Krankheiten auch nicht gefährlicher abzumalen, als sie in der 
Tat sind . . . '^ 

Betrachten wir einmal an einem Beispiele, wie eine solche 

Besprechung aussehen müßte. 

Ein Patient kommt zum Zahnarzt, um einen Zahn herausziehen 
zu lassen, an dem er schon mehrere Beinhautentzündungen hatte. Der 
Arzt erklärt: Das wird vermutlich glatt gehen, doch bestehen folgende 
Möglichkeiten: Es kann eine starke Blutung auftreten, welche, falls 
Sie etwa Bluter sind, weitere Eingriffe nötig macht, Verblutung ist nicht 
ganz unmöglich. Wenn der Zahn verwachsen ist, kann ein Stückchen 
Knochen mitgehen, eventuell auch ein anderer Zahn, es könnte auch 
eine größere Verletzung des Kiefers zustande kommen; dmn kann eine 
Eiterung eintreten, wonach Fisteln oder Absterben einer Knochenpartie 
folgen können, es sind auch einige Todesfälle infolge Fort8\*,hreiten einer 
Eiterung durch Blutvergiftung, Hirnhautentzündung etc. bekannt. Natür- 
lich könnte auch einmal jemand infolge der Aufi-egung sterben, wenn 
sein Herz nicht in Ordnung ist und schließlich kann* der Zahn abbrechen. 

Der Patient läßt sich trotzdem den Zahn ziehen, fährt aber in 
seiner Angst, während der Arzt manipuliert, plötzlich in die Höhe, dieser 
reißt ihm die Lippe auf. — Gerade diese Möglichkeit hatte er nicht er- 
wähnt und wird nun geklagt. 

Ganz abgesehen von der Inhumanität eines solchen Vor- 
gehens, ist die Aufzählung aller möglichen Eventualitäten aus- 
geschlossen. Der Arzt muß die Folgen tragen, wenn er einen 
Eingriff als ungefährlich darstellt, überdies kann man nur ver- 
langen, er solle den Patienten auf solche Nachteile aufmerksam 
machen, deren Zurückbleiben nach der Operation oder Entstehen 
durch die Operation naheliegend sind. Man kann ferner verlangen, 
daß der Arzt den Kranken darauf aufmerksam macht, wenn bei 
einem Eingriff, der wegen eines an sich unbedeutenden Leidens vor- 
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genommen werden soll, die Chancen des tadellosen Erfolges 
einigermaßen zweifelhaft erscheinen oder wenn über die bei einem 
solchen Leiden angewendeten Methoden nicht genügende Er- 
fahrungen vorliegen. Das letztere hat auch der im Zusammen- 
hang berechtigte Satz der oben mitgeteilten Entscheidung besagt. 



Bekanntlich verfällt der Arzt, welchem ein Kunstfehler ^j 
oder Vernachlässigung^) des Kranken nachgewiesen wird, dem 
Strafgesetz, ebenso nach der allgemeinen Ansicht der Arzt, welcher 
ohne gültige Einwilligung eine Operation vornimmt,^) 

Die größte praktische Bedeutung haben diese Fälle in zivil- 
rechtlicher Beziehung. Der Arzt kann ersatzpflichtig 
Av e r d e n : 

1. Wenn dem Patienten Nachteile aus Kunst- 
fehlern oder Ve rnachlässigung entstehen. 



^) g 356 des österr. St. G. B. Verschulden eines Heilarztes 
durch Unwissenheit. Ein Heilarzt, der bei der Behandlung eines 
Kranken solche Fehler begangen hat, aus welchen Unwissenheit am Tage 
liegt, macht sich, insofeme daraus eine schwere körperliche Beschädigung 
entstanden ist, einer Übertretung, und wenn der Tod des Kranken erfolgte, 
eines Vergehens schuldig, und es ist ihm deshalb die Ausübung der Heil- 
kunde so lange zu untersagen, bis er in einer Prüfung die Nachholung 
der mangelnden Kenntnisse dargetan hat. 

§ 357. Verschulden eines Wundarztes durch Un- 
wissenheit. Dieselbe Bestrafung soll auch gegen einen Wundarzt An- 
wendung finden, der die im vorhergehenden Paragraphen erwähnten 
Folgen durch ungeschickte Operation eines Kranken herbeigeführt hat. 

^) § 358. Vernachlässigung eines Kranken von Seite 
<ler Arzte und Wundärzte. Wenn ein Heil- oder Wundarzt einen 
Kranken übernommen hat und nach der Hand denselben zum wirklichen 
Nachteile seiner Gesundheit wesentlich vernachlässigt zu haben überführt 
werden kann, so ist ihm für diese Übertretung eine Geldstrafe von fünfzig bis 
zweihundert Gulden aufzuerlegen. Ist daraus eine schwere Verletzung 
oder gar der Tod des Kranken erfolgt, so ist die Vorschrift des § 335 
in Anwendung zu bringen (§ 335, vgl. S. 79). 

(Die Gesetze stammen aus der Zeit, wo noch zwischen Heilarzt und 
Wundarzt unterschieden wurde und finden jetzt auf alle Arzte sinngemäße 
Anwendung.) 

^) Die Ansichten über die strafrechtliche Bedeutung der ohne gültige 
Einwilligung vorgenommenen Operationen werden im letzten Kapitel be- 
sprochen. 

2* 
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2. Wenn dem Patienten solche Nachteile ent- 
gtehen, welche nach dem jeweiligen Stande der 
Medizin ohne nachweisbare Schuld des Arztes vor- 
kommen können, sobald die Einwilligung zu dem 
Eingriffe nicht oder nicht in entsprechender Weise 
eingeholt wurde. 

Nach den früheren Ausführungen rekapitulierend, würde 
ich außer der allgemeinen Einwilligung als Bedingungen für die 
Gültigkeit der Abmachung ansehen: 

1. Spezielle Einwilligung für Amputationen, stark entstellende 
Operationen und für Operationen, welche Organe ausschalten, 
deren Funktionsausfall dem Patienten dauernden Schaden bringt 
— naturgemäß auch für die Narkose. 

2. Strenge Beschränkung der Versprechungen bezüglich der 
Grefahren und Aussichten. 

3. Motivierung des Vorschlages der Operation, soweit dies 
dem Patienten verständlich ist, und Erklärung, ob und inwiefern 
der Eingriff notwendig ist, oder ob er verschoben, resp. unterlassen 
werden kann. 

4. Mitteilung von naheliegenden Gefahren und Nachteilen. 

Es sei hier aber doch erwähnt, daß die Forderung nach der 
obligatorischen Einwilligung auch ihre unangenehmen Seiten für 
den Patienten hat. In nicht wenigen. Fällen, bei denen ein für 
den Kranken wenig schmerzhafter Stich oder Schnitt die ganze 
Operation ausmacht, sieht ein ängstlicher Mensch nach gegebener 
Einwilligung zitternd und bangend dem gefürchteten Moment 
entgegen, während eine geschickte Bewegung des Arztes ihm den 
ganzen Jammer erspart hätte; nicht selten tut die Angst vor 
einer Operation mehr weh, als diese selbst. 

Im allgemeinen wird das Publikum mit der Beschränkung 
der Haftpflicht auf das, was die Sachverständigen als Kunstfehler 
und Vernachlässigung bezeichnen, und das, was nach Berück- 
sichtigung der eben versuchten Abgrenzung als Eingriff ohne 
genügende Einwilligung zurückbleibt, nicht leicht zufrieden sein. 

Es ist dies nicht zu verwundern, wenn man einerseits einen 
Vergleich zwischen der ärztlichen und anderen der Haftpflicht 
unterworfenen Tätigkeiten zieht und anderseits bedenkt, was der 
Patient vom Arzte will. 
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Es gibt wohl überhaupt keinen Betrieb, bei welchem die 
Frage, ob ein Nachteil durch die Schuld des Haftpflichtigen ent- 
standen sei, schwerer zu lösen ist, als bei dem ärztlichen, und 
zwischen einem Fehler, wie er bei der Feinheit der in Betracht 
kommenden geistigen und körperlichen Funktionen jedem Arzte 
selbstverständlich oft unterkommt, und einem Kunstfehler, d. h. 
einem Fehler, welcher nachweisbar dem jeweiligen Stande der 
Medizin entsprechend nicht hätte vorkommen dürfen, liegen 
Tausende von unklaren Möglichkeiten. 

Vor allem aber kommt gerade hier der tragische Konflikt 
so recht zum Vorschein, welcher die ärztliche Tätigkeit von ihrer 
Wiege an begleitet. Der Kranke will durch die ärztliche Kunst 
geheilt werden, er verlangt nicht mehr und nicht weniger von 
ihr, diese aber, welche im Deutschen auch den hochstaplerischen 
Namen „Heilkunst" trägt (wohl eine der unglücklichsten Be- 
zeichnungen unserer Sprache), kann fast immer nur behandeln, 
d. h. den Lauf der störenden Erscheinungen nach dieser oder 
jener Richtung ablenken, Hindernisse des gedeihlichen Wirkens 
der Organfunktionen aus dem Wege zu räumen versuchen. 

Mit Ausnahme ganz weniger Fälle, etwa bei den unblutigen Ein- 
richtungen von Verrenkungen und bei einigen anderen unblutigen 
Eingriffen, erzielt der Arzt niemals selbst die Heilung, nicht ein- 
mal bei den lebensrettenden Operationen, wie z. B. bei den 
Operationen der eingeklemmten Brüche, sondern er räumt nur 
die Hindemisse weg und überläßt die Heilung der Natur. „Moi 
je Tai fait, Dieu le gu^rira,** sagte ein alter Chirurg und es ist 
nicht angängig, die Fortschritte der Technik so hoch zu taxieren, 
daß dieser Satz seine Geltung verloren hätte. 

Wenn der Kranke nicht geheilt oder gar geschädigt worden 
ist, hat er tatsächlich nicht das erreicht, was er verlangt hat, und 
es ist menschlich naheliegend, daß er den Arzt beschuldigt, ihm 
Unrecht getan zu haben und glaubt, einen Ersatz von ihm ver- 
langen zu dürfen. Die Einsicht, daß die Medizin nicht im Gegen- 
satz zu allen andern Zweigen menschlichen Wissens und Könnens 
vollkommen sein kann, ist zwar theoretisch, nicht aber praktisch 
in den Köpfen der großen Masse zu Hause. Die meisten Menschen 
sind eben mit ihrer Welt Weisheit zu Ende, wenn es um ihre 
eigene Haut geht. 
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Das Prinzip der obligaten Einwilligung des Patienten oder sei- 
nes Vertreters wird durchbrochen von einer Reihe unvermeidlicher 

Ausnahmen. 

Unmittelbare Notoperation. 

Eine Ausnahme, welche, wie es scheint, von allen Ärzten 
und Richtern anerkannt und welche auch von der Mehrzahl der 
theoretischen Kriminalisten als selbstverständlich angesehen wird, 
ist die folgende : An Menschen, welche sich in unmittelbarer, 
momentaner Lebensgefahr befinden, darf, oder vielmehr 
muß ein lebensrettender Eingriff ohne Einwilligung, sogar gegen 
den Willen des Kranken vorgenommen werden. Eine momen- 
tane Gefahr besteht, wenn nach menschlicher Voraussicht 
ohne sofortige Intervention der Tod innerhalb weniger Sekunden, 
spätestens Minuten eintreten würde; derartige Fälle seien hier 
als unmittelbare Notoperationen bezeichnet. 

Das Gesetz bietet allerdings keine Handhabe für die Auf- 
stellung dieses Satzes. Stooß^) bezeichnet solche Operationen als 
„Notstandshandlung" (§ 54 des deutschen St. G. B.)^), doch 
betrifft dieser Paragraph nur Gefahren, welche den „Täter oder 
einen Angehörigen" bedrohen und seine Anwendbarkeit scheint 
von anderen bezweifelt zu werden; jedenfalls kennt das öster- 
reichische St. G. B. nur die „Notwehr", die hier nicht ohne 
weitgehende Interpretation in Betracht gezogen werden kann. 

So sind denn auch die gegenteiligen Ansichten bei anderen 
Kriminalisten nicht ausgeblieben, v. LilienthaP) z. B. findet es 
ungemein bedenklich, wenn in „Notfällen" das ärztliche Ermessen 
„zum Herrn über Leib und Leben des Patienten" gemacht wird. 
Ich glaube mich nicht zu täuschen, daß man unter einem Herrn 
über Leib und Leben jemanden versteht, der das Leben eines 
anderen nach Belieben zerstören kann, und nicht jemanden, der 
sich das Recht nimmt, das eben entschwindende Leben seines 

^) Chirurgische Operation und ärztliche Behandlung, Berlin 1898. 

^) § 54 des d. St. G. B. Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, 
wenn die Handlung außer dem Falle der Notwehr in einem unverschuldeten, 
auf andere Weise nicht zu beseitigenden Notstande zur Rettung aus 
einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben des Täters oder eines 
Angehörigen begangen worden ist, 

^) Die pflichtgemäße ärztliche Behandlung und das Straf recht 
(Festgabe für Bekker), Berlin 1899. 



- ^-'-"— -——■—'— -^^-^ -^ -^.^-Hl^t.— -^^»^ ^.^,,._^ 



— 23 — 

^[itmeiischen zurückzuhalten; aber es ist gewiß interessant, daß 
eine solche Auffassung überhaupt möglich ist. 

Betrachten wir einmal die Kehrseite der Medaille! Wer 
jemals zu einem Unglücksfall auf der Straße gekommen ist, weiß, 
daß alle Umstehenden mit oder gegen den Willen des Kjranken 
diesem zu helfen suchen. Nun käme ein Arzt und würde den 
Verunglückten fragen: Gestatten Sie, daß ich Ihre spritzende 
Arterie verschließe? Der Patient kann nicht antworten, weil er 
bewußtlos ist, oder sagt „Nein", und nun schaut der Arzt ruhig 
zu, wie der Tod eintritt. Vielmehr nicht ruhig, denn er würde 
von den Anwesenden seine wohlverdienten Prügel bekommen und 
würde sicher dem Gerichte angezeigt. Der Richter aber würde 
Avahr scheinlich eine passende Motivierung finden, um ihn zu ver- 
urteilen. Ahnlich würde es auch sonst mutatis mutandis gehen, 
wenn bei einem Patienten, dem ein anwesender Arzt leicht hätte 
helfen können, die sanitätspolizeiliche Obduktion als Todesursache 
Verblutung oder Erstickung nachweisen würde. 

Es hat meines Erachtens gar keinen Zweck, nach einer 
juridisch genügenden Motivierung für die unmittelbare Notopera- 
tion zu suchen, etwa das Chamäleon „präsumti ve Einwilligung " 
oder dgl. zu Hilfe zu ruten. Dali der Wachmann das Recht 
und die Pflicht hat, mit dem Selbstmörder in den Wellen zu 
ringen, daß der „Samariter" das Recht und die Pflicht hat, an 
dem Menschen, der in selbstmörderischer Absicht Gas eingeatmet 
hat, künstliche Atmung zu machen, bezweifelt wohl niemand. 
Die Juristen haben diese Fälle eifrig besprochen, u. zw. soviel 
mir bekannt ist, größtenteils nicht in meritorischer, sondern in 
technischer Hinsicht. Es kann sich nicht darum handeln, ob 
dem Wachmann oder dem Samariter die Lebensrettung wider 
den Willen des Selbstmörders gestattet ist, diese Frage löst das 
„lebendige Rechtsgefühl" in unzweideutiger Weise; sondern nur 
darum, in welcher Weise der Ausdruck eben dieses lebendigen 
Rechtsgefühles in den Bau der Gesetze eingefügt werden kann.^) 

Die unmittelbare Notoperation des Arztes unterscheidet sich 
von den erwähnten Nothandlungen bloß dadurch, daß sie manchmal 
eingreifender, dem Laien nicht ohneweiters verständlich ist. 
Beide sind und bleiben aber in ihrem Wesen gleichwertig und 

^) Vgl. Mauczka, Rechtsgrund des Sehadenersatzes, Wien 1904. 
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es wäre wohl ein Unding, dem Arzt eine Sonderstellung zozu- 
weisen. Übrigens sind komplizierte^ länger dauernde Eingpöffe 
als „unmittelbare Notoperationen*' im Sinne der gegebenen Defi- 
nition der „momentanen Lebensgefahr^ ohnehin ausgeschlossen. 
Von ärztlichen Maßnahmen kommen besonders in Betracht : 
Künstliche Atmung, Einführung medikamentöser Wiederbelebun^a- 
mittel, Stillung äußerer Blutungen, der Luftröhrenschnitt. Schon 
bei inneren Blutungen würden die primitivsten Vorbereitungen 
so viel Zeit in Anspruch nehmen, daß die Operation nicht mehr 
in diese Gruppe gerechnet werden dürfte. 

Mittelbare Notoperation. 

Häufig ereignet sich der Fall, daß ein Leiden zwar keine 
momentane, aber eine nach ärztlichem Ermessen nahe drohende 
Lebensgefahr mit sich bringt, daß der Tod nach Stunden oder 
wenigen Tagen zu erwarten ist, wenn nicht sofort ein Eingriff 
vorgenommen wird. Selbstverständlich bleibt dann die Entschei- 
dung dem freien Entschlüsse des Patienten in vollem Umfange 
gewahrt, doch ergeben sich hier einige wichtige Ausnahmen, die 
eine mittelbare Notoperation erfordern, und zwar 1. bei 
Bewußtlosen und 2. im Verlaufe von Operationen. 

Die gesetzliche Basis für diese Gepflogenheit der Arzte fehlt 
freilich ganz, doch ist es wohl nicht schwer, einzusehen, welche 
Folgen es mit sich bringen würde, wenn man den gegenteiligen 
Standpunkt einnehmen wollte. Für einen unter Hunderten, der sich 
nachträglich auf den brutal gesetzlichen Standpunkt würde stellen 
wollen, müßte eine Menge von Menschenleben zugrunde gehen. 

Bei jedem Bewußtlosen die Einwilligung zu präsu- 
mieren, ist gewiß untunlich, aber das Unglück wird doch nicht 
gar so groß sein, wenn ein Leben gegen den Willen des Eigen- 
tümers, gegen den ausgelegten Wortlaut des Gesetzes er- 
halten wird; es ist praktisch ganz unmöglich, ohne die mittel- 
baren Notoperationen bei Bewußtlosen ') auszukommen. 

Im Verlaufe einer am narkotisierten Patienten vorge- 
nommenen Operation kann sich das unumgängliche Bedürfnis 

^) Hier kommen hauptsächlich in Betracht: Bewußtlosigkeit durch 
innere Blutungen, durch Schädel Verletzungen, durch andere intrakranielle 
Prozesse; Verletzungen bei gleichzeitiger Bewußtlosigkeit und gewisse 
Störungen der Schwangerschaft und Greburt bei Bewußtlosen, 
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nach einer über die Grenzen der speziellen Verabredung ge- 
henden Erweiterung einstellen. Ist eine solche Erweiterung 
durch eine unmittelbare^ momentane Lebensgefahr bedingt, so 
ist sie nicht nur gestattet, sondern ihre Unterlassung sogar als 
Kunstfehler strafbar; es wird wohl berechtigt sein, anzunehmen, 
daß jedes Gericht den pflichtvergessenen Arzt strafen würde, 
der seinen Kranken unnötigerweise auf dem Operationstisch 
sterben läßt, weil die Einwilligung zu dem momentan lebens- 
rettenden Eingriff fehlt. 

Außerdem aber kommen hie und da die praktisch sehr 
wichtigen Fälle vor, bei denen während der Narkose eine Er- 
weiterung des Eingriffes über das Verabredete hinaus als „mittel- 
bare Notoperation** notwendig wird. 

Folgendes Beispiel möge die Sachlage erörtern: 
Ich habe einen Patienten vor mir, bei welchem eine im Bauche 
befindliche Eiter nnsammlung sich soeben gegen den freien Bauchraum 
entleert hat und es ist mit der größten Wahrscheinlichkeit anzunehmen, 
daß infolge dieses Ereignisses der Tod innerhalb weniger Tage eintreten 
wird ; ich habe kein Recht, ohne Einwilligung eine Operation vorzunehmen 
und muß mich darauf beschränkeD, dem Patienten den Sachverhalt zu 
erklären, da es sich um keine unmittelbare Lebensgefahr handelt. 

Derselbe Fall hat aber eine andere Bedeutung, wenn er sich 
während einer Operation ereignet. Ich habe einer Patientin gesagt, man 
werde ihr den einen Eierstock entfernen, bei der Operation platzt 
plötzlich eine Eiteransammlung in der Nähe des anderen Eierstockes, 
und es heißt nun: entweder Entfernung des zweiten Eierstockes oder 
wahrscheinlicher Tod. Werden beide Eierstöcke entfernt, so bedeutet dies 
eine Kastration, zu der die spezielle Einwilligung nicht eingeholt war, 
also Überschreitung der Befugnis. Jeder Arzt wird den Schritt trotzdem 
tun, da die sofortige Einholung der Erlaubnis unmöglich und jede Ver- 
zögerung unheilvoll ist. 

Große Schwierigkeiten stellen sich einer einheitlichen Be- 
antwortung der Frage entgegen, ob bei Selbstmördern die 
Ausführung einer mittelbaren Notoperation ohne, resp. gegen 
die Einwilligung statthaft sei. Ein Teil der Kriminalisten steht 
auf dem Standpunkte, daß auch dem Selbstmörder das Ver- 
fügungsrecht über sein Leben und seine Gesundheit gewahrt 
bleiben müsse ; in diese allgemeine Form läßt sich die Sache 
aber kaum fassen. Es wurde früher erwähnt, daß das „lebendige 
Rechtsgefühl*^ in der unmittelbaren Lebensgefahr beim Selbst- 
mörder ebenso wie bei jedem anderen Verunglückten jede mög- 
liche Hilfeleistung — durch Nichtarzt oder Arzt — gebieterisch 
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fordert; anders, zweifelhaft, sieht es dagegen aus, wenn die 

Lebensgefahr keine momentane ist, sondern der Tod, falls nicht 

die entsprechende Hilfe geleistet wird, erst nach Stunden oder 

Tagen zu erwarten wäre. 

Als Beispiel diene der Fall, daß ein Mensch in selbstmörderischer 
Absicht Gift genommen hat und nun die Möglichkeit vorliegt, die im 
Verlaufe einer gewissen Zeit todbringende Wirkung des Giftes durch 
Gegenmittel oder Entleerung des Magens zu beseitigen, daß der Selbst- 
mörder aber die Anwendung dieser Mittel verweigert. Ich nehme an, ein 
Helfer — Nichtarzt oder Arzt — habe den Patienten durch einige 
handfeste Männer halten lassen, ihm gewaltsam den Mund aufgesperrt 
und das geeignete Mittel oder den Magenschlauch eingeführt. Nun klagt 
der Gerettete. 

Daß in einem solchen Falle dem Helfer kein Rechtstitel 
zur Seite steht ist zweifellos, und es wäre wohl möglich, daß 
einmal ein Richter in genauer Auslegung des Gesetzes den Stab 
über ihn bräche; dagegen dürften seine Aussichten auf Straf- 
losigkeit sich wahrscheinlich sehr günstig stellen, wenn die 
Greschworenen das Urteil zu fällen hätten; die eigentliche Be- 
wertung der Tat, welche nicht Sache des im wesentlichen an 
den Wortlaut des Gesetzes gebundenen amtlichen Richters ist, 
würde wohl zugunsten des Helfers ausfallen. Freilich kommt es 
dabei aber sehr darauf an, in welcher Weise der Zwang aus- 
geübt wnrde. 

Der Kriminalist Schmidt (1. c.) erzählt ohne eine Silbe 

des Tadels folgende Geschichte: 

„Nach privater Mitteilung gehört folgender Fall hieher: Zu einem 
Internisten kommt in früher Morgenstunde ein Ehepaar der gebildeten 
Stände, der Ehemann mit der verstörten Mitteilung, daß seine Frau so- 
eben aus Trotz infolge eines ehelichen Zwistes Morphium, das sie zu- 
fällig bei sich geführf, in großer Quantität verschluckt habe. Der Arzt 
greift zur Magenpumpe, um den Magen seines Inhaltes zu entleeren, 
scheitert aber am passiven Widerstand der Dame. Kurz entschlossen 
zieht er seinen Bock aus und streift die Hemdärmel auf, indem er mit 
rauhem Tone die Patientin anfahrt: „Offnen Sie den Mund oder ich 
schlage Sie hinter die Ohren.'' Das Mittel erzielt seine Wirkung.'' 

Da müssen wir Arzte doch entschieden protestieren, wenn 

es so hingestellt wird, als ob Ohrfeigen u. dgl. eventuell zu 

unserem Rüstzeug gehören würden. Der energische Herr, der in 

früher Morgenstunde Ohrfeigen anbot, wäre wohl in der Praxis 

des Grerichtssaales mit Recht weniger freundlich beurteilt worden, 

als in der zitierten Mitteilung. 
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Bezüglich der mittelbaren Notoperation bei Selbstmördern 
gelangen wir also zu keinem bestimmten Resultat und müssen es 
dem ärztlichen oder nichtärztlichen Helfer überlassen, den Einzel- 
fall zu beurteilen. Glücklicherweise kommen solche Schwierig- 
keiten äußerst selten vor ; nach meiner Erfahrung an Selbst- 
mördern, welche sich schätzungsweise auf reichlich 200 Fälle 
belaufen dürfte, freuen sich unter 10 dieser Unglücklichen wenig- 
stens 9 ihres wiedergewonnenen Lebens und stimmen eifrig allen 
zu ihrer Erhaltung vorgeschlagenen Maßregeln bei. Wenn ich 
aber meinen persönlichen Standpunkt präzisieren soll — den ich 
hoffentlich niemals in die Praxis umzusetzen gezwungen sein 
werde — so würde ich wohl, wenn nicht sehr wichtige Gründe 
meine Entschließung beeinflussen, schweren Herzens dem Patien- 
ten seinen Willen lassen. 

Hier muß noch ein wichtiger und häufig vorkommender 
Fall erwähnt werden, der die Mitte zwischen mittelbarer und 

unmittelbarer Notoperation hält: 

Wenn sich ein Selbstmörder die Adern an einer Extremität durch- 
schneidet, besteht die unmittelbare Notoperation in dem Abbinden des 
verletzten Gliedes, um den Blutaustritt zu verhindern. Würde man nun 
die Abschnürung mehrere Stunden bestehen lassen, so würde es, ab- 
gesehen von den fürchterlichsten Schmerzen, welche durch dieselbe ver- 
ursacht werden, zum brandigen Absterben des betreffenden Körperteiles 
kommen. 

Ich glaube, daß es alle Chirurgen für ihre Pflicht halten, 
wenn ihnen ein Selbstmörder mit durchschnittenen Adern und 
provisorischer Abbindung zugeht, die notwendigen Schritte zu 
einer definitiven Blutstillung auch gegen den Willen des Patienten 
vorzunehmen. 

Die mittelbaren und unmittelbaren Notoperationen haben 
aber noch eine andere Seite. Wie verhält es sich, wenn der Arzt 
außer dem unbedingt notwendigen lebensrettenden Eingriffe 
noch eine an sich zweckmäßige Erweiterung der Operation vor- 
nimmt? Hiezu 2 Beispiele, ein fiktives, um an die Lehre der 

Juristen anzuknüpfen, und ein mehrfach selbsterlebtes. 

Oppenheim^) sagt, daß es berechtigt sei, „wenn ein Arzt oder 
Nichtarzt dazu kommt, wie ein Mensch sich in selbstmörderischer Ab- 
sicht den Hals abschneidet und nun rasch entschlossen dem Selbst- 



^) Oppenheim. Das ärztliche Recht zu körperlichen Eingriffen an 
Kranken und Gesunden. Basel 1892. 
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inörder mit dem Stock das Messer aus der Haud schlägt, ihn bindet, 
kunstgerecht die Wunde vernäht usw., um ihn vor dem sicher ein- 
tretenden Tode zu retten." 

Leider ist das Beispiel äußerst unglücklich gewählt, weil 

in einem solchen Falle das Vernähen der Wunde so ziemlich 
das Verkehrteste wäre, was man tun könnte. Nehmen wir aber 
an, die Blutung wäre gestillt, der Helfer wäre in der Lage, die 
Wunde zu vernähen, und täte dies in der Überzeugung, daß es 
für das Leben des Selbstmörders zwar nicht notwendig, aber in 
der Zukunft für denselben nützlich sei. Es ist dann außer dem 
lebensrettenden noch ein Operationsakt ohne Einwilligung ge- 
macht worden. 

Ein Fall, der jedem Chirurgen oft vorkommt, ist der folgende : 
Jemand schneidet sich in selbstmörderischer Absicht oberhalb des Hand- 
gelenkes sämtliche Weichteile durch und wird dem Spital eingeliefert. 
Dort wird er narkotisiert und zunächst werden die blutenden Gefäße 
unterbunden. Damit wäre die Lebensgefahr überwunden und die Not- 
operation beendet, kein Arzt wird sich aber damit begnügen. Man wird 
die Nerven und Sehnen nähen, eine oft sehr lang dauernde Operation, 
ohne welche aber später die Hand zu einem unbrauchbaren Anhängsel 
würde. Es wäre ein heller Unsinn, sich mit der lebensrettenden Unter- 
bindung zu begnügen, und meines Wissens ist es auch noch nie einem 
Patienten eingefallen, in diesem 2. Akte eine Beeinträchtigung seines 
Rechtes zur freien Willensentschließung zu sehen. 

Die Vernunft gebietet, neben den ftirjdie Er- 
haltung des Lebens unbedingt notwendigen Ein- 
griffen noch das zu unternehmen, was nach strikter 
Indikation zur Vermeidung schwerer Folgen der 
Verletzung notwendig erscheint. Wenn man die Aus- 
nahmen von der Forderung nach der Einwilligung des Patienten 
präzisiert, darf dies nicht außer acht gelassen werden. 

Entfernte Notoperation. 

Eine dritte Möglichkeit ergibt sich ebenfalls während der 
Operation, wenn die Wahrscheinlichkeit besteht, daß ein Leiden 
zwar nicht sofort oder nach wenigen Tagen, aber in absehbarer 
Zeit zum Tode führen würde, falls die Operation nicht über das 
Verabredete hinaus ausgedehnt wird. Diese Fälle seien als ent- 
fernte Notoperationen bezeichnet. 

Wir bleiben bei einem dem obigen analogen Beispiele: 
Eine Frau hat eingewilligt, daß ihr der eine, von einer nach- 
weisbaren Geschwulst befallene Eierstock entfernt werde, nach Eröffnung 
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des Bauches zeigt der andere Eierstock eine beginnende krebsige Ent- 
artung, so daß bei Belassung desselben der Tod mit der größten Wahr- 
scheinlichkeit innerhalb einiger Monate zu erwarten ist^ während die 
Operation durch die Entfernung des anderen Eierstockes nicht gefähr- 
licher würde. Soll man nun die Patientin bald darauf den Gefahren einer 
neuerlichen Operation aussetzen^ deren Chancen ungleich ungünstiger sind^ 
um die von der Einwilligung nicht gedeckte Erweiterung der Operation 
zu vermeiden? 

Die Meinungen über die entfernte Notoperation werden 

gewiß geteilt sein, ich halte sie für berechtigt; aber freilich 

-wird man in solchen Fällen gewöhnlich dem Arzte den Vorwurf 

machen können, die Besprechung nicht mit der notwendigen 

Umsicht eingeleitet zu haben. 



Eine weitere Ausdehnung des Begriffes der Notoperation 
über die Fälle der unmittelbaren Lebens gefahr, ferner der mittel- 
baren oder entfernten Lebensgefahr, welche im Verlaufe von 
Operationen eintritt, ist nicht statthaft. Findet der Arzt, daß 
eine Erweiterung der Operation, bezüglich welcher eine spezielle 
Einwilligung notwendig ist, für die Erhaltung des Lebens zwar 
nicht unumgänglich, aber für das Wohl des Patienten wünschens- 
wert wäre, so darf er sie nicht vornehmen, wenn sie nicht durch 
eine spezielle Bewilligung gedeckt erscheint. 

Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß der von man- 
chen Autoren gebrauchte Ausdruck: „Grefahr für das Leben oder 
die Gresundheit^) des Patienten" einen viel zu weiten Spiel- 
raum läßt und weder dem Patienten noch dem Arzte eine be- 
friedigende Lösung der Frage zu bieten vermag. 

Einen praktisch äußerst wichtigen Beleg hiefür bietet 

folgender Fall :^) 

Eine ledige Frauensperson konsultierte den Dr. J., weicher erklärte, 
es sei eine ^kleine" Operation notwendig (Ausschabung der Gebär- 
mutter), dieselbe sei nicht lebensgefährlich und die Heilung beanspruche 
nur wenige Tage. Hiemit war die Patientin einverstanden. In der 
Narkose entdeckte der Arzt beiderseitige Tubenschwellungen mit um- 
fänglichen Verwachsungen und kystomatöser Entartung der Eierstöcke. 
Ohne hiezu die Einwilligung erhalten zu haben, entschloß sich nun der 
Arzt zur Entfernung dieser Organe, indem er die vorher besprochene 



^) ^g^' ^' ^' Anmerkung S. 34, 35. 

^) Der Fall ist im folgenden stets als „Dresdener Fall" bezeichnet. 
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Operation unterließ. Als die Patientin aus der Narkose erwacht Mrar, 
wurde ihr der Sachverhalt mitgeteilt; sie äußerte zunächst lebhafte 
Dankbarkeit und unterzog sich einige Zeit darauf der zuerst projektierten 
kleinen Operation. 

Ihre^) dankbare Gesinnung gegen den Arzt schlug jedoch bald in 
das Gegenteil um; die Patientin verweigerte die Honorarzahlung für die 
erste Operation, da dieselbe ohne ihre Einwilligung vorgenommen worden 
sei und erhob ihrerseits Ansprüche auf Schmerzensgeld und Yerstümmeluugs- 
entschädigung (wegen der durch die Operation entstandenen Zeugang^s- 
unfähigkeit, wogegen der Arzt behauptet, dieselbe habe schon früher 
bestanden). 

Das Oberlandesgericht Dresden als Berufungsinstanz wies den An- 
spruch des klagenden Arztes ab; derselbe habe ohne Auftrag und so^ar 
unmittelbar gegen den Auftrag der Beklagten gehandelt, da ihm nur 
die Vornahme einer ganz kleinen Operation gestattet worden sei. Seine 
Handlungsweise bei der Vornahme der ersten Operation stelle sich 
daher als eine absichtliche und widerrechtliche Körper- 
verletzung dar, für die ihm selbstverständlich eine Honorar- 
vergütung nicht zugesprochen werden könne. Allerdings sei auch der 
Beklagten kein Schmerzensgeld und keine Verstumm c- 
lungsentschädiguug zuzubilligen, da sie durch ihre Anerkennungs- 
und Dankesäußerungen dem Beklagten die Widerrechtlichkeit seiner 
Handlungsweise verziehen und somit unzweideutig auf die Geltend- 
machung von Ansprüchen wegen der ihr zugefügten Schmerzen ver- 
zichtet habe. Das Oberlandesgericht stellt auf Grund des Gutachtens 
der zugezogenen Sachverständigen noch fest, daß die Beklagte vermöge 
ihrer Erkrankung keiner unmittelbaren Lebensgefahr aus- 
gesetzt gewesen sei, aus der sie nur durch den Eingriff 
des Klägers hätte gerettet werden können und bemerkt 
weiter : Wenn in den vom Kläger beigebrachten Aussprächen angesehener 
Arzte, die auch vom Sachverständigen für richtig erklärt werden, wieder- 
holt hervorgehoben wird, daß Erkrankungen der hier vorliegenden Art 
sobald als möglich und zu jeder Zeit operiert werden müssen, so folgt 
daraus, wie auch vom Sachverständigen ganz richtig bemerkt wird, nicht 
im entferntesten, daß der Arzt, der bei einer bewußtlosen Kranken 
eine Erkrankung der bezeichneten Art feststellt, sich über 
ihre Zustimmung hinwegsetzen und die Operation sofort an der Bewußt- 
losen ausführen dürfe. 

Das Oberlandesgericht übergab nach Fällung seiner Entscheidung die 
Akten der Staatsanwaltschaft, damit diese gegen den Arzt Anklage wegen 
absichtlicher und rechtswidriger Körperverletzung er- 
hebe. Die Staatsanwaltschaft lehnte jedoch die Erhebung der Anklage ab. 

Dagegen ist es gewiß statthaft, eine Erweiterung der Ope- 
ration, welche für den Patienten wesentliche Vorteile verspricht, 

^) Nach Heimberger. 
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dann vorzunehmen, wenn dieselbe mit der größten Wahrschein- 
lichkeit keine Gefahren bringt und keine der Eventualitäten 
eintritt, welche eine Einwilligung im früher besprochenen Sinne 
orf ordern. 

So haben sich mir unter den zirka 500 Operationen von freien 
Leistenbrüchen der letzten drei Jahre viermal Fälle ergeben, bei denen 
als zufälliger Befund, der vorher nicht erwartet worden war, Entzündungen 
des Wurmfortsatzes entdeckt wurden. Die Einwilligung betraf zwar nur 
die Bruchoperation, da aber aus der Entfernung des gefährlichen, ent- 
zündeten Wurmfortsatzes den Patienten bei minimaler Gefahr durch den 
Eingriff bedeutende Vorteile erwachsen, andererseits auch kein Funktions- 
nusfall entsteht, der eine spezielle Einwilligung nötig machen würde, 
habe ich n«ch der G-epflogenheit der meisten, vielleicht aller Chirurgen, 
die Berechtigung zu dieser Erweiterung für zweifellos 
gehalten. 

Andere Ausnahmen. 

Von juridischer Seite ist ferner erwähnt worden, daß von 
der Einwilligung Abstand zu nehmen sei, wenn durch sanitäts- 
polizeiliche Vorschriften besondere Eingriffe angeordnet 
wurden, so insbesondere bei Epidemien. Die Sache hat zwar 
keine besondere aktuelle Bedeutung, möge aber immerhin nicht 
übersehen werden. In Betracht kommt praktisch die vorschrifts- 
mäßige Revakzination der Rekruten, doch wäre es denkbar, daß 
einmal bei einer Epidemie eine bestimmte Behandlungsart, resp. 
bestimmte prophylaktische Eingriffe (Serumbehandlung) ange- 
ordnet würden, wozu der Staat zweifellos das Recht hat. 

Wenn ein Rekrut sich gegen die Revakzination wehren 
würde, hat der Militärarzt vielleicht das Recht, ihn binden zu 
lassen, um die Impfung vorzunehmen, vielleicht könnte dem 
^lilitärarzt von seinen Vorgesetzten befohlen werden, die Impfung 
an dem ad hoc gebundenen Rekruten auszuführen. 

Vom ärztlichen und menschlichen Standpunkt aus wäre 
<*in derartiger Eingriff gewiß unbedingt zu verwerfen; der Staat 
hat das Recht, zum Nutzen anderer die freie Willensentschließung 
einzuengen und hat genug Mittel, um die Mehrzahl der Menschen 
gefügig zu machen, dem Arzt im Einzelfalle dies Recht ein- 
zuräumen oder ihm eine so widerwärtige Pflicht aufzubürden, 
halte ich für vollkommen u n b i 1 1 i g. '^) 

^) Flügge (1. c.) hat die Modifikationen des Yertragsverhältnisses 
zwischen Arzt und Patient, welche durch die Berufung, respektive Be- 
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Eine eigene Stellung nehmen gewisse kleine, aber oft 
höchst schmerzhafte Eingriffe ein, welche imLaufe derNach- 
behandlung Operierter und auch bei chirurgischen Behand- 
lungen überhaupt als indiziert erscheinen, als da sind: Er- 
weiterungen eitriger Wunden auf stumpfem Wege, Entfernung 
loser Knochenstücke aus Knochenwunden, Brennen mit Lapis etc., 
ganz abgesehen von der Entfernung der Nähte. In solchen Fällen 
ist es aus praktischen Gründen vollkommen undurchführbar, 
jedesmal die spezielle Einwilligung des Kranken einzuholen und 
es wird von allen Ärzten als selbstverständlich angenommen, 
daß der Patient, welcher sich ihnen zu einer solchen Behandlung- 
anvertraut, auch mit den sich ergebenden kleinen Eingriffen 
einverstanden sei ; freilich darf der Arzt den Begriff des „kleinen 
Eingriffes '^ nicht zu weit fassen, vor allem aber muß er in dem 
Moment, in welchem der Kranke protestiert, denselben (natürlich 
unter Hinweis auf die daraus entstehenden Folgen) unterlassen. 



Zum Schlüsse dieses Kapitels darf ein Fall nicht vergessen 
werden, welcher zwar meines Wissens bisher keine praktische 
Bedeutung gehabt hat, aber doch für die Theorie nicht ohne 
Interesse ist. Zu der gültigen Einwilligung gehört, wie erwähnt, 
notwendig eine Motivierung für den Vorschlag der Operation. So 
sagt auch Stooss: „Da die Einwilligung des Patienten zu der 
Behandlung, die der Arzt vorschlägt, nur dann rechtlich wirksam 
ist, wenn sie auf Grund eines wahrheitsgemäßen Berichtes des 
Arztes gegeben wird ..." Wie verhält es sich nun, wenn die 
Diagnose falsch, demnach der Bericht nicht „wahrheitsgemäß", 
vielleicht die Operation gänzlich verfehlt war? 



stallung des Arztes von seiten einer dritten Person entstehen (Kassenarzt. 
Vertrauensarzt der Versicherungsgesellschaften etc.), in klassischer Weise 
auseinandergesetzt. Die Frage der Einyrilligung zu Operationen wird 
durch diese Verhältnisse nicht tangiert, sie wird auch dann nicht tangiert, 
wenn dem Kranken die Wahl des Arztes nicht frei steht (Soldaten, 
Sträflinge). Für jeden EingriflF muß trotzdem der Arzt ad personam die 
persönliche Einwilligung des Kranken erwirkt haben ; es ist mir nicht 
verständlich^ wie behauptet werden konnte, daß es bei Sträflingen aus- 
schließlich auf den Willen der Gefängnis Verwaltung ankomme. 
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Als Beispiel sei ein besonders krasser Fall angeführt, der seiner- 
zeit viel besprochen wurde; ob er sich wirklich zugetragen hat, weiß 
ich freilich nicht, doch wäre es wohl möglich. 

Ein Orientale konsultiert den Arzt wegen eines Bauchleidens seiner 
Tochter, eines jungen Mädchens. Dieser konstatiert ein Myom des Uterus 
xind rät zur Entfernung, in welche sofort eingewilligt wird. Bei der 
Operation findet sich aber statt des Myoms — ein Kind. Der Vater, 
respektive Großvater, erklärt nun, er habe in die Operation eines 
Myoms eingewilligt und von dem Rinde wolle er nichts wissen. 

Die reine Lustspielverwickelung, welche aber für alle Beteiligten 
jenseits des Spasses ist! 

Unter 100 Laien werden wohl 99 mit ihrem Urteil schnell fertig 
sein und die Sache als Kunstfehler bezeichnen; da aber der gleiche 
Fehler schon den erfahrensten Gynäkologen und Geburtshelfern passiert 
ist und die allgemeine Ansicht dahingeht, daß er unter gewissen Um- 
ständen schwer oder gar nicht zu vermeiden sei, würde das Sachverständigen- 
gutachten wahrscheinlich keinen Kunstfehler erkennen. 

Gewiß hätte der Arzt bei wörtlicher Auffassung der obigen 
Sätze ohne gültige Einwilligung operiert! 

Anders verhält es sich aber in solchen Fällen, wenn man 
bedenkt, daß in ärztlichen Dingen, soweit sie nicht die klar- 
gelegte Vergangenheit betreffen, überhaupt kein „wahrheits- 
gemäßer Bericht", sondern nur ein Bericht gefordert werden 
kann, welcher der Wahrscheinlichkeit mehr oder weniger ent- 
spricht. Nicht die Wahrheit, sondern die Wahrscheinlich- 
keit, entsprechend dem gegenwärtigen Stande 
unseres Wissens, kann der Maßstab sein, nach welchem zu 
rechnen ist, und sobald die Basis des Vertrages demselben ge- 
nügte, ist die Einwilligung im allgemeinen auch dann gültig, 
wenn die Diagnose falsch war und die Operation ist insoferne 
berechtigt, als nach Richtigstellung der Diagnose kein Grund 
oder keine Möglichkeit zur Einholung einer speziellen Erlaubnis 

vorliegt. 

Der oberste Grerichtshof hat im Jahre 1887 die Entscheidung ge- 
fällt: „Ungeschickt (§ 357 St. Gr.)^) ^^^ ebensowohl die unstatthafte, als 
die nicht in Gemäßheit der Kunstregeln ausgeführte Operation.'' Der 
Ausdruck „unstatthaft" entstammt einem gelegentlich des betreffenden 
Falles erstatteten Fakultätsgutachten und wird in dieser Entscheidung 
weiterhin erklärt: 

Der „Tatbestand nach § 357 liegt dann vor, wenn dem Arzte eine 
ungeschickte Operation zur Last fällt, d. h. eine solche Operation, die 



1) Vgl. S. 19. 

Büdinger: Die Einwilliguug zu ärztlichen Eingriffeu. 



^) Hier seien angeführt : 

S t o o 8 s ; Wer an einer Person eine ärztliche Behandlung ohne 
ihre Einwilligung oder ohne Einwilligung der Person, die sie zu ver- 
treten berufen war, vornimmt, wird, sofern diese Behandlung nicht zur 
Abwendung einer unmittelbaren Gefahr für Leben und Gesundheit des 
Behandelten dringend geboten war, bestraft. . . 

V. Lilienthal: Arztliche Handlungen sind durch ihren Zweck 
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entweder gar nicht hftttc vorgenommen werden sollen, oder die nicht 
den Regeln der Kunst entsprechend vollzogen wurde.^ 

Also, meine geehrten engeren und weiteren Fachkolle^en 1 
der Länder, in denen das österreichische Strafgesetz gilt, wir 
müssen unsere Doktordiplome dem § 357 opfern, denn es ist 
keiner von uns, der niemals eine solche Operation gemacht hat, 
„die gar nicht hätte vorgenommen werden sollen." Das Böse ist 
nur, daß niemand übrig bleibt, bei dem wir unsere Prüfungen 
wiederholen können. In diesem Sinne unstatthaft sind nicht nur 
die meisten Operationen, welche auf Grund falscher Diagnosen 
vorgenommen werden, sondern auch die meisten EingriflPe, welche 
zu einem ungünstigen Resultat führen. Hat z. B. der Arzt eine 
ihm notwendig scheinende Operation gewagt und stirbt der 
Patient, weil seine Kräfte nicht ausreichten, so hätte die Operation 
nicht vorgenommen werden sollen. Natürlich hat es die erwähnte 
Entscheidung gar nicht so gemeint, jedoch wurde dieselbe hier 
angeführt, um nochmals zu zeigen, daß nicht etwas Absolutes, 
sondern nur „die Regeln der Kunst" den Maßstab abgeben können. 

Der obige Satz ist nur in folgender Fassung anwendbar: 

. . , d. h. eine solche Operation, die nach den Regeln der Kunst gar 
nicht hätte vorgenommen werden sollen, oder nicht diesen entsprechend 
vollzogen wurde. 

Wenn man die Möglichkeiten betrachtet, in welchen der 
Arzt ohne Einwilligung des Patienten einzugreifen berechtigt 
ist, so ergibt sich ein recht mannigfaltiges Bild und keine der 
von juridischer Seite gegebenen Definitionen und Versuche der 
Kodifikation scheint mir den Ansprüchen der wirklichen Ver- 
hältnisse auch nur einigermaßen zu genügen. ^) 

Wie auf allen Gebieten, kann auch bezüglich der Einwil- 
ligung zu ärztlichen Operationen das Gesetz nur die Grenzen 
des Erlaubten abstecken, jenseits desselben muß es eine Menge 
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von Möglichkeiten geben, bei denen ein Unrecht nicht mit 
genügender Klarheit zu erweisen ist. Bei der ärztlichen Tätigkeit 
Avird dies begreiflicherweise von dem leidenden Teil um so mehr 
empfunden, als der daraus entstehende Schaden schwer oder gar 
nicht mehr gut zu machen ist. Gewiß ist aber gerade jetzt das 
Mißtrauen gegen die Arzte ein besonders großes und vor allem 
iiie Spitalsärzte bekommen den besten Teil davon. 

Einige der gewöhnlichsten Beschuldigungen sind in den 
folgenden Worten von S t o o s s enthalten, und geben ein deutliches 

Bild von der Meinung Tausender: 

„Wenn der Patient dem Arzt als Pflegling eines Spitals, einer 
Anstalt oder Klinik in Behandlung gegeben wird, so gerät der Patient 
leicht in eine abhängige Stellung gegenüber dem Arzt. Der Arzt weiß, 
daß der Patient nicht die Wahl hat, sich von ihm oder einem anderen 
Arzte behandeln zu lassen(?), er weiß auch, daß er nicht von dem Patienten 
für seine Dienste honoriert wird (sie!). Dadurch gewinnt der Arzt eine 
Machtstellung, welche die Betätigung der persönlichen Freiheit bedeutend 
einschränkt oder nahezu aufhebt. Ist der Arzt autokratisch veranlagt, 
so lebt er sich nach und nach in die Vorstellung hinein, der Patient 
sei verpflichtet, sich der Behandlung zu unterwerfen, die der Arzt nach 
seiner überlegenen Einsicht zum Wohl des Patienten für angemessen 
erachte. Arbeitet der Arzt wissenschaftlich, so ist er namentlich bei 
interessanten Fällen versucht, die Behandlung des Patienten in 
den Dienst der medizinischen Erkenntnis zu stellen und zu vergessen, 
daß das Wohl des Patienten die einzige Richtschnur für seine 
Behandlung sein muß. Dann besteht die Gefahr, daß der Patient nicht 
ausschließlich in seinem Interesse, sondern als ^Material'' behandelt 
werde. Das ist das Ende der persönlichen Freiheit des Patienten." 

So eingewurzelt sind also diese Anschauungen, daß sie sogar 



vor Strafe geschützt, dürfen aber nicht gegen den Willen des Behan- 
delten vorgenommen werden. 

Schmidt: Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn 
die Handlung durch die Notwendigkeit ärztlicher Hilfe geboten war. 

Derjenige, welcher zugezogen wird, um einer Person ärztliche 
Hilfe zu leisten, ist solange diese Person oder deren Vertreter der Be- 
handlung nicht widerspricht, zu allen Eingriffen berechtigt, welche zur 
Erhaltung ihres Lebens und ihrer Gesundheit (nach Maßgabe der Regeln 
der äztlichen Wissenschaft [Anm. : wäre eventuell zu entbehren]) er- 
forderlich sind. 

Die ÜberschreituAg der berechtigten Hilfe ist nicht strafbar, wenn 
der Arzt über deren Grenzen hinausgegangen ist, weil er infolge der 
begleitenden Umstände die ärztlichen Regeln nicht erkennen konnte 
(oder wenn die behflndelte Person in den Eingriff einwilligte). 

3* 
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in eine ernste juridische Schrift, deren Autor sich der objektivsten 
Würdigung ärztlicher Tätigkeit befleißigt, hineingeraten sind. 

Es hat keinen Zweck, gegen solche Ansichten zu polemi- 
sieren, über deren Wert Tausende von Spitalspatienten Auskunft 
zu geben vermögen, jedoch sind sie ein Fingerzeig für die Arzte, 
mit welchen Faktoren sie zu rechnen haben. In dem zitierten 
Sündenregister der Spitalsärzte ist aber doch ein Punkt, der 
hervorgehoben zu werden verdient: Wenn bei diesen Leuten 
schon die Gefahr besteht, daß der Patient nicht ausschließlich in 
seinem Interesse behandelt wird, weil sie nicht honoriert werden, 
wenn der Honorarfrage überhaupt irgendein Platz in den Er- 
wägungen des Arztes eingeräumt wird, müßte man doch schließen, 
daß dieser bei den sogenannten Privatpatienten trachten würde, 
möglichst viele bezahlte Operationen auch bei zweifelhafter In- 
dikation zu machen. Dann ist aber der zahlende erst recht im 
Nachteil gegenüber dem bejammerten Spitalspatienten, denn ein 
Übergriff der „autokratischen Veranlagung" läßt sich zweifellos 
leichter abwehren, als eine gewinnsüchtige Suggestion. 

Kein vernünftiger Mensch wird behaupten wollen, daß die 
Arzte zum Unterschied von allen anderen Ständen sich ohne 
Ausnahme von rein objektiven Beweggründen leiten lassen und 
daß die Vorwürfe nicht bei dem einen oder anderen berechtigt 
sind. Die Tatsachen beweisen aber, daß sich doch nur wenige 
Kranke dazu verführen lassen, Pauschalbeschuldigungen in die 
Praxis umzusetzen und sich damit der einzigen Beruhigung zu 
berauben, des Vertrauens in die guten Absichten des Arztes. 



In neuerer Zeit ist von vielen Ärzten der Versuch gemacht 
worden, sich gegen Ansprüche von seiten der Patienten mittels 
schriftlicher Reverse zu schützen, welche vor der Operation aus- 
gefertigt werden. Die Sache ist von so großer Bedeutung für Ärzte 
und Patienten, daß sie es wohl verdient, von verschiedenen Seiten 
beleuchtet zu werden. Es seien daher in Kürze 2 Besprechungen 
dieses Themas herangezogen, welche differente Anschauungen 
vertreten. 

F. V. Neugebauer^) in Warschau hat im Anschluß an 



^) Centralblatt fdr Gynäkologie, 1904. 
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einen Prozeß, bei welchem er im Jahre 1899 als Sachverständiger 
zu intervenieren hatte, in seiner Frauenklinik Reverse eingeführt, 

welche fallweise verschieden lauten, z. B.: 

Ich endesgefertigter Moses Kohn erkläre hiemit, daß ich Herrn 
X)r. X. gebeten habe, an meiner Frau Rebekka, welche mit einem Ge- 
wächs innerhalb der Bauchhöhle behaftet ist, den Bauchschnitt zu voll- 
ziehen, um das Gewächs zu beseitigen, daß Herr Dr. X. mich darüber 
a,ufgeklärt hat, daß eine so wichtige Operation unumgänglich mit Lebens- 
gefahr verbunden ist und erkläre hiemit, daß ich auf jegliche Ansprüche 
an den Operateur verzichte, im Falle des Vorkommens irgendwelcher 
unvorhergesehener oder zufälliger Komplikationen während der Operation 
oder nach derselben, Fistelbildung, Eiterung usw., Notwendigkeit einer 
Nachoperation oder selbst für den Fall des tödlichen Ausganges. 

Warschau, den 1. September 1900. Moses Kohn, Kaufmann.^) 

In anderen Fällen, wenn z. B. das Herz des Patienten ver- 
dächtig erschien, ist besonders die Gefahr der Narkose erwähnt etc., 
doch wurden Reverse überhaupt recht selten (18 mal in 3 Jahren) 
verlangt. Neugebauer spricht sich über den Wert dieser Maß- 
regel folgendermaßen aus : Ein solcher Revers schützt mich keines- 
%veg8 vor dem Prokurator für den Fall, daß ich wirklich einen 
F'ehler begehen sollte, was Gott verhüten möge — aber er schützt 
mich vor Zivilansprüchen, Entschädigungsklagen usw. 

Chrobak^) rät, den Revers nicht so ausführlich und be- 
unruhigend für den Patienten zu machen, dafür verlangt er aber 
die schriftliche Bekundung der Einwilligung ausnahmslos von 

jeder Kranken. 

„Ich tue dies nicht bloß, weil man bei dem kleinsten Eingriffe 
vor Überraschungen nicht sicher sein kann, sondern vielmehr, weil es 
den Kranken gegenüber grausam ist, nur einzelne zur Ausstellung eines 
Reverses heranzuziehen.** ^In dem Verlangen nach einer bindenden Er- 
klärung, daß die zu Operierenden mit allem Notwendigen einverstanden 
sind, mache ich selbstverständlich keinen Unterschied zwischen Kranken 
der privaten und der Spitalspraxis. Natürlich wird man bei der ersteren 
oft der schriftlichen Erklärung entbehren können, weil man leichter ver- 
läßliche Zeugen der mündlichen Abmachungen findet, als im Spital. Im 
wesentlichen bleibt sich aber das gleich, ob man die Einwilligung schrift- 
lich oder mündlich festgestellt hat — sie muß eben nur zweifellos fest- 
gestellt sein.^ 

Die Keverse, von der Kranken selbst geschrieben oder wenigstens 
unterschrieben, lauten: 



^) Bezüglich der Bedeutung eines vom Gatten der Patientin aus- 
jj^estellten Reverses cf. „Einwilligung der Angehörigen. ** (S. 57.) 
2) Centralblatt für Gynäkologie, 1904. 
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Ich erkläre mich mit der Operation und mit jedeoi während der- 
selben sich als notwendig herausstellenden Eingriff einverstanden. 

Welche Garantien gibt der Revers dem Arzte? 

Oben wurde der Ausspruch Neugebauers zitiert, daü der 
Revers nicht vor dem Prokurator, sagen w^ir vor dem Strafgesi^tz 
schütze, wohl aber vor Ersatzansprüchen. 

Der erste Teil dieses Satzes ist selbstverständlich, dem zweiten 
kann nicht beigestimmt werden. Wenn ein Kunstfehler festgestellt 
wurde, muß der Schuldige, abgesehen von der Strafe, welche ihm 
das Gesetz zuspricht, auch für den Schaden aufkommen, und kein 
Gericht dürfte anerkennen, daß sich ein Revers auch auf solche 
Nachteile beziehen kann, welche durch Unwissenheit oder Ver- 
nachlässigung entstehen. 

Es ist wohl leicht einzusehen, wohin es führen müßte, wenn das 
„Recht des Schadenersatzes und der Genugtuung" durch ein Stück 
Papier fallweise aufgehoben werden könnte. Der Fabrikant ließe 
seine Arbeiter einen Revers unterschreiben, daß sie im Falle eines 
Unglückes durch mangelhafte Maschinen keine Ersatzansprüche 
stellen usf., bis endlich nichts mehr übrig bleibt. 

Der Arzt, der sich einen Kunstfehler hat zuschulden kommen 
lassen, ist trotz eines Reverses haftpflichtig — das wissen auch 
die Arzte, sie wissen ferner, daß sie hiegegen nur die strenge 
Pflichterfüllung schützt. Was die Arzte aber mit Recht fürchten, 
und was sie in erster Linie abzuwehren trachten, das sind die 
Prozesse wegen solcher Schäden der Patienten, die entweder gar 
nicht durch den Arzt verschuldet, oder derart sind, daß sie nach 
dem Stande der Medizin dem Arzt nicht zum Vorwurf gemacht 
werden können, die Prozesse, welche von dem Patienten aus 
— sit venia verbis — Dummheit, Spekulation oder Rachsucht 
angestrengt werden. Diese Prozesse bringen für den Arzt, ganz 
abgesehen von dem Arger und Zeitverlust, welche sie im Gefolge 
haben, auf alle Fälle eine schwere Schädigung mit sich und setzen 
auch das Ansehen des Arztestandes herab. Meist ist eine voll- 
kommene Klarstellung der Verhältnisse ganz unmöglich. Nehmen wir 
z. B. an, ein Operateur sei angeklagt, die Antisepsis nicht genügend 
gehandhabt zu haben, so ist ein sicherer Gegenbeweis auf keine 
Art zu erbringen und gerade gegen solche perfide Beschuldigungen 
ist der Arzt fast machtlos. Er wird sich zwar leicht soweit recht- 
fertigen können, daß eine Verurteilung ausgeschlossen ist, aber 
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semper aliquid haeret, seine Berufsehre wird schwer geschädigt. 
Und da kann man wohl den Gerichten und in noch höherem 
Grade den Zeitungen den Yorwurf nicht ersparen, daß die Art, 
wie diese Dinge meist abgehandelt werden, zum mindesten einen 
gänzlichen Mangel an Verständnis für die wichtigsten Lebens- 
Interessen des Arztestandes verraten, von Interessen, deren un- 
parteiische Würdigung bei einigem Wohlwollen niemandem schwer 
fallen dürfte. Hiegegen gibt es nur einen Schutz, den kein Revers 
zu bringen vermag, sondern nur die allgemeine Durchführung 
einer Forderung, welche der 7. österr. Arztekammertag 1902 aus- 
gesprochen hat: Im Falle der erhobenen Beschuldigung gegen 
einen Arzt wegen Kunstfehlers hat jedesmal ein Vorverfahren 
stattzufinden, bei welchem Sachverständige einzuvernehmen sind, 
das heißt, es darf eine öffentliche „Hauptverhandlung" erst statt- 
finden, wenn sich das Gericht davon überzeugt hat, daß die Klage 
nicht völlig haltlos ist. 

Ein Revers kann den Arzt, wenn er sachliche Fehler 
begangen hat, weder vor der Strafe, noch vor der Ersatzpflicht 
schützen, es bleibt also nur zu untersuchen, inwieweit er gegen 
wrklich begangene oder von den Patienten behauptete formelle 
Fehler (Einwilligung) schützt ; wenn wir hier die Unterscheidung 
zwischen allgemeiner und spezieller Einwilligung ins Praktische 
übersetzen, so wäre der Arzt durch den Revers in erster er 
Beziehung jedenfalls außer Gefahr. ^) 

Nun ist aber meines Wissens bisher noch kein Fall vor- 
gekommen, bei welchem von dem Kläger unwahrerweise be- 
hauptet wurde, daß die Einwilligung zur Operation überhaupt 
nicht eingeholt worden sei, vielmehr wurde stets nur die 
Gewährung der speziellen Einwilligung bestritten. 

Wird die Operation in einem Krankenhause oder unter 
Mithilfe eines zweiten Arztes oder einer dem Arzte als verläßlich 



^) Ein Frauenarzt, Dr. Everke, hat Reverse eingeführt (mitgeteilt 
von Neugebaue r), bei welchen neben der allgemeinen Bestätigung 
der Patienten oder ihres Vertreters noch eine Zeugenunterschrift gefor- 
dert wird und von mehreren Seiten ist diese Anregung akzeptiert worden. 
Das könnte doch höchstens zum Beweise dafür dienen, daß die Kranke 
zur Zeit der Einwilligung im Besitze ihrer Willensfreiheit war und würde 
obendrein in dieser Form nicht einmal ein hiefür gültiges Dokument 
abgeben, hat also gewiß gar keinen Wert. 
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bekannten Person vorgenommen, so sind Zeugen für die münd- 
liche Abmachung so leicht zu beschaffen, daß die schriftliche 
Fixierung derselben kaum sicherer sein dürfte. Bei den Eingriffen 
ohne Narkose, welche von einem Arzte ganz allein, resp. ohne 
geschulte Assistenz vorgenommen werden, kann der Patient sehr 
häufig alle Phasen des Eingriffes verfolgen und daher in jedem 
Moment Einspruch erheben. Doch wären hier immerhin einzelne 
Fälle möglich, in denen der Arzt bei Außerachtlassung aller 
Vorsicht beschuldigt werden könnte, speziell bei gynäkologischen 
Erkrankungen, weil bei diesen die Art des Eingriffes für die 
Kranke bis zu einem gewissen Grade unkontrollierbar ist. Bei 
einiger Aufmerksamkeit und Überlegung ist ein stichhältiger 
Beweis für die Erlangung der Einwilligung auch bei dem 
mündlichen Verfahren mit ganz seltenen Ausnahmen unschwer 
zu bekommen. 

Der schriftliche Revers würde, wenn er nur die a 1 1 g e- 
meine Einwilligung betrifft und die spezielle vernachlässigt, 
mehr Schaden als Nutzen stiften, denn die letztere ist der ersteren 
theoretisch fast gleichgestellt, praktisch ungleich wichtiger. In 
dieser Beziehung müßte meines Erachtens alles berücksichtigt 
werden, was zur Erlangung der mündlichen Einwilligung not- 
wendig wäre, etwa im Sinne der auf S. 20 zusammengefaßten 
Punkte. Dies in jedem Falle einzeln schriftlich zu präzisieren, 
dürfte aus den verschiedensten Gründen unmöglich sein; eine 
zusammenfassende, allen Eventualitäten gerecht werdende Form 
und vor allem eine Form, welche klarlegt, daß der Patient auch 
wirklich verstanden hat, um was es sich handelt, ist kaum 
zu finden. 

Wenn wir mit vieldeutigen Ausdrücken, wie „notwendig'^ 
und „erforderlich" anfangen, werden wir nie auf einen grünen 
Zweig kommen ; hier ist vor allem möglichste Klarheit und eine 
Verständigung über die Grenzen des Erlaubten und des Erreich- 
baren anzustreben. Ich meine sogar, daß es recht bedenklich 
wäre, wenn die Gerichte allgemein gehaltene, schriftliche Reverse 
als für alle Fälle bindend ansehen würden. Einerseits würden 
die Patienten zu ihrem großen Nachteil den Eindruck bekommen, 
daß sie sich dem Arzte mit Haut und Haar ausliefern müssen, 
andererseits würde auch der eine oder andere Arzt geneigt sein, 
den Begriff der „notwendigen'^ Operation auf das seiner privaten. 
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vielleicht sehr unmaßgeblichen Meinung nach für den Patienten 
^Erforderliche" auszudehnen. 

Notoperationen müssen ohne weiteres erlaubt sein, alles 
andere bedarf individualisierender Abmachung. ^) 

Hier kann die Frage der „Haftpflichtversicherung" nicht 
libergangen werden, welche gerade jetzt viele Arzte beschäftigt. 
Eine große Anzahl von Versicherungsgesellschaften übernimmt 
Versicherungen gegen pekuniäre Nachteile, welche dem Polizzen- 
besitzer durch die Verpflichtung zur Entschädigung einer anderen 
Person entstehen würden; diese Gesellschaften bieten auch den 
Ärzten derartige Versicherungen an, und scheinen ziemlich viele 
Klienten aus dem Titel „ärztliche Praxis" zu gewinnen. 

Unter welchen Umständen Arzte zur Haftpflicht heran- 
gezogen werden können, wurde bereits früher (S. 19) aus- 
geführt und es ist jedermanns Sache, abzuschätzen, wie groß 
die Möglichkeit sei, daß er selbst solche Fehler begeht. Die 
Versicherung bietet natürlich keinen Schutz gegen die Klage 
als solche, mit den daraus für den Arzt entstehenden Nachteilen ; 
sie bietet auch keinen Schutz gegen pekuniäre Opfer, welche 
sich die Arzte hie und da freiwillig auferlegen, um Fehler zu 
sühnen, die zwar kein Gericht als solche zu erweisen vermöchte, 
wegen derer sie sich aber vor dem Richterstuhl ihres eigenen 
Gewissens verurteilt haben. 



^) Dagegen hat die obligatorische Einführung des Keverses im 
Spitale einen erziehlichen Wert auf die jungen Ärzte, die dadurch ge- 
wöhnt werden, dieser wichtigen Frage ihre Aufinerksamkeit zuzuwenden, 
wobei aber d'e geringe rechtliche Bedeutung nicht außer acht gelassen 
werden darf. Hauptsächlich in diesem Sinne faßt Chrobak seine Re- 
verse auf. 

In der Wiener gynäkologischen Gesellschaft fand im Jahre 1904 
eine größere Debatte über die Reversfrage statt, gelegentlich welcher 
sich auch der gerichtliche Mediziner H a b e r d a mit Nachdruck gegen 
die Reverse erklärte. (Bericht im Centralblatt f. Gynäkologie 1904.) 



Einwilligung des gesetzlichen Vertreters. 

An Stelle des nicht im Vollbesitze freier Willens- 
entschließung stehenden Patienten gibt der gesetz- 
liche Vertreter (Machthaber) die Einwilligung zur 
Operation. 

Dieser Satz ist so allgemein anerkannt, daß er als Rechts- 
satz betrachtet werden kann, obwohl er in den Gesetzen nicht 
nur nicht vorkommt, sondern sogar die Interpretation der Gesetze 
in diesem Sinne auf Schwierigkeiten stößt, ja die Berechtigung 
einer solchen Deutung sogar von manchen ßechtslehrern ge- 
leugnet wird. 

So sagt Heimberge r, „daß es darüber wohl keinen Zweifel 
geben könne, daß das bloße Handeln gegen den Willen der 
Gewalthaber, wenn dabei gegen diese selbst keine Gewalt an- 
gewendet wurde, keinen Deliktsbestand erfüllt." v. Lilienthal 
findet, „daß es sich hier gar nicht um Rechte handelt, über die 
jemand im Sinne des Zivilrechts verfügen kann, es können daher 
die Grundsätze über eine Stellvertretung im Willen nicht Platz 
greifen;" weiterhin äußert sich derselbe Autor, daß die Ein- 
willigung des gesetzlichen Vertreters und ähnlicher Personen (?) 
„zwar die ärztlichen Handlungen nicht legitimiert, wohl aber 
durch ihren Widerspruch zu rechtswidrigen macht". Diese Unter- 
scheidung ist zwar für den Laien nicht recht verständlich, doch 
habe ich sie in den privaten Meinungsäußerungen österreichischer 
Gerichtsfunktionäre gelegentlich eines später zu berichtenden 
Falles wiedergefunden, so daß man wohl annehmen kann, sie sei 
eine den kriminalistischen Kreisen naheliegende. 

Für Deutschland ist die Sache durch den Hamburger Fall 
(S. 73) vorläufig entschieden (vgl. auch die Ansicht des Baseler 
Gerichtes S. 44) ; für Osterreich liegt keine Entscheidung vor, 
doch ist die Überzeugung von dem Rechte der Entschließung 
des gesetzlichen Vertreters so fest fundiert, daß sich ein Arzt in 
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ernste Gefahren begeben würde, wenn er sich auf die theoreti- 
schen Ansichten einzelner juridischer Berater, welche etwa die 
Meinungen der eben genannten Autoren teilen, stützen wollte. 
Der Einflußnahme des Machthabers sind nur wenige Aus- 
nahmsfälle entrückt, weil sie ihrer Natur nach die Einholung 
der Einwilligung unmöglich machen. Es sind dies: 

1. unmittelbare Notoperationen, wenn die momentane 
Lebensgefahr in Abwesenheit des Machthabers eingetreten ist; 

2. unmittelbare Notoperationen im Verlaufe anderer 
Operationen ; 

3. mittelbare Notoperationen an Narkotisierten, wenn 
der Machthaber nicht zur Stelle ist, nicht aber andere mittelbare 
Notoperationen ; 

4. kleine Eingriffe im Verlaufe chirurgischer Be- 
handlung im Sinne der auf S. 32 angeführten Ausnahme. 



In erster Linie kommt die Einwilligung bei ^Kindern" in 
Betracht und es entsteht die äußerst wichtige Frage : in welchem 
Alter ist ein Mensch imstande und hat erdasRecht» 
über sein kostbarstes Gut, die Gesundheit, zu ver- 
fügen? Bekanntlich haben die Gesetze gewisse Altersgrenzen 
abgesteckt ; z. B. gilt in Osterreich : Vom vollendeten 10. bis zum voll- 
endeten 14. Jahre werden Verbrechen als Übertretungen bestraft, 
das Alter unter 20 Jahren schließt die Todesstrafe aus und gilt 
überhaupt als Milderungsgrund, die Entehrung minderjähriger 
Familienmitglieder durch Hausgenossen wird bestraft; die Groß- 
jährigkeit beginnt mit dem zurückgelegten 24. Jahre etc. 

Bezüglich der Fähigkeit, die rechtsgültige Einwilligung zu 
Operationen zu geben, besteht keine Bestimmung, die Beurteilung 
ist dem Machthaber, resp. dem Arzte überlassen. Alle Arzte, die 
ein stärkeres Rechtsgefühl besitzen, werden oft gewünscht haben, 
sich an eine bestimmte Norm halten zu können, zumal die Auf- 
stellung einer solchen sicher keinen größeren Bedenken begegnen 
uvürde, als bei den anderen Fällen. 

Die Öffentlichkeit blickt freilich in diese großen Schwierig- 
keiten nur ganz selten — gelegentlich von Prozessen — etwas 
tiefer hinein, weshalb diese Lücke in den Gesetzen noch nicht 
das Interesse der Gesetzgeber erregen konnte. 
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Der gegenwärtige Stand ist etwa folgender: Als fähig zur 

freien Einwilligung gelten im allgemeinen junge Leute, die ihrer 

äußeren Lebensstellung nach als selbständig^ angesehen zu werden 

pflegen, speziell auch Soldaten und Hochschüler, doch werden 

gelegentlich auch nicht selbständige junge Leute von ca. 17 bis 

18 Jahren ohne vormündliche Einwilligung operiert. , Bei Mädchen 

kommt insbesondere die dienende Klasse in Betracht, bei welcher 

das Alter von 16 Jahren die unterste Grenze abzugeben scheint. 

Das Strafgericht des Kantons Basel-Stadt hat einen Arzt, der 
wegen einer ohne väterliche Einwilligung an einem noch nicht 16 -jähr. 
Dienstmädchen unternommenen Operation geklagt war, mit der Moti- 
vierung freigesprochen, daß es in jedem einzelnen Falle darauf ankommt, 
ob das betrefFende Individuum als fähig betrachtet wird, die Tragweite 
der zugemuteten „Körperverletzung'' einzusehen. 

Man muß zugeben, daß eine schwankendere Basis in einer 
Rechtsfrage kaum denkbar ist; der Arzt soll also die Urteils- 
fähigkeit nach seinem Gutdünken beurteilen, virird er aber ge- 
klagt, so steht die Beurteilung selbstverständlich nur dem Ge- 
richte zu. Oppenheim, der diesen Rechtsfall ausführlich 
bringt, meint, der Arzt wäre zu verurteilen gewesen. „Neben der 
Einwilligung des Minderjährigen muß auch die des gesetz- 
lichen Vertreters — abgesehen von Notfällen — verlangt werden.*^ 
Das wäre also nach österreichischen Gesetzen bis zum vollen- 
deten 24. Jahre. Dieser Ansicht dürften übrigens auch viele 
Familienväter beistimmen, und tatsächlich wird die Altersgrenze 
bei in der Familie lebenden jungen Leuten, insbesondere Mäd- 
chen, gewohnheitsmäßig bis zur erreichten Großjährigkeit hinauf- 
gerückt, wenigstens soweit es wichtigere Eingriffe betrifft. 

Man muß zwar zugeben, daß es etwas für sich hat, dem 
Entschluß zu einer Operation durch die Forderung der vor- 
mündlichen Einwilligung möglichst lange eine größere Bedeutung 
zu geben, diese Forderung aber bis zum 25. Jahre auszudehnen, 
scheint mir nicht gut durchführbar. Für einen Doktor, Lehrer, 
Offizier, den Soldaten, die Mutter eines oder mehrerer Kinder^ 
kann nicht wohl eine vormündliche Einwilligung verlangt werden. 
Als Durchschnitt könnte man sagen, daß der normale Mann mit 
18 Jahren über die volle Urteilskraft bezüglich seines körper- 
lichen Zustandes verfügt, das Weib etwas früher. 

Dazu ist noch zu bedenken, daß die Entscheidung des 
^lachthabers bei älteren Minderjährigen dem Arzte gegenüber 
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nur die Bedeutung eines Vetorechtes haben kann. Wenn ein 
körperlich erwachsener Mensch sich trotz des Wunsches des 
Machthabers weigert, eine Operation an sich vollziehen zu lassen^ 
wäre es doch zweifellos ein schweres Unrecht, Gewalt anzu- 
wenden, außer in den dringendsten Fällen von Lebensgefahr* 
Sonderbarerweise glauben viele Dienstgeber und Lehrherren 
ein weitgehendes Verfügungsrecht bezüglich Operationen an ihren 
Schutzbefohlenen zu haben, während dasselbe in Wirklichkeit 
überhaupt nicht bestehen kann. 

Vor einiger Zeit z. B. schickte eine vornehme Dame ein 15-jähr.. 
Küchenmädchen auf meine Abteilung und ließ durch den begleitenden 
Majordomus ersuchen, die Operation, welche keineswegs dringend war, 
sofort vorzunehmen, was natürlich nicht geschah ; der brieflich avisierte 
Vater teilte am 2. Tage mit, daß er die Operation nicht gestatte. Kein 
Gericht hätte in einem solchen Falle der Dienstgeberin ein Bestimmungs- 
recht zugestehen können. 

Allerdings findet sich in der juridischen Literatur auch die An- 
sieht vertreten, ^) daß diejenigen Personen, welchen von den 
Eltern die Kinder zur Aufsicht übergeben worden 
sind, zur Erteilung der Einwilligung zu operativen Eingriffen 
berechtigt seien, z. B. „der Pensionsvorsteher bezüglich der Zög- 
linge, der Meister bezüglich des Lehrjungen, bisweilen natürlich 
auch „Angehörige", wie der ältere Bruder, die Tante, denen eben 
die Eltern die Kinder in Obhut geben". Folgerichtig würde hier- 
aus das gleiche Recht eventuell für jede Kindsmagd etc., vor 
allem aber für den Spitalsarzt resultieren, sobald das Kind — 
auch ohne daß von einer Operation die Rede war — dem Spital 
übergeben worden ist. Ich glaube ruhig behaupten zu können, daß 
diese Ansicht eine irrige ist und daß unabsehbares Unheil daraus 
entstehen könnte, wenn man der ersten besten Aufsichtsperson 
ohne Bedenken eine so weitgehende Vollmacht einräumen wollte. -) 

Freilich bleibt aber dem Arzte angesichts des (im folgen- 
den noch genauer zu besprechenden) Umstandes, daß mit der 
Pflegschaftsbehörde in bezug auf die Einwilligung zu Operationen 



^) Rabel. Die Haftpflicht des Arztes. Leipzig 1904. 

^) Hier sei noch bemerkt, daß das deutsche B. G. B. außer den 
Eltern und dem Vormund auch noch den „Pfleger" (§ 1915 ff.) nennt; 
der Pfleger ist aber nicht jede beliebige Person, welche das Kind pflegt^ 
sondern wird vom Gericht unter bestimmten Umständen zur Besorgung 
bestimmter Agenden aufgestellt. 
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Hn Kindern gegenwärtig in keiner Weise gerechnet werden kann, 
bisweilen nichts anderes übrig, als sich an die erreichbare Auf- 
sichtsperson zu wenden. Dies ist der Fall bei unaufschiebbaren 
Eingriffen jener Kategorie, welche man gewöhnlich als „kleine 
Operationen'^ bezeichnet, z. B. Aufschneiden von Finger- 
geschwüren etc. Bei nicht dringlichen und bei großen Eingriffen 
dürfte es niemals ratsam sein, den gesetzlichen Vertreter zu 
umgehen. 

Läßt sich also der Arzt von einer anderen Person als dem 
gesetzlichen Vertreter die Vollmacht zur Operation an einem 
Kinde erteilen, so muß er wissen, daß er damit einen sehr 
unsicheren Boden betreten hat, er kann sich im Fall einer Klage 
nur darauf berufen, daß der richtige Weg zur Erlangung der Ein- 
willigung versperrt und daß er aus diesem Grunde zum Beweise der 
bona fides einen notdürftigen Ausweg zu suchen gezwungen war. 

Wie weit geht das Recht des Machthabers zur 

Einwilligung? 

Wenn in den einleitenden Zeilen gesagt wurde, daß auf 
manchem Gebiete eine erstaunliche Rechtsunsicherheit herrsche, 
so gilt dies besonders dieser Frage. Im Namen der vielen 
Unglücklichen, welche durch den Mißbrauch der väterlichen 
Gewalt Leben oder Gesundheit verloren haben, muß man die 
bestehende Ordnung einer schweren Vernachlässigung der kind- 
lichen Rechte beschuldigen. 

Hier sei gleich ein Fall erzählt, den ich schaudernd selbst 
erlebt, und der für mich den Anstoß gegeben hat, in die Rechts- 
fragen überhaupt näher einzugehen. 

Vor sechs Jahren kam zu mir ins Spital ein Vater mit seinem 
2-jährigen kranken Kinde, bei dem die Diagnose mit Sicherheit auf 
einen vollständigen Verschluß des Dünndarmes zu stellen war; ich sJipte 
dem Vater: Wenn man das Kind nicht operiert, wird es so gut wie 
sicher sterben, operiert man es, so wird es wahrscheinlich gesund werden. 
doch ist die Erkrankung derart, daß immerhin eine recht bedeutende 
Möglichkeit eines üblen Ausganges trotz der Operation besteht. Darauf 
versetzte der Vater, er sei mit der Operation einverstanden, jedoch unter 
der Bedingung, daß ihm das Kind im Falle des Todes kos tenlos vom 
Spital aus ins Haus gestellt werde. Als ihm auseinandergesetzt wurde, daij 
dies unmöglich sei, nahm er sofort, jedes Zureden grob zurückweisend, 
das Kind zu sich und erklärte, daß er nun unter keinen Umständen 
einwillige. 
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Dies ein Fall für viele, welche fast jeder erfahrene Arzt, 
insbesondere im Spital, erlebt hat ; wenn auch gewiß selten eine 
solche Roheit zum Vorschein kommt, üben dafür manche an sich 
schöne, aber bei verkehrter Anwendung schädliche, in anderen 
Fällen uneingestandene, verwerfliche Motive dieselbe Wirkung. 

Was kann in einem solchen Falle der Arzt zum Schutze 
des bedrohten Kindes unternehmen? Stooss, v. Lilienthal 
u. a. halten es für sicher, daß der Machthaber strafbar sei, 
wenn er den Tod oder das Siechtum der unter seiner Fürsorge 
stehenden Person auf solche oder ähnliche Weise verschuldet.^) 

In Osterreich wäre also die Strafanzeige nach § 360 des 

St. G. zu machen, der über „Vernachlässigung des Kranken von 

Seiten seiner Angehörigen" bestimmt: 

Wenn dargetan wird, daß diejenigen, denen aus natürlicher oder 
übernommener Pflicht die Pflege eines Kranken obliegt, es demselben 
an dem notwendigen medizinischen Beistande, wo solcher zu verschaffen 
war, gänzlich haben mangeln lassen, sind sie einer Übertretung schuldig 
und mit Arrest von einem bis zu sechs Monaten zu bestrafen. 

„An dem medizinischen Beistande" und „gänzlich" 
sind aber Definitionen, die sehr verschiedene Auslegungen zu- 
lassen. Bezüglich der Kinder sagt . das bürgerliche Gesetzbuch 
mit wenigen Worten mehr, indem es den Eltern die Verpflich- 
timg auferlegt, ihre Kinder zu erziehen, das ist: für ihr Leben 
imd ihre Gesundheit zu sorgen. 

Nehmen wir den früher erzählten, selbsterlebten Fall zum 
Ausgangspunkt, so ergeben sich folgende Hindernisse gegen 
eine strafgerichtliche Anzeige von Seiten des Arztes: 

1. Auf jeden Fall muß dem Machthaber das Recht gewahrt 
bleiben, seinen Schützling, soweit es das Wohl desselben erlaubt, 
dem Arzte seiner Wahl anzuvertrauen; damit, daß der Macht- 
haber nicht einwilligt, die von dem einen Arzt als notwendig 
geschilderte Operation von diesem vornehmen zu lassen, ist noch 
keineswegs erwiesen, daß dieselbe nicht anderwärts ausgeführt 
wird. Der Machthaber ist noch weniger verpflichtet, dem einen 
Arzte zu glauben; wenn er einen anderen findet, welcher die 
Operation als unnötig erklärt, so ist nur dieser zweite Arzt für 
die Folgen verantwortlich. In beiden Fällen würde die Anzeige 
giinzlich unangebracht sein. 

1) Vgl. auch Nr. 151 der Wiener „Fackel" 4. Jänner 1904. 
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2. Wie aber, wenn die Anzeige gemacht wurde, und es träte 
trotz der übelsten Aussichten noch Heilung ohne Operation ein ? 
Eingeklemmte Brüche, z. B. welche nicht zurückgebracht werden, 
geben eine unbedingte Indikation zur Operation, trotzdem 
kommen hie und da Fälle von Spontanheilung ohne Operation 
vor; wie schon früher erwähnt, können wir überhaupt nur mit 
einer mehr oder weniger großen Wahrscheinlichkeit rechnen. 
„Hoffnung ist bei den Lebenden." Eine solche Anzeige gäbe 
kein kleines Gaudium für die Feinde des Arztestandes. 

Gegenwärtig wäre eine Anzeige nur möglich, wenn das 
Leiden durch die Verweigerung des Eingriffes übel ausgegangen 
ist. Es besteht vielleicht die Möglichkeit, daß der Richter den 
pflichtvergessenen Machthaber straft, keine Möglichkeit, auf diese 
Weise die armen Kleinen zu schützen. Da hat natürlich auch 
der Arzt, welcher den sogenannten „Behandlungsschein^, die 
vorgeschriebene Bestätigung über die Todesursache, ausstellt» 
keine Lust zur Anzeige. 

Der § 360 in seiner vagen Fassung würde einer autorita- 
tiven Auslegung bedürfen, um dahin gedeutet werden zu können, 
daß der Machthaber verpflichtet ist, an seinem Schützling eine 
nach dem Stande der Medizin unumgänglich notwendige Be- 
handlungsart vornehmen zu lassen. Daß diese Deutung von 
manchen als naheliegend angesehen wird, scheint ein vor kurzem 
veröffentlichter Erlaß der Bukowinaer Landesregierung zu 
beweisen. 

In diesem Erlasse werden die unteren Instanzen auf die großeu 
Erfolge der Heilserum therapie bei Diphtherie aufmerksam gemacht und 
wird angeordnet : 

Femer soll dafür Sorge getragen werden, daß jede diphtherie ver- 
dächtige Erkrankung zur sofortigen Anmeldung seitens der Angehörigen 
oder Pflegepersoneu der Erkrankten gelange. Sollten diese zu arm sein, 
um ärztliche Hilfe zu beschaffen, so hat die Gemeinde für dieselbe zu 
sorgen. Zahlungsfähige Angehörige hingegen sind zur sofortigen 
Herbeiholung ärztlicher Hilfe verpflichtet. Jede Nichtbeachtung einer 
solchen Aufforderung hat der botreffende Gemeindevorsteher dem zustän- 
digen Strafgerichte zur Kenntnis zu bringen. Wurde die Berufung eines 
Arztes bei einer Diphtheritis unterlassen, so hat die Bezirkshauptmann- 
schaft zu erheben, aus welchem Grunde dies geschah und wer daran 
die Schuld trägt. Gegen die Schuldtragenden ist von Amts wegen vor- 
zugehen oder es ist die Angelegenheit auf Grund des § 360 des Straf- 
gesetzes dem kompetenten Gerichte zur Amtshandlung zu übermitteln. 
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In dieser vernünftigen Verordnung ist freilich nur die 
Herbeiholung des Arztes verlangt, doch ist wohl damit 
nicht das Gefäß, sondern sein Inhalt gemeint; eine andere For- 
mulierung wäre kaum angegangen, da sie die Schaffung eines 
Präjudizes, noch dazu von einer hiezu nicht kompetenten Behörde 
involviert hätte. 

Höchst wichtig ist aber die folgende Entscheidxmg des 
deutschen Reichsgerichtes vom Jahre 1903, welche zwar nicht 
unseren § 360 angeht, aber als meritorische Äußerung über 
das Wesen der fraglichen Sache von der höchsten richterlichen 
Instanz des Deutschen Reiches ausgehend eine große Bedeutung 
besitzt. 

Ein Vater war wegen fahrlässiger Tötung der eigenen 15-jährigen 
Tochter verurteilt worden, weil er, wie die Strafkammer annahm, die 
ihm obliegende Fürsorgepflicht dadurch verletzt^ habe, daß er die an 
einer Kniegelenksentzündung erkrankte Tochter auf ihre und seiner Ehe- 
frau Bitten im Hause behalten und nicht rechtzeitig, sondern erst als 
CS zu spät war, in ein Krankenhaus geschafft habe, wo sie an Blut- 
vergiftung starb. Der Angeklagte habe zwar zunächst einen Arzt zuge- 
zogen, habe auch die Tochter in das Krankenhaus bringen wollen, jedoch 
davon, trotzdem er von den Ärzten des Krankenhauses auf die Lebens- 
gefahr hingewiesen worden sei, auf die flehentlichsten Bitten seiner 
Tochter und seiner Ehefrau, welche in demselben Krankenhaus lag und 
demnächst vor ihrer Tochter verstarb, Abstand genommen. Damit habe 
er fahrlässig gehandelt. 

Anderseits war auch festgestellt, daß der Vater nach dem Tode 
seiner Frau den dirigierenden Arzt des Krankenhauses gebeten hatte, 
seine Tochter im Hause zu besuchen, daß dieser sich dessen aber ge- 
weigert hatte. 

Auf Revision des Angeklagten hob das Reichsgericht die Vorent- 
scheidung auf und sprach den Angeklagten frei aus folgenden Gründen: 

Die Strafkammer betrachtet als verletzt die Pflicht der Fürsorge 
für die Person des Kindes. Allerdings ist nach dem § 1627 B. G. B. 
für den Vater als Inhaber der elterlichen Gewalt eine Rechtspflicht 
begründet, für die Person und damit auch für das leibliche Wohl des 
Kindes und für die Heilung seiner Krankheiten Sorge zu tragen. Da- 
durch aber, daß diese Fürsorgepflicht eine gewisse rechtliche 
Regelung erfahren hat, ist weder ihr materieller Inhalt 
erschöpft, noch die Pflicht selbst ihrem eigentlichen 
und ursprünglichen Gebiete, der Ethik, entrückt und zu 
einer lediglich in das Rechtsgebiet fallenden geworden. 
Im vorliegenden Falle insbesondere handelt es sich nach dem Sach- 
verhalt nicht um Verletzung jener Rechtspflicht durch Vernachlässigung 
jeder Fürsorge, sondern darum, daß die vom Angeklagten zur Aus- 

Büdinger: I)io EiiiwilliKiniK zu ärztlichen Eingriffen. A 
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Übung derselben getroffenen Maßregeln als ungeeignet beanständet werden 
und ihm zum Vorwurfe gemacht wird, daß er geeignetere zu treffen 
unterlassen hat. Gerade die Entscheidung der Frage aber, in welcher 
Art, in welchem Umfange und mit welcherlei Maßnahmen die Fürsorge 
auszuüben sei, ist dem Wesen des Verhältnisses vom Vater zum Kinde 
nach nicht von Bechtsnormen allein und dergestalt beherrscht^ daß 
eine Pflichtwidrigkeit schon im Ergreifen einer unge- 
eigneten Maßregel, selbst bei Vor aussehbarkeit eines 
möglichen Mißerfolges, zu erblicken wäre .... 

Die festgestellten Tatsachen lassen auch den Schluß zu, daß er 
bemüht gewesen ist, das Widerstreben seiner Tochter gegen die von 
ihm als notwendig erkannte Überführung in das Krankenhaus zu über- 
winden, daß ihm dieses aber erst zu der Zeit gelungen ist, wo sie dahin 
gebracht wurde. Bei so gestalteter Sachlage würde eine straffällige Ver- 
letzung der Vaterpflicht erst recht nicht angezeigt sein. 

Deutlicher kann man kaum aussprechen: der Vater darf 

bei Krankheitsfällen des Kindes tun und unterlassen, was er 
Lust hat. 

Noch einen weiteren Beleg möchte ich aus einem anderen 
Prozesse bringen, der von Stooss ausführlich mitgeteilt ist (im 

Hamburger Fall). 

Ein Arzt wurde geklagt, weil er gegen den Willen des Vaters 
an einem Kinde eine Fußoperation behufs Heilung von Knochentuberkulose 
vorgenommen hatte. Die erste Instanz sprach den Geklagten frei, weil 
er sich der Bechtswidrigkeit seiner Handlung nicht bewußt gewesen sei, 
den Willen des Vaters nicht für ernst gehalten habe. Das Keichsgericht 
dagegen hob dieses Urteil auf. Bei der Besprechung des Tatbestandes 
föllt im erstrichterlichen Urteil die festgestellte Bemerkung des Vaters 
auf: ,, Lieber, als daß das Kind ein Krüppel werde, wolle er es tot sehen. ^ 

Solche Bemerkungen bekommen die Arzte öfters zu hören, 

daß sie aber im Gerichtssaal . ausgesprochen werden dürfen, ohne 
Folgen nach sich zu ziehen, läßt tief blicken. 

Für Osterreich liegt meines Wissens keine autoritative 
Äußerung vor; nach den Ergebnissen des gleich zu besprechen- 
den Falles und soweit meine Beobachtung reicht, ist aber die 
Überzeugung von der diktatorischen Gewalt des Vaters derart 
tief eingewurzelt, daß wohl höchstwahrscheinlich die Auffassung 
unserer Gerichte sich von der des deutschen Reichsgerichtes nicht 
wesentlich unterscheiden dürfte. Sicher ist nur, daß von einer 
klaren, unzweideutigen Bestimmung in dieser Richtung nicht die 
Rede sein kann. 

Betrachten wir nun einen anderen Weg zum Schutze des 
bedrohten Kindes! 
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Der Vater, Vormund, Kurator unterstehen der Vormund- 
schaftsbehörde, dem zuständigen Gericht; Stooss glaubt, daß 
dieses berechtigt und verpflichtet sei, gegebenenfalls den Willen 
des Vormundes zu entkräften, und in ähnlichem Sinne äußern 
sich auch andere Kriminalisten. 

Vor kurzer Zeit hat mir ein Fall aus meiner Abteilung 

Gelegenheit geboten, den Wert dieses Weges zum Schutz des 

Kindes kennen zu lernen. 

Ein elfjähriger Knabe wurde nachmittags ins Spital gebracht, nach- 
dem er zwei Tage vorher durch Fall von einem Heuboden einen Bruch 
des Radius (Speichenknochens) erlitten hatte. Der Knochen hatte die 
Weichteile durchbohrt und sein oberes Ende war etwa 2 cm weit durch 
die Haut ausgetreten. Der diensthabende Assistent versorgte die Wunde; 
am nächsten Morgen wurde hohes Fieber konstatiert und beim Verband- 
wechsel bemerkte ich das Austreten von Gasblasen aus der Wunde, das 
Zeichen für eine äußerst gefährliche, bei Verunreinigung der Wunde durch 
Erde etc. manchmal vorkommende Infektion. (Malignes Ödem, welches 
auch durch bakteriologische Untersuchung nachgewiesen wurde.) Dieser 
Infektion kann in seltenen Fällen durch ausgiebige Eröfinung Einhalt 
geboten werden, weitaus häufiger macht sie eine Amputation als einziges 
Mittel zur Lebensrettung notwendig, wenn es sich nämlich einige Stunden 
nach der Eröfibung zeigt, daß der Prozeß durch die gemachten Einschnitte 
nicht aufgehalten werden konnte. Der Vater des kranken Knaben 
war schon in die Heimat (Gänserndorf, Niederösterreich) zurück- 
gekehrt, konnte also nicht über den Sachverhalt instruiert und befragt 
werden. Wir haben nun sofort als mittelbare Notoperation 
(vgl. S. 24) große Einschnitte in der Narkose vorgenommen, gleichzeitig 
sachte ich aber auch die Ermächtigung für einf am Nachmittag desselben 
Tages eventuell notwendig werdende Amputation des Armes zu erhalten und 
ersuchte daher die Direktion des allgemeinen Krankenhauses um Interven- 
tion. Es wurde nun an den Vater telegraphiert, er möge seine Einwilligung 
telegraphisch kundgeben, gleichzeitig mußten aber Instruktionen für den 
Fall eingeholt werden, daß die Antwort nicht rechtzeitig einlange oder ver- 
neinend ausfalle. Die Krankenhausdirektion hat sich der Sache wärmstcns 
angenommen und es wurden auf kurzem Wege persönliche Erkundigungen 
bei den drei gerichtlichen Instanzen (Bezirks-, Landes-, Oberlandfesgericht) 
eingeholt, wobei bemerkt sei, daß nach der erhaltenen Auskunft des 
Gerichtes eine Übertragung der Funktionen der zuständigen Vormundschafts- 
behörde auf eine andere keinen Anstand hat. Die Ansichten der ver- 
schiedenen richterlichen Funktionäre wichen voneinander ab. Von einer 
Seite wurde angenommen, die zur Lebensrettung notwendige Operation 
bei einem dem Spital zur Pflege übergebenen Kinde sei statthaft, von 
anderer Seite, die Operation sei ohne Einwilligung nicht auszuführen, 
wieder von anderer Seite, sie sei zulässig, wenn die Einwilligung nicht 
eintreffe, unbedingt zu unterlassen, wenn der Vater die Erlaubnis verweigere. 
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Der Fall ist in doppelter Beziehung gut ausgegangen, indem der 
Vater sofort die Einwilligung gab, glücklicherweise aber ausnahmsweise 
die Amputation gnr nicht notwendig wurde. 

Wenn der Vater nicht eingewilligt, und ich die Überzeugung 

gewonnen hätte, daß nur die Amputation das Leben des Kindes 
retten könne, so wäre ich vor dem Dilemma gestanden, entweder 
das Kind sterben zu lassen und mich mit dem Bewußtsein zu 
tragen, daß ich aus Furcht vor einem Prozeß ein Menschenleben 
auf dem Gewissen habe oder der Pflicht der Menschlichkeit zu 
genügen und mich damit der strafgerichtlichen Behandlung aus- 
zuliefern. 

Durch die ohne Einwilligung des Vaters vorgenommenen 
großen Einschnitte, welche ich als mittelbare Notoperation auf- 
fasse, ist übrigens bewußt schon eine Handlung begangen 
worden, deren strafrechtliche Seite keineswegs klar ist. Für diesen 
sofort notwendigen Akt konnte allerdings die Einwilligung un- 
möglich eingeholt werden. 

Die Sache hat aber noch andere Seiten, zu deren Beleuch- 
tung ein Fall des Chirurgen Thiersch^) mitgeteilt werden soll. 
Indem derselbe die usuelle Auffassung resignierend als unumstöß- 
liche Tatsache betrachtet, schreibt er: 

^Wir erinnern uns, auf welch harte Probe unsere Berufsfreudigkeit 
gestellt wurde, als wir, da die Einwilligung zur Operation nicht zu er- 
langen war, ein diphtheriekrankes Kind sterben lassen mußten, und wir 
können uns deswegen vollkommen in die peinliche Lage derer versetzen^ 

denen es ähnlich ergangeu ist" ^und wer es unternimmt, in die 

Rechtssphäre eines anderen einzugreifen, hat die Folgen davon zu tragen." 

Die Angelegenheit steht doch nicht ganz so einfach. Wenn 

sich in einem Spital ein Fall, wie der oben erwähnte, ereignet 
und zur Obduktion kommt, hat der Anatom, wenn nicht die 
Pflicht, so doch zweifellos die Berechtigung, die gerichtliche An- 
zeige zu machen. Das Gericht könnte nun verschiedene Auf- 
fassungen haben: 

1. Alles ist ordnungsmäßig geschehen (dies würde wahr- 
scheinlich gesagt werden). 

2. Anklage gegen den Arzt wegen Vernachlässigung, resp. 
fahrlässiger Tötung. 

3. Anklage gegen den Vater (in Osterreich eventuell nach 
§ 360 St. G. B.). 



^) Arztliches Vereinsblatt 1894. 
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4. Anklage gegen den Vater und gegen den Arzt. 

Thiersch meint, die Frage liege ausschließlich in der 
Rechtssphäre des Vaters, resp. Vormundes und scheint gar nicht 
an die Rechtssphäre der Vormundschaftsbehörde zu denken. Aus 
dem früher mitgeteilten Falle ist zu ersehen, daß die theoretisch 
naheliegende Annahme, diese Behörde sei in allen Fällen der 
Rettungsanker des ihrem Schutze Anvertrauten, wenigstens 
bezüglich des Verhältnisses zwischen Vater und Kind, praktisch 
durchaus nicht unter allen Umständen haltbar ist. 



Resümieren wir die bisherigen Ergebnisse. 

Theoretisch vielleicht anfechtbar, praktisch feststehend ist: 

1. Daß für Operationen an Kindern und Kuranden die Ein- 
willigung des Machthabers im allgemeinen notwendig ist. 

2. Daß in einigen Fällen (Zusammenstellung auf S. 43) 
die Einholung der Einwilligung unmöglich ist und der Arzt in 
denselben freie Hand haben muß, die von der medizinischen 
Ijehre vorgeschriebene Behandlung durchzuführen. 

Unklar ist: 

1. Ob der Vater, Vormund, Kurator bezüglich ärztlicher 
Behandlung dem Superarbitrium der Vormundschaftsbehörde 
untersteht; der gegenwärtige Brauch dürfte dies bezüglich des 
Verhältnisses zwischen Vater und Kind verneinen. 

2. Ob ein Vater strafbar ist, wenn er sein Kind aus Un- 
verstand, Laune oder aus unlautem Motiven sterben oder zu 
Schaden kommen läßt, während eine Operation dies hätte ver- 
hindern können. 

3. Bis zu welchem Alter des Kindes das Recht des Macht- 
habers zur Einwilligung reicht. 

Hieraus ergeben sich für den Arzt einige praktisch wich- 
tige Schlüsse: 

Er muß wissen, daß er mit Ausnahme der erwähnten Fälle 
ohne Einwilligung des Machthabers keine unter Vormundschaft 
stehende Person durch einen ärztlichen Eingriff vom Tode er- 
retten oder vor Siechtum schützen kann, ohne gegen die jetzige 
Auffassung vieler Richter zu verstoßen, und daß er bei einer 
eventuellen Klage höchstens mit einem blauen Auge durchrutschen 
würde ; 
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er muß ferner wissen, daß gegenwärtig Versuche zum Schutze 
gegen den Machthaber des Kindes fast aussichtslos sind. 

Welch schreckliche Lücke in den Gesetze iil 
Den tatsächlichen Verhältnissen nach ist das Kind den imver- 
nünftigsten Launen des Vaters schutzlos ausgeliefert, der Gewalt- 
liaber hat in manchen Fällen wirklich das Recht über Leben 
und Tod, das Recht, das Kind ohne den Versuch der zur Ver- 
fügung stehenden Mittel dem Tode auszusetzen. 

Die Mittel, welche dem Arzt zum Schutze des Kindes zur 
Verfügung stehen, sind überhaupt nur mit den schwersten Opfern 
ergreifbar, unsicher, ungenügend. 

Sind schon die Fälle, bei denen Kinder durch Nachlässig- 
keit, Dummheit oder bösen Willen der Eltern um die letzte 
Chance für die Erhaltung ihres Lebens gebracht werden, nicht 
selten, so sind die Fälle noch hundertmal häufiger, in welchen 
sie auf solche Art dauernden schweren Schaden an ihrer Gesund- 
heit leiden. 

Heutzutage ist in den zivilisierten Ländern fachmännische 
Hilfe auch dem Ärmsten nur mehr in Ausnahm sfäUen unerreich- 
bar und es könnte gewiß durchgeführt werden, die Eltern zu 
nötigen, daß sie diesen Vorteil für ihre Kinder ausnützen. 

Ich frage: Wie kann der Staat seine Bürger zwingen, ihre 
Kinder in die Schule zu schicken, wenn er es nicht für not- 
wendig erachtet, deren körperliches Wohl, selbst nur ihr Leben 
gegen den Willen der Eltern zu verteidigen? Der Staat anerkennt 
das Wissen, welches den Kindern in der Schule beigebracht wird 
-— bekanntlich gegen den Willen vieler seiner Bürger — als 
offiziell, es wäre daher nur logisch, wenn er die Lehre, welche 
er in seinen medizinischen Lehranstalten verbreiten und unter 
seiner Aufsicht ausüben läßt, wenigstens für die Kinder und Un- 
mündigen als obligatorisch erklärt und nicht die Meinung des 
ersten besten gelten läßt. Der Erwachsene mag für sich den 
törichtesten Meinungen und dem krassesten Aberglauben in 
medizinischen Dingen anhängen und dieselben nach Belieben 
auf seine werte Person anwenden; sobald durch solche persön- 
liche Ansichten das Leben und die Gesundheit anderer Menschen 
gefährdet werden, muß das Gesetz Halt gebieten. Nur eine offi- 
zielle Anerkennung der medizinischen Lehre kann hier den Maß- 
stab abgeben. 
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Selbstverständlich kann und darf aber demeinzelnen 
Arzte nicht die freie Entscheidung zuerkannt wer- 
den; über dem Machthaber steht weder der Arzt noch die Moral 
und der Verstand als solche, diese letzteren müssen vielmehr von der 
Vormund Schaftsbehörde gehütet und praktisch angewendet werden. 

Ob der Verordnungsweg zur zweckmäßigen Interpretation 
der gegenwärtig bestehenden Gesetze genügen würde, entzieht 
sich meiner Beurteilung, der Weg der Gesetzgebung ist bekannt- 
lich ein so dornenvoller, daß von ihm auf lange Zeit keine Ab- 
hilfe zu erwarten ist. Vor kurzem ist aber eine Verordnung des 
Ost. Justizministeriums erflossen, welche vielleicht als Analogen 
herangezogen werden kann. Von Seiten dieses Ministeriums wird 
neuerlich die strafrechtliche Behandlung Minderjähriger in der 
Weise umgestaltet, daß eine vom modernsten Geiste getragene 
Rücksicht auf die äußeren Verhältnisse des jugendlichen Ver- 
brechers als Hauptprinzip aufgestellt erscheint. In diesem Sinne 

wurde verfügt 

„Wenn sich aus den Ermittelungen des Pflegschaftsgerichtes ergibt, 
daß die körperliche oder sittliche Verwahrlosung des Minderjährigen auf 
einen Mißbrauch der väterlichen Gewalt zurückzuführen ist, so hat das 
Gericht die Entziehung oder Beschränkung der väterlichen Gewalt ins 
Auge zu fassen • • •" 

Nehmen wir an, daß dem Pflegschaftsgericht das Recht 
und die Pflicht zugesprochen wäre, die ihm anvertrauten Per- 
sonen vor Schaden jeder Art zu schützen, so wäre die Abhilfe 
unschwer zu beschaffen. Es müßte dann eine strikte Anzeige- 
pflicht des Arztes für alleFälle bestehen, in denen 
der Machthaber seine Einwilligung zur Durch- 
führung derjenigen Behandlungsart nicht erteilen 
kann oder verweigert, welche nach dem jeweiligen 
Stande der medizinischen Lehre für die Erhaltung 
des Lebens oder der Gesundheit des Kranken not- 
^vendigist. 

Es wäre Sache der Behörde, sich zu überzeugen, inwieweit 
die Anzeige berechtigt und ob das Notwendige geschehen ist. 
Weiterhin wäre es die Aufgabe der Behörde, schon im vorhinein 
Vorkehrungen zu treffen, durch welche solche Schädigungen so 
viel als möglich behoben werden. 

Als besonders wichtige Fälle wären folgende zu betrachten : 

1. Wenn sich eine nicht selbständige Person in unmittel- 



^ 
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barer, also momentan drohender Lebensgefahr befindet 
(z. B. Erstickungs-, Verblutungsgefahr), muß jeder Mensch, der 
imstande ist, eine solche Gefahr abzuwenden, das Recht und die 
Pflicht zur Intervention ohne und gegen den Willen des Macht- 
habers, eventuell unter direktem staatlichen Schutze haben. Ich 
glaube sogar, daß man die Unterlassung einer solchen Hilfe — 
unter den angenommenen Voraussetzungen — strafgerichtlich 
verfolgen müßte. In derartigen Fällen hätte aber der Helfer 
seine Handlung der Behörde zu melden und sie zu motivieren. 

2. Für mittelbare Lebensgefahr, d. h. wenn die 
Lebensgefahr keine augenblickliche ist, aber nach der medi- 
zinischen Lehre nur ein sofort vorgenommener Eingriff schweren 
Schaden verhüten kann, sollte die Behörde in der Weise vor- 
bereitet sein, daß der Fall sogleich untersucht, der Patient dem 
seine Einwilligung verweigernden Machthaber abgenommen 
und unter dem Schutze der staatlichen Autorität der notwendigen 
Behandlung zugeführt werden kann. 

3. Dieselben Vorkehrungen wären zu treffen, damit eine 
mittelbare Notoperation, zu welcher die Einwilligung des 
Machthabers nicht eingeholt werden kann, keinen Auf- 
schub erleide. 

Freilich dürfte man aber nicht zu weit gehen und nui' 
diejenigen Eingriffe für obligatorisch erklären, deren Not- 
wendigkeit allgemein anerkannt ist, z. B. die Operationen der 
eingeklemmten Brüche, inneren Darmverschlüsse, fortschreitenden 
Eiterungen, die Heilseruminjektion bei Diphtheritis etc. Es wäre 
gewiß nicht schwer, die in Betracht kommenden Krankheiten 
von Zeit zu Zeit ebenso zu bestimmen, wie die Infektionskrank- 
heiten bestimmt werden, die zur Anzeige kommen müssen. Neben 
der unerläßlichen Forderung nach einem solchen Schutze der 
Q-esundheit und des Lebens der Kinder wäre es sehr wünschens- 
wert, wenn der Staat sich krüppelhafter oder mißgestalteter 
Kinder annehmen und dafür eintreten würde, daß die Ärmsten 
der Armen wenigstens das erreichen, was ihnen die vorhandenen 
Hilfsquellen zu bieten imstande sind. ^) 



^) Ich sehe dabei von der sozialen Frage der Errichtung v<m 
Anstalten für sieche und krüppelhafte Kinder ganz ab. 
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Elnwllllgang der AngehSrlgen des erwachsenen Patienten. 

Vielfach wird angenommen, daß den nächsten Angehörigen 
ein gewisses Recht der Einwilligung zur Operation auch bei 
solchen Patienten zukommt^ welche über ihre freie Willens- 
entschließung verfügen. Stooss meint hiezu: 

„Es ist übrigens auch ungewiß, wer zur Vertretung eines Patienten 
berufen sei. Man wird dieses Becht der Übung gemäß den nächsten 
Angehörigen des Patienten zugestehen, selbst wenn sie im übrigen zu 
einer Vertretung nicht berechtigt sind." An anderer Stelle sagt derselbe 
Autor: ^Findet der Arzt, der Kranke sei nicht imstande, die Wahrheit 
zu ertragen, so soll er dem Kranken überhaupt keine Einwilligung zu 
der Behandlung zumuten und sich an dessen Angehörige wenden, im 
Notfalle aber nach pflichtgemäßem Ermessen handeln."^) 

Man kann hier verschiedene Möglichkeiten unterscheiden, je 
nachdem der Patient bei Bewußtsein ist oder nicht und je nach- 
dem er sich in häuslicher oder Anstaltspflege befindet. 

Befindet sich ein Bewußtloser^) in einer Privat- 
wohnung, so genügt natürlich der Wille des Wohnungsinhabers 
oder in dessen Vertretung eines anderen Hausgenossen, um dem 
Arzte den Aufenthalt in der Wohnung zu untersagen und ihn 
damit an der Ausübung seines Berufes zu hindern. Der Arzt 
befindet sich dann in einer ähnlichen Lage, wie gegenüber dem 
Machthaber, der sich weigert an seinem Schützling eine Not- 
operation vornehmen zu lassen; er kann wieder entweder den 
Schutz der Behörde anzurufen versuchen, oder — unter den 
gleichen Schwierigkeiten, wie wir sie früher kennen gelernt 



^) Meine Auffassung bezüglich der nicht hieher gehörigen Teile 
dieser Sätze sind aus dem 1. Kapitel ersichtlich. 

^) V. Lilienthal sagt: „Ob bei erwachsenen Personen unter 
solchen Umständen (sc. bei Bewußtlosen) die Einwilligung von Ehegatten, 
(xeschwistem oder anderen nahen Verwandten eingeholt wird, ist gleich- 
gültig. Ihre Erteilung kann höchstens als Beweis für die bona fide 
vorausgesetzte Einwilligung des zu Operierenden angesehen werden. 
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haben — den Klage weg betreten. Daß unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen auf dem einen oder anderen Wege etwas zum 
Schutze des Kranken zu erreichen wäre, ist recht unwahrscheinlich. 

Solche Fälle dürften sich wohl äußerst selten erreignen, 
aber es ist unheimlich genug, daß es an Direktiven für diese, 
immerhin nicht von der Hand zu weisenden Möglichkeiten fehlt. 

Befindet sich ein Bewußtloser in Anstaltspflege 
und schwebt er in unmittelbarer Lebensgefahr, so hat der 
Arzt gewiß das Recht und die Pflicht, die sich einer unmittel- 
baren Notoperation widersetzenden Angehörigen wegzuweisen 
und den Eingriff vorzunehmen. 

Liegt unter den gleichen Verhältnissen eine mittelbare 
Lebensgefahr vor, so bleibt dem Arzte nichts anderes übrig, als 
sich an die Behörde zu wenden; in einem solchen, gewiß sehr 
seltenen Falle müßte aber die Behörde wissen, was zu Recht be- 
steht und was sie zu entscheiden hat. 

Meiner Meinung nach müßte der Kranke amtlich untersucht 
und nach dem Ergebnis dieser Untersuchung auch gegen den 
Wunsch der Angehörigen nach den Regeln der medizinischen 
Lehre verfahren werden. Im erstbesprochenen Fall müßten die 
(auf S. 55) bezüglich der Kinder vorgeschlagenen Maßregeh 
gelten.^) 

Anders verhält es sich mit der Einwilligung der Anverwandten 
zur Behandlung eines im Besitze seiner Verstandeskräfte 
befind lichenKranken. Bei der zwischen Patienten und Arzt 
stattfindenden Verabredung haben die Angehörigen keinerlei im 
Gesetze irgendwie begründeten A n s p r u c h auf Beachtung ihrer 
Meinung und es dürfte auch kaum möglich sein, eine Gesetzes- 
stelle in diesem Sinne zu interpretieren. Jeder vernünftige Arzt 
wird darauf halten, daß vor einem wichtigen Schritte der Kranke 
sich mit seinen Angehörigen berät, er wird sich, wenn irgend 
möglich, selbst mit ihnen beraten und ihnen alle Eventualitäten 
zu erklären trachten; manche Diagnose kann dem Kranken 
überhaupt nur in verzuckerter Pille gegeben werden (Krebs, 
Tuberkulose), dann wird der Arzt sich um so mehr bemühen, 
einen Anverwandten zu finden, dem er die Schwere der Erkran- 



^) Andere, als unmittelbare oder mittelbare Notoperationen kommen 
bei Bewußtlosen nicht in Betracht. 
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kung deutlich machen kann. Unterläßt dies der Arzt, so kann 
man ihn einer schweren Verletzung der Humanität zeihen, aber 
eine rechtliche Verpflichtung dazu besteht gewiß nicht. Es ist 
ganz in der Ordnung, daß die Meinung wohlwollender Verwandter 
einen weitgehenden Einfluß auf die Entschließung des Patienten 
ausübt, weiter darf ihre Ingerenz aber nicht ausgedehnt werden. 
Sehr oft sagen Patienten: Mein Mann oder meine Frau erlaubt 
nicht, daß ich mich operieren lasse. Das hat für den Arzt gar 
keine direkte Bedeutung, eine solche Einsprache kann doch nur 
besagen, daß der Angehörige den Kranken nicht gestatten will, 
seine Einwilligung zu geben. Übrigens wäre es auch eine gar 
starke V e rn ac hläs sig u ng der Fehlerquellen, wenn 
man annehmen wollte, daß unter Verwandten und Ehegatten stets 
nur eitel Liebe herrscht, unmöglich wäre es, dem Arzte zumuten 
zu wollen, daß er sich indirekt in Familienverhältnisse mischt, 
indem er die Einwilligung der Anverwandten vielleicht gar nach 
ihrem inneren Wert beurteilt.^) 

Last not least : Die Gesetze bestrafen bekanntlich den Bruch 
des ärztlichen Berufsgeheimnisses und machen dabei keine Aus- 
nahme bezüglich der Ehegatten und der übrigen Angehörigen. 
So bedroht § 498 des österr. St. G. B. die Ärzte mit Verlust des 
Praxisrechtes, wenn sie „die Geheimnisse der ihrer Pflege an- 
vertrauten Person jemand anderem, als der ämtlich anfragenden 
Behörde entdecken". Nun weiß zwar jedermann, daß sich der 
Arzt in Wirklichkeit unmöglich an die strengste Auslegung des 
§ 498 in seiner recht unbeholfenen Fassung halten kann und daß 
es ein Unding wäre, wenn der Arzt über das Wesen der Krank- 
heit seines Patienten und über die Aussichten der Heilung den 
Verwandten und Freunden des Kranken gegenüber stets voll- 
kommenes Schweigen halten wollte. Aber das Gesetz besteht 
einmal und es geht nicht an. Normen aufzustellen, welche nicht 
mit ihm in Einklang zu bringen sind. ' Der Arzt könnte die 
Schwelle des „Berufsgeheimnisses," das vom Gesetze in keiner 
Weise abgegrenzt ist, gar leicht überschreiten und so aus der Scylla 
in die Charybdis geraten. 



^) Die Ansicht, daß die Einwilligung des Gatten eine rechtliche Be- 
deutung habe, kommt z. B. in dem angeführten, vom Gatten ausgestellten 
Reverse Neugebauers (S. 37) zum deutlichen Ausdruck. Ob dies 
vielleicht für Rußland Berechtigung hat, entzieht sich meiner Beurteilung. 
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Theoretisch müssen wir daran festhalten, daß nach dem 
Gesetze sogar der nächste Angehörige zum mindesten in sehr 
vielen Fällen ohne die Erlaubnis des Kranken gar nicht über 
dessen Leiden instruiert werden darf und daß daher schon aus 
diesem Grunde von selbst die Möglichkeit entfällt, die Ein- 
willigung zur Operation von einer dritten Person einzuholen. 



Operationen, welehe nicht zu Hellzwecken, sondern zum 
Vorteile dritter Personen ausgefahrt werden. 

An dieser Stelle werden regelmäßig die Transfusion, d. h. die 
Überleitung des Blutes einer Person auf die andere, und die Haut- 
transplantation, d. h. die Entnahme von Haut der einen Person 
lind Übertragung auf die andere besprochen. Die Transfusion hat 
sich i^ach einem kurzen Scheinleben als ein unzweckmäßiger, für 
den Empfangenden schädlicher Eingriff erwiesen, der nicht mehr 
in Betracht kommt. Es bleibt also die Transplantation von Haut 
Tind anderen Geweben zu besprechen ; als Ausgangspunkt sei der 
schon einmal erwähnte (von Oppenheim in extenso mitgeteilte) 
Rechtsfall gewählt, welcher in Basel verhandelt wurde. 

Der Geklagte behandelte eine Frau, die an einer großen eiternden 
Wunde der Bauchhaut litt; um eine schnellere Heilung der Wunde zu 
■erzielen, schnitt er von der noch nicht sechzehnjährigen Magd der 
Patientin 24 Hautstückchen aus und bedeckte damit die Wunde; die 
^agd hatte ursprünglich eingewilligt, ihr Vater aber machte die Straf- 
anzeige. Der Arzt wurde mit der im früheren Zusammenhang ausführlich 
mitgeteilten Motivierung freigesprochen (S. 44). 

Wie bereits erwähnt, findet Oppenheim, der Geklagte 
hätte verurteilt werden müssen, weil die Einwilligung des Vaters 
notwendig gewesen wäre. Stooss bespricht den Fall ebenfalls 
lind stimmt zu, daß die Einwilligung notwendig gewesen wäre, 
bemerkt aber weiter: „Ein verständiger Vater hätte zu einer 
solchen Operation an seinem Kinde niemals einwilligen dürfen." 
Man müßte wohl noch weitergehen und folgende Regel auf- 
stellen: die Einwilligung des gesetzlichen Vertreters darf nie- 
mals über das hinausgehen, was zum Vorteil des Kindes not- 
wendig ist; ob eine andere Person durch einen — wenn auch 
noch so unbedeutenden — Nachteil des Kindes gewinnt, geht 
den Vertreter des letzteren nichts an. Wenn auch die Gesetze 
sich darüber nicht äußern, spricht es doch den einfachsten Moral- 
begriffen Hohn, wenn der Vater das Recht haben soll, über den 
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Körper des Kindes zu dessen Nachteil und zum Vorteil anderer 
zu verfügen, vielleicht gar ein Geschäft damit zu machen ; 
das könnte geradezu als Schulbeispiel für einen „unsittlichen 
Vortrag" gelten. 

Daraus resultiert, daß man die Einwilligung des gesetz- 
lichen Vertreters zu einem derartigen an dem Kinde vor- 
genommenen Eingriff für ungültig erklären muß, die Einwilligun.g' 
des Kindes ist eo ipso ungültig, folglich darf an einem Menschen, 
dem die freie Verfügung über seinen Körper fehlt, unter gar 
keinen Umständen ein. Eingriff vorgenommen werden, der nicKt 
zu seinem Vorteil notwendig ist. Läßt sich die vorgebrachte 
Argumentation aus den Gesetzen nicht ableiten, so wäre es drin- 
gend notwendig, dies anderweitig zu fixieren. 

Da gerade die Transplantation von Haut in erster Linie 

in Betracht kommt, muß hier bemerkt werden, daß es sehr selten 

unmöglich ist, die erforderlichen Hautstücke vom Patienten selbst 

zu nehmen. Oppenheim stellt folgende Regel auf: 

„Der Arzt ist zu solchen EingrifiPen berechtigt, wenn erstens die 
betreffende Person ihre Einwilligung gibt, zweitens dem Gesunden durch 
den Eingriff voraussichtlich kein dauernder Schaden an der Gesundheit 
entsteht und drittens das dem Gesunden durch den Eingriff zugefügte 
Übel erheblich geringer ist, als das Übel des Kranken, welches geheilt 
werden soll." 

Ich vermisse neben diesen selbstverständlichen Bedingungen 
einen Punkt, welcher mir besonders wichtig zu sein scheint. Wie 
wäre es, wenn ein Reicher sich die Haut eines armen Teufels 
kauft, um sich die Unannehmlichkeiten der Entnahme der eigenen 
Haut zu ersparen, während dies ganz leicht möglich wäre? 
Oder wenn ein Patient auf eine von ihm abhängige Person eine 
Pression in diesem Sinne ausübt? In keinem Falle hat meiner 
Ansicht nach der Arzt das Recht, ohne zwingende Not einen 
gesunden Menschen zu schädigen. Die erwähnte Eventualität 
vom reichen Mann ist nicht ganz aus der Luft gegriffen. 
Vor einiger Zeit brachten die Zeitungen eine Notiz, daß ein 
amerikanischer Millionär sich die Ohrmuschel eines mit Geld 
gedungenen Armen habe anheilen lassen. Es kommt nicht darauf 
an, ob diese Nachricht auf Wahrheit beruht; nach dem jetzigen 
Stande der Chirurgie könnte es recht gut gelingen, einzelne 
Körperteile, z. B. die Ohrmuschel, Finger, Zehen, auch die Sub- 
stanz von Drüsen (z. B. Schilddrüse) von einem Menschen auf 
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den anderen zu übertragen. In dem zitierten amerikanischen Fall 

hätte der Arzt jedenfalls eine Tat vollbracht, welche sich nach 

ethischen Grundsätzen nicht rechtfertigen läßt, wenn auch 

vielleicht dem armen Besitzer des Ohres die erhaltene Summe 

lieber war, als der Körperteil. Zu der Regel Oppenheims 

müßte in erster Reihe der Zusatz kommen: 

Derartige Eingriffe an Gesunden sind nur dann statthaft, wenn 
für den Kranken keine andere Heilungsmöglichkeit anzunehmen und 
wenn das Leiden wirklich ein ernstes ist. 



)r} 



Yersache am Menschen. 

Die Versuche am Menschen werden allgemein in 2 Gruppen 
geteilt: 1. Versuche zu sogenannten wissenschaftlichen Zwecken 
an Gesunden und Patienten; 2. Versuche, bei welchen es sich 
um die Anwendung einer „neuen" Heilmethode handelt. 

Es liegt nicht in meiner Absicht, mich über die Experimente 

zu sogenannten wissenschaftlichen Zwecken zu verbreiten; wer 

nicht das Minimum von Rechtsgefühl besitzt, um einzusehen, daß 

diese Versuche unter keinen Umständen gestattet 

sind, dem fehlt eben eine normale psychische Funktion. Hier 

sollen nur einige Grenzfragen betrachtet werden, deren Fixierung 

für Patienten und Arzte wichtig wäre. Bezüglich der Frage im 

allgemeinen kann aber ein Punkt nicht übergangen werden, bei 

welchem nach der Auffassung der Kriminalisten die Entscheidung 

nicht klar liegt. 

Oppenheim sagt : „ Anders dürfton vielleicht experimentelle 
Eingriffe an einwilligenden unheilbaren Kranken zu beur- 
teilen sein. Was für den Gesunden eine groüe Gefahr, kann für den 
unheilbar Kranken gefahrlos sein, weil sein Leiden eine Höhe erreicht 
haben mag, welche nicht mehr zu steigern ist. Ich bin dessen nicht 
gewiß, aber ich glaube, es ließe sich konstatieren, daß die Bechtsüber- 
zeugung des Volkes hier einen weiteren Spielraum verstattet. Ein Bei- 
spiel liefert der Bericht, daß man einer krebskranken, nicht mehr 
operierbaren und unrettbar dem Tode verfallenen Patientin, ohne ihre 
Leiden zu steigern, auf noch gesunde Haut Krebsknötchen von kranken 
Stellen her transplantiert hat, um die Ubertragbarkeit des Krebses in 
dieser Weise experimentell zu erforschen. Wenn in diesem Falle — 
was ich nicht glaube — die Patientin ihre Einwilligung zu dem 
Experiment gegeben hat, so dürfte das Experiment ein berechtigtes 
gewesen sein." 

Stooss zweifelt nicht daran, daß solche Versuche auch 
an Unheilbaren unerlaubt sind, er führt aber aus, daß das öster- 
reichische Strafrecht für derartige Fälle im Stich läßt. 

Sollte wirklich „die Rechtsüberzeugung des Volkes hier 
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einen weiteren Spielraum gestatten" (Oppenheim), dann sollte 
zum mindesten die Auffassung der Arzte von ihrem Berufe der- 
art sein, daß sie solche Vorkommnisse ausschließt. Der Kranke 
muß unter allen Umständen für den Arzt eine sacrosancte 
Person sein. 

Die ganze Sache hat übrigens mit dem ärztlichen Berufe 
gar nichts zu tun; es ist nicht einzusehen, weshalb nicht eben- 
sogut jeder Nichtarzt an einem dem Tode verfallenen Menschen 
sollte Experimente machen können, wenn dies mit seiner Ein- 
willigung statthaft wäre. 

Ein zum Tode Verurteilter ist doch z. B. mindestens ebenso 
unrettbar verloren, wie ein Krebskranker, und trotzdem ist es 
auch in den rauhesten Zeiten nicht üblich gewesen und nur aus- 
nahmsweise vorgekommen, daß an zum Tode Verurteilten Ex- 
perimente angestellt wurden. 

Wenn nach unserem Gesetze solch schmähliche Vorgänge 
ungestraft bleiben könnten, dann wäre es dringend notwendig, 
diese klaffende Lücke durch unzweideutige Bestimmungen aus- 
zufüllen. 

In Übereinstimmung mit den allgemeinen Gepflogenheiten 
muß man wohl eine Ausnahme bezüglich der allerkleinsten 
Verletzungen und unschädlichen Manipulationen machen, wie 
z. B. eines Nadelstiches behufs Entnahme von Blut, Ausrupfen 
einzelner Haare zur Untersuchung von Veränderungen derselben, 
Anlegung von Verbänden zu Übungszwecken etc. 

Wenn versucht werden soll, die Grenzen des Erlaubten zu 
präzisieren, so wäre vielleicht zu sagen: Ein Eingriff, 
welcher nicht zu Heilzwecken vorgenommen wird, 
ist — die Einwilligung des passiven Teiles voraus- 
gesetzt — dann erlaubt, und zwar Ärzten wieNicht- 
ärzten, wenn die aus ihm entstehenden Folgen das 
Maß derjenigen Schädigungen nichtÜberschreiten, 
welche im täglichen Leben gemeiniglich nicht 
beachtet werden. 

Im Anschlüsse daran wären noch Versuche zu Lehr- 
zwecken zu erwähnen, auf welche Stooss in seiner 
Besprechung dieses Themas hinweist. 

Stooss schreibt: „Neulich demonstrierte der Assistent einer 
Universitätsklinik in seinem Augenspiegelkurs die Wirkung des Hom- 

Büdinger: Die Einwilligang zu ärztlichen Eingriffen. 5 
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atropin und Kokain auf das menschliche Auge an Schulkindern, die er 
durch kleine Greldgeschenke bestimmt hatte, sich Homatropin oder Kokain 
in die Augen träufeln zu lassen. Durch die Ein trau feiung dieser Sab- 
stanzen wird zwar das Auge jugendlicher Personen nicht geschädigt, 
aber die Funktionen des Auges werden vorübergehend gestört und es 
treten an dem Auge anormale Veränderungen auf. 

Dieser Versuch war daher, wenn nicht eine Körperverletzung, so 
doch eine Mißhandlung. Eine Einwilligung des Verletzten kann nicht 
in Frage kommen, da die Einwilligung von Schulkindern zu einem solchen 
Versuche rechtlich bedeutungslos ist. Würde der Versuch aber nicht als 
eine Mißhandlung der Kinder aufgefaßt, so liegt doch ein rechtswidriger 
Eingriff in die elterliche oder vormundschaftliche Gewalt vor." 

Das Homatropin wird in den Augenspiegelkursen sehr häufig 

zu Lehrzwecken eingeträufelt, weil der Ungeübte meist nicht 
imstande ist, bei enger Pupille (das Homatropin erweitert die 
Pupille) den Augenhintergrund zu sehen; es hat eine mehr- 
stündige leichte Sehstörung zur Folge. Nun ist leicht ein- 
zusehen, daß das Erlernen der wichtigen Technik des Augen- 
spiegelns durch die Ärzte für Tausende von Patienten von gi-ößter 
Wichtigkeit ist, weshalb sich das erwähnte Experiment kaum 
umgehen läßt. Bezüglich der Verwendung von Kindern zu diesem 
Zweck ist die Richtigkeit der S t o o s s sehen Ansicht wohl zweifel- 
los; nach den obigen Ausführungen brauche ich meinen Stand- 
punkt in dieser Frage nicht weiter zu begründen, er lautet: die 
Einwilligung des Kindes ist ungültig, die Einwilligung des Ver- 
treters unsittlich, daher ebenfalls ungültig, also dürfen Kinder 
unter keinen Umständen zu derartigen Versuchen verwendet 

werden. 

Das dringende Bedürfnis zu Eingriflfen an Gesunden für 

Unterrichtszwecke ergibt sich außer dem erwähnten Falle sehr 

selten; es könnte aber nicht schaden, * wenn auch bezüglich der 

Erwachsenen die sich ergebenden Möglichkeiten fixiert, ihre Art 

und ihr Umfang festgesetzt und unter Kontrolle gestellt würden. 



„Experimentelle Eingriffe an Kranken, welche 
den Zweck haben zu erforschen, ob ihre Krankheit 
durch den betreffenden Eingriff geheilt oder ge- 
lindert werden kann," definiert Oppenheim die Versuche mit 

neuen Heilmethoden und gibt deren Zulässigkeit zu, wenn 

erstens der Patient oder sein gesetzlicher Vertreter seine Zustim- 
mung gibt, zweitens wenn auf Grund medizinisch - wissenschaftlicher 
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Überzeugung die Möglichkeit des Gelingens des Experimentes gegeben 
ist und endlich drittens, wenn die durch das Experiment erzeugte Gefahr 
in keinem Mißverhältnis steht zu der eventuell zu heilenden oder lin- 
dernden Krankheit. 

Zu der obigen Definition kann der Arzt unmöglich seine 
Zustimmung geben ; wenn es vielleicht auch einer Silben stecherei 
ähnlich sehen könnte, möchte ich gerade auf diesen Punkt großes 
Gewicht legen. Der Ton macht die Musik und dieser Ton macht 
in Wirklichkeit im Publikum vielfach eine sehr falsche Musik. 
„Experimentelle Eingriffe, welche den Zweck haben zu er- 
forschen " würden immer mehr oder weniger in die Kate- 
gorie der früher besprochenen „wissenschaftlichen** Versuche ge- 
hören, der Patient wäre wirklich ein Versuchsobjekt oder, wie 
der beliebte, geschmackvolle Ausdruck lautet, ein Versuchs- 
kaninchen. 

Eine neue Behandlungsart zu versuchen um zu erforschen . . . 
ist unstatthaft und dies wird gewiß auch nur selten vorkommen, 
und wenn es vorkommt, nicht eingestanden werden. Neue Be- 
handlungsarten entstehen vielmehr aus der Überzeugung des 
Arztes von der Unzweckmäßigkeit der bisher geübten oder dem 
gänzlichen Mangel an für den betreffenden Fall passenden 
^lethoden überhaupt, sie dürfen nicht das Ursprüngliche sein, 
welches erprobt werden soll, sondern immer nur auf begründeter 
wissenschaftlicher Basis aufgebaute „Versuche**, im gegebenen 
Falle den Kranken besser zu behandeln, als dies nach der bis- 
herigen Methode möglich gewesen wäre. 

Sehr richtig ist die Bemerkung von Stooss, daß die ärzt- 
liche Behandlung durch neue Methoden rechtlich nichts Besonderes 
bietet und es daher wenig Zweck hat, für dieselben besondere 
Normen aufzustellen. Ich kann nicht einmal der Meinung von 
Stooss beistimmen, daß hiebei die Indikation noch sorgfältiger 
zu prüfen sei als sonst, und in der Behandlung die äußerste 
Sorgfalt zu beobachten sei; und zwar kann ich deshalb nicht 
beistimmen, weil es keine Sorgfalt erster und zweiter Güte geben 
darf und in jedem Falle, mag der eingeschlagene Weg noch so 
ausgetreten sein, so viel Sorgfalt angewendet werden muß, daß 
ein Plus nicht mehr existiert. 

Da über die Entstehung, das Wesen und die Würdigung 
neuer Behandlungsarten vielfach ganz verkehrte Anschauungen 

5* 
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herrschen, glaube ich diesem Punkt eine etwas ausführlichere 
Besprechung zukommen lassen zu müssen, und dies umsomehr^ 
als er auch von juridischer Seite nicht die gebührende Würdi- 
gung gefunden hat, insbesondere die Abgrenzung des Begriffes 
„Versuch" überhaupt nicht den Tatsachen entspricht. 

Jede ärztliche, also speziell auch jede chirurgische Be- 
handlung trägt in hohem Maße alle charakteristischen Eigen- 
schaften des Versuches an sich, indem angenommen wird, 
daß sich aus einer Anzahl mehr oder weniger bekannter Prä- 
missen das erwartete Resultat ergeben werde. Die Prämissen 
selbst sind dabei niemals ganz, sondern nur schätzungsweise 
bekannt und in zwei analogen Fällen niemals durchaus gleich, 
woraus schon hervorgeht, daß kein ärztlicher Versuch (= ärzt- 
liche Behandlung) wiederholt werden kann, sondern jede Opera- 
tion anders ist. Die Chemiker und Physiker sind ehrlicher und 
wahrer als wir — sie arbeiten mit viel genauer bekannten Prä- 
missen und sprechen trotzdem nur von Experimenten, während 
die Arzte — sehr zum Schaden des so notwendigen Verständ- 
nisses ihrer Handlungen beim Publikum — dies nicht genügend 
betonen. 

Die Hauptprämissen bei einer Operation sind: 

1. Kenntnis der Krankheit; 

2. Mittel zu ihrer Bekämpfung; 

3. den kranken Menschen betreffend: seine Widerstands- 
und Restitutionskraft; 

4. den Arzt betreffend: seine persönlichen Eigenschaften 
und die äußeren Umstände, unter denen er operiert (Erfahrung, 
Übung, lokale Verhältnisse etc.). 

Die richtige Abschätzung dieser Faktoren bildet eine Haupt- 
bedingung des Erfolges; bei dem „neuen" Verfahren wäre also 
die Prämisse 2. ganz oder zum Teile unbekannt. 

Die große Masse glaubt natürlich, wie bei jedem eklatanten 
Resultat menschlicher Erkenntnis und Tätigkeit, welches fertig 
vor ihre Augen kommt, ebenso auch auf unserem Gebiete, daß 
die Einfälle gleich Meteoren in das Gehirn des Erfinders platzen 
und vergleicht nur die auffallenden Stufen, ohne die Zwischen- 
glieder zu beachten; in der Medizin aber wird die Neuheit der 
Methoden, insbesondere die Entfernung eines Schrittes vom 
andern auf dem Wege der Entwicklung auch von Gebildeten 
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lind selbst von der Quelle ferner stehenden Ärzten in erstaun- 
licher Weise überschätzt. 

Man spricht immer von der ärztlichen Wissenschaft und 
Kunst; hätten wir nur alte Schablonen zu reproduzieren, so 
wären wir keine Bildhauer, sondern Steinmetze, keine wissen- 
schaftlichen Arbeiter, sondern Schreiber, keine Maler, sondern 
Anstreicher. Das wäre ein trauriger Chirurg, der niemals die 
Fehler und Mängel im jeweiligen Stande seiner Kunst sehen und 
sich nicht bestreben würde, ihnen gegebenenfalls abzuhelfen ; un- 
möglich aber wäre ein Chirurg, der sich, vor einer unerschlossenen 
Aufgabe stehend, auf den toten Buchstaben der Lehre angewiesen 
sieht. Jeder Chirurg macht eine Menge „neuer" Operationen, eine 
ausschließlich reproduzierende Tätigkeit ist in unserem Berufe 
undenkbar. 

Betrachten wir als die beiden Hauptformen wissenschaft- 
lichen Fortschrittes : einerseits die neue Gruppierung des eigenen 
und fremden Wissens und daraus hervorgehend den Ausbau der 
sich ergebenden Gesichtspunkte (Erfindung, Forschungsresultat) 
und andererseits die intuitive Erfassung bisher nicht beachteter 
oder, sich zum erstenmal darbietender Erscheinungen (Entdeckung), 
so ist auch in der Medizin der Fortschritt nach letzterer Art die 
Ausnahme. 

Der beste Beweis hieflir ist, daß ungemein häufig derselbe 
neue Gedanke zu gleicher Zeit von mehreren Fachgenossen ver- 
öffentlicht wird, oft wohl von einer weiteren Zahl stillschweigend 
zur Ausführung kommt, wenn eben die theoretischen Erfahrungen 
und der Stand der Technik naturgemäß zu diesem Ziele drän- 
gen. Nicht wenige neue Operationen bewegen sich in sehr alten 
Bahnen und gleichwie bei einem Bergwerk, dessen Abbau mangels 
ungenügender Maschinen nicht fortgesetzt werden konnte, die 
Ausbeutung mit den Fortschritten der Technik wieder lohnend 
wird, so werden oft alte, verfallene und vielleicht unzweckmäßig 
gebaute Stollen im Bergwerk der Medizin, die mangels der not- 
wendigen Vorbedingungen wertlos schienen, wieder mit gutem 
Erfolge aufgedeckt, wenn die Fortschritte der Technik es ge- 
statten. 

Freilich darf nicht verschwiegen werden, daß die Fern- 
stehenden vielfach durch die Unsitte irregeführt werden, daß 
sich in der medizinischen Literatur immer mehr ein gewisser 
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Jargon einbürgert, demzufolge jedes etwas veränderte Instrument, 
jedes Symptom, jede etwas veränderte Schnittführung den Namen 
eines Autors, selbst mehrerer Autoren bekommt. Hier ist nicht 
der Platz, auf die Besprechung dieser Tatsache einzugehen, welche 
auf kein Ruhmesblatt in der Geschichte der Medizin gehört und 
sehr im Widerspruch zu dem Vorgehen in anderen Wissen- 
schaften steht. 

Die „neuen" Behandlungsarten dürfen nie außer Zusammen- 
hang, mit den älteren sein, sie sind nur die vorgeschobenen Posten 
auf dem Wege der Erkenntnis, die Prämissen sind oft weniger 
zweifelhaft als bei älteren Methoden. 

Viel mehr Gefahren als durch die „neuen'^ Methoden drohen 
den Kranken durch einen Ausfall in der 4. unter den oben er- 
wähnten Prämissen des operativen Versuches (Eigenschaften des 
Arztes). Die Juristen haben ganz recht, wenn sie sagen, daß 
nicht jeder Arzt jeden Eingriff ausfuhren darf, sondern nur der- 
jenige, der ihm gewachsen ist. Gegen diese Regel sind aber 
wichtige Bedenken ins Feld zu führen. Bekanntlich ist mit der 
Verleihung des medizinischen Doktorhutes das Recht verbunden, 
alle ärztlichen Verrichtungen auszuüben, andererseits ist aber 
damit die Verantwortung nicht nur für die nach der Lehre 
fehlerhaften Handlungen, sondern im gleichen Maße für die 
fehlerhaften Unterlassungen verbunden. Jeder nur einigermaüen 
Eingeweihte weiß, daß es vielen Ärzten unmöglich ist, sich weiter 
zu bilden oder gar spezialistisch zu vervollkommnen und daL^ 
diese Arzte dann den schwierigen Situationen, bezüglich welcher 
sie vor dem Richter Rechenschaft geben müssen, nicht gewachsen 
sind. Solche Verhältnisse hat Weressäjew in seiner „Beichte 
eines praktischen Arztes'^ mit größter Offenheit geschildert. 

Tritt der junge Arzt^) in ein Spital ein, so beginnt erst 
sein praktischer Unterricht und es liegt nun die schwierige Auf- 
gäbe vor, einerseits dem Staate ausgebildete Arzte zu liefern, 
anderseits die Patienten, an welchen die Versuche der Anfänger 
gemacht werden, vor Schaden zu behüten. In weitaus den meisten 
Fällen gelingt dies durch große Vorsicht des Assistierenden, es 



^) Von den 20 Hilfsärzten meiner Abteilung (Oktober 1904) haben 
8 vor der Promotion kein Messer in der Hand gehabt, 14 keinen Zahn 
gezogen, die übrigen haben einzelne, ganz kleine Eingriffe ausgeführt. 
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gibt aber Eingriffe, bei denen der Anfänger ganz auf sich an- 
gewiesen ist. Dahin gehört z. B. das Zahnziehen; da existiert 
keine Nachhilfe und wen gruselt es nicht bei dem Gedanken, 
an seiner eigenen Person diese Operation durch jemanden aus- 
führen zu lassen, der sie vordem noch nie gemacht hatte? 

Noch unsicherer sind aber die Prämissen, wenn es gilt, 
eine wirkliche, spezialistisch chirurgische Ausbildung zu ge- 
winnen. Auf allen chirurgischen Fächern liegt der Fluch, daß 
sie nicht ohne schwere Opfer von Seiten der Kranken zu er- 
lernen sind. Man kann das schlechte Konzept eines jungen 
Beamten wegwerfen, man kann ein ungeschicktes Urteil kassieren, 
auch viele andere Nachteile, welche durch die ünerfahrenheit 
eines Neulings hervorgerufeii werden, sind unschädlich zu machen. 
In der Chirurgie kann oft ein scheinbar unbedeutender Fehler 
irreparable böse Folgen für Leben und Gesundheit des Kranken 
haben. So hat der Anfänger schon im Spital, viel mehr noch 
außerhalb desselben, in seiner jahrelangen Lehrzeit und über- 
haupt der weniger Geübte schlechtere Resultate als der Erfahrene 
und wehe demjenigen, der seine Lehrzeit unter ungünstigen Ver- 
hältnissen und bei ungenügender Nachhilfe verbringt ! Bei seinen 
Versuchen sind die Prämissen doppelt unsicher. 

Am all erunsichersten (selbst für den Erfahrenen am schwer- 
sten abzuschätzen) ist die Prämisse, welche auf der Widerstands- 
kraft und überhaupt in den persönlichen Körperverhältnissen 
der Patienten beruht (Prämisse 3) und gerade die unrichtige 
Abschätzung dieses Faktors ist zweifellos die häufigste Fehler- 
quelle in .unserer Wahrscheinlichkeitsrechnung. 

Die rein technische Bedeutung der Operation an sich wird 
noch in anderer Beziehung vom Laien unrichtig eingeschätzt, 
indem vielfach die ungeheuere Bedeutung des zur Operation ge- 
hörigen Apparates vernachlässigt wird, insbesondere der Fort- 
schritt in der Antisepsis. 

Als Beispiel seien die Operationen freier Leistenbrüche angeführt, 
weil diese als sogenannte „reine" Operationen einen guten Maßstab 
geben. Man hat vor 12 Jahren nach genau denselben Methoden operiert 
wie jetzt, und trotzdem hat gegenwärtig die Operation ein ganz anderes 
Gesicht als damals. Damals war die Antisepsis wohl bei fast allen 
Operateuren noch derart, daß viele „reine '^ Operationswunden eiterten 
und hiedurch der Erfolg oft vernichtet, ja sogar gelegentlich der Tod 
verursacht wurde. Heute kann man wohl aussprechen, daß ein Chirurg, 
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welcher unter 100 derartigen Operationen mehr als höchstens 3 Eiterun- 
gen zu verzeichnen hat, die Operation überhaupt nicht vornehmen sollte. 

Die üblichen Vorstellungen über Versuche an 
Menschen zu Heilzwecken bewegen sich demnach 
auf einer unrichtigen Bahn. 

Jede ärztliche Behandlung ist ein Versuch, der um so mehr 
Aussicht auf Erfolg hat, je genauer die Prämissen bekannt sind. 
Die Prämissen sind allerdings, ganz allgemein genommen, bei 
berechtigten neuen Behandlungsarten in geringerer Ausdehnung 
bekannt, als bei älteren, müssen sich aber in ihren wesentlichen 
Punkten nach dem jeweiligen Stande der Medizin abschätzen 
lassen. Der Versuch des Ungeübten, vor allem aber der Ver- 
such an Menschen, deren Widerstandskraft nicht richtig geschätzt 
wird, ist weit unsicherer. 



Die strafrechtliche Bedeutang der Einwilligang. 

Die bisherigen Ausführungen haben versucht, bezüglich der 
Einwilligung einen Standpunkt zu gewinnen, der den Anschauungen 
<3iner großen Gruppe von Ärzten und wohl auch im wesentlichen 
denen des Publikums genügen könnte, wobei aber in den Gesetzen 
kein ausreichendes Fundament zu finden war. Die Straf- und 
Zivilgesetze Deutschlands und Österreichs bieten, wie schon 
mehrfach gezeigt wurde, keinerlei bestimmte Vorschriften, welche 
«ine prinzipielle Regelung der Haupt-, noch weniger der Neben- 
fragen bedeuten würden. Andererseits ist die Überzeugung, daß 
der ohne gültige Einwilligung oder gegen den Willen des Patienten 
operierende Arzt strafbar sei, eine so allgemeine, daß sie praktisch 
den Wert eines Rechtssatzes hat, und es wird daher seit Jahren 
mit heißem Bemühen gestritten, um die Theorie mit der Praxis 
in Einklang zu bringen. Einen Markstein in diesem Kampfe 
bildet die Entscheidung des deutschen Reichsgerichtes im „Ham- 
burger Fall'^, welche ausführlich die prinzipiellen Fragen 
behandelt; sie stellt für die deutschen Arzte vorderhand einen 
gewissen Abschluß dar, indem unsere Kollegen jenseits der 
Grenze wenigstens ungefähr wissen, was sie von dem Rechts- 
wege zu erwarten haben. Für Osterreich liegen zwar Ent- 
scheidungen nicht vor, doch ist die Bedeutung der deutschen 
Auffassung für uns nicht zu unterschätzen. 

Im Jahre 1893 hat sich folgender Fall ereignet^): In einem 
Hamburger Spital wurde an einem Kinde ohne väterliche Einwilligung, 
nach der Behauptung der Anklage gegen den Willen des Vaters, eine 

^) Der Fall wurde schon früher in anderem Zusammenhang erwähnt, 
hier soll von der Frage der väterlichen Einwilligung abgesehen 
werden. 

Ausführliche Berichte über den ganzen Prozeß bringt Stooss l. c. 
Die Entscheidung ist in extenso bei Kapmund und Dietrich (Ärztliche 
Rechts- und Gesetzeskunde, Leipzig 1898) mitgeteilt. 
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Operation wegen tuberkulöser Erkrankung des Mittelfußknocbens vor- 
genommen ; der Vater machte die Anzeige und es wurde die Anklage 
wegen Körperverletzung erhoben. 

Das Landgericht zu Hamburg sprach den Arzt frei, indem es sich 
zu der Ansicht bekannte: Es ist zu verneinen, daß in einer 
zweckmäßigen, vernünftigen, ja notwendigen Behand- 
lung mittels operativen Eingriffes eine Mißhandlung 
des Operierten erblickt werden kann. 

Das Eeichsgericht hob dieses Urteil auf. Die Begründung der 
Entscheidung führt zunächst aus, daß die jetzige Formulierung des § 223 
des (deutschen) St. G. : „Wer vorsätzlich einen andern körperlich miß- 
handelt oder an seiner Gresundheit beschädigt,^ alle unmittelbar und 
physisch dem körperlichen Organismus zugefügten Verletzungen 
zusammenfaßt. Weiter wird gesagt: „daß die Norm des § 223 des 
St. G. B. rechtswidriges Handeln voraussetzt, ist freilich gewiß und 
daraus wird zu folgern sein, daß eine nicht rechtswidrig zugefügte 
Körperverletzung keine strafbare Mißhandlung ist, unhaltbar aber ist es, 
das „nicht rechtswidrige" darein setzen zu wollen, daß der Zweck oder 
gar der Erfolg der Verletzung sich als dem Verletzten heilsam, als 
vernünftig darstelle .... dann ergibt sich die weitere Folgerung auch 
von selbst, daß Inhalt und Umfang der dem Arzt solchergestalt 
eingeräumten Befugnisse ^) in Anwendung seiner Kunst sich nicht minder 
regeln muß durch den Rechts willen des Kranken.*^ 

„Folgeweise handelt derjenige Arzt, welcher vorsätzlich für Heil- 
zwecke Körperverletzungen verübt, ohne sein Recht hiefur aus dem 
bestehenden Vertragsverhältnisse oder der präsumtiven Zustimmung, 
dem vermuteten Auftragt) hiefür legitimierter Personen herleiten zu 
können, überhaupt unberechtigt, d. i. rechtswidrig und unterliegt der 
solche Delikte verbietenden Norm des § 223 des St. G. B. Noch zwei- 
felloser tritt solche Rechtswidrigkeit hervor, wenn der Arzt gegen den 
erklärten Willen jener Person gehandelt hat." ^) 

Das deutsche Reichsgericht findet demnach (vgl. auch den 

Dresdener Fall S. 6 und den Baseler Fall S. 44), daC> jede 
ärztliche Behandlung, welche Schmerzen oder Unbehagen zur 
Folge hat, unter die Handlungen zählt, bei w^ eichen „ein anderer 
körperlich mißhandelt oder an seiner Gesundheit beschädigt wird" 
und anerkennt die Straflosigkeit nur dann, wenn auch sonst 
nichts Rechtswidriges vorliegt. 

In dieser Entscheidung sind zwei praktisch und theoretisch 
bedeutsame Konstatierungen enthalten. 1. Der ärztliche Eingriff 



^) Die Unmöglichkeit einer so strikten Fassung dieses Satzes be- 
handelt der Abschnitt über die spezielle Einwilligung. 
-) Vgl. S. 9. 
3) Vgl. S. 42. 
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ist eine Körperverletzung im Sinne des Strafgesetzes, 2. diese 
an sich strafbare Körperverletzung wird nur durch die Einwil- 
ligung des Patienten straffrei. 

Die Auffassung des Reichsgerichtes wird von vielen Juristen 
geteilt, eine Anzahl von Kriminalisten und die Mehrzahl, viel- 
leicht die Allgemeinheit der Arzte, ist aber anderer Meinung. 
Die Einwendungen beziehen sich zum Teil darauf, daß die Tat- 
sache der Einwilligung es sei, welche die durch ärztliche Ein- 
griffe verübte „Körperverletzung'^ straflos mache, zum Teile 
darauf, daß die ärztlichen Eingriffe überhaupt als „Körper- 
verletzungen" betrachtet werden. 

Die erstere Gruppe von Autoren sucht nach einem anderen 
Grund der Straflosigkeit. Der „sittliche Zweck'^ oder der „ärztliche 
Beruf" sind mit Recht fast allseitig als ganz unzulänglich be- 
zeichnet worden, da sie sich in keiner Weise abgrenzen lassen. 
Oppenheim konstruiert ein Gewohnheitsrecht und sieht sich 
infolge dieser Annahme veranlaßt, Detailvorschriften für einzelne 
Arten des ärztlichen Eingriffes zu geben, Dietrich^) meint, 
daß „sie die geringeren Übel und notwendigen Mittel zur Bannung 
solcher Übel seien, deren Nichtein tritt das Gesetz selber anstrebt" ; 
V. Lilienthal findet den Grund der Straflosigkeit im „Zweck" 
der ärztlichen Handlungen, was der Meinung des Reichsgerichtes 
(s. oben) direkt widerspricht. 

Besonderes Interesse erweckt für den Arzt eine Auffassung, 
welche Stooss^) in einer früheren Arbeit vertreten, dann aber 
selbst als unhaltbar zurückgezogen hat. In Wirklichkeit, meinte 
er damals, rechtfertige nur der Erfolg, strafrechtlich aber auch 
der in entschuldbarem Irrtum vorgestellte Erfolg die ärztlichen 
Eingriffe. Daß der Erfolg nicht das Maßgebende ist, beweisen 
unter anderem die zahlreichen Fälle, bei denen zweifellose „Körper- 
verletzungen" heilend wirken. 

Zar Illustration diene die reizende Episode in Scheffels Ekkehard, 
wie in der Hunnenschlacht dem Bruder Pilgeram der feindliche Pfeil 
durch den Kropf geht (Kystenkropf) und ihn heilt. 

Wohl aber wäre es verfehlt, die psychologische Be- 
rechtigung zu übersehen, welche dieser Ansicht innewohnt und 



1) Die Straflosigkeit ärztlicher Eingriflfe, Fulda 1896. 
^) Schweizerische Zeitschrift f. Strafrecht, 1893. 
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<lie Ursache war, daß viele alte Gesetzgebungen den operativen 
Mißerfolg mit Strafe belegt haben. 

Der Erfolg ist die Quelle, aus der die Medizin und speziell 
die Chirurgie ihre Kraft schöpfen und die einzige Richtschnur, 
nach welcher die ärztlichen Handlungen gehen dürfen. Mag man 
auf allen Gebieten menschlicher Betätigung über den Erfolg 
denken, wie man will, in der Chirurgie gilt der Satz: das 

einzige Verdienst ist der Erfolg. 

Die Fragestellung, welche sämtlichen bisher erwähnten 
Betrachtungen zugrunde liegt, lautet im wesentlichen: Aus 
welchem Rechtstitel ist es gestattet oder, besser gesagt, nicht 
strafbar, wenn ein Mensch direkt oder indirekt, absichtlich, ohne 
Notwehr oder direkten staatlichen Auftrag (wie es beim Soldaten 
und Henker der Fall ist), den Ablauf der physischen Lebens- 
vorgänge eines anderen Menschen beeinflußt, insbesondere aber, 
inwieferne ist es gestattet, einen Eingriff in die Kontinuität des 

Körpers vorzunehmen (Operation)? 

Eine Anzahl von Kriminalisten und Ärzten erklärt nun 

diese ganze Fragestellung als von Grund aus verfehlt. Hess^) 
hat die sprachliche Seite der Worte „Verletzung, Mißhandlung" 
angefaßt und darauf hingewiesen, daß die Abstammung derselben 
eine angemessene oder gar nützliche Behandlung von selbst aus- 
schließe. Das Argument ist seitdem häufig zitiert worden, und 
zwar auch von Ärzten (Thiersch^), Angerer ^) u. a.), trotzdem 
gerade die medizinische Nomenklatur am besten beweist, wie 
schwierig es ist, das Kind beim rechten Namen zu benennen. 
Am eifrigsten hat sich Stooss in seiner zweiten Arbeit 
dafür eingesetzt, daß die ärztlichen Eingriffe nicht unter den 
strafrechtlichen Begriff der „Körperverletzung" zu subsummieren 
seien und ihm haben sich Zürcher*) und Heimberger im 

wesentlichen angeschlossen. 

Stooss schreibt : „ Das Volk betrachtet ärztliche Eingriffe, die der 
Zustand des Kranken erfordert, als segensreiche und wohltätige Behand- 
lung Kranker von selbst und ohne weiteres als erlaubt; es weiß nichts 
von einer berechtigten Körperverletzung, die durch ärztliche Eingriffe 
verübt wird. Das gilt auch für die Arzte. Es wird den Ärzten neu sein. 



^) Die Ehre (zit. nach Stooß). 

") Ärztliches Vereinsblatt 1894. 

^) Münchener med. Wochenschrift 1899. 

*) Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht 1898. 
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ZU erfahren, daß ihre hauptsächliche Tätigkeit im Körperverletzen besteht 
und daß sich die Kriminalisten noch heute darüber streiten^ auf welchem 
Kechtsgruude die Berechtigung zur Ausführung solcher Körperverletzungen 
beruhe. Gewiß denken auch die Männer, die berufen sind, den Gesetzes- 
inhalt festzustellen, wie das Volk. Wer in einem gesetzgebenden Körper 
bei Beratung der Strafbestimmung über Körperverletzungen die Frage 
stellen würde: Sind die ärztlichen Eingriffe Körperverletzungen? würde 
mit dieser Frage Aufsehen erregen. Jedermann, die gelehrten Krimina- 
listen ausgenommen, würde es als selbstverständlich betrachten, daß die 
ärztliche Behandlung keine Körperverletzung im Sinne des Straf- 
gesetzes sei. ^) 

Der Unterschied zwischen den beiden Auffassungsarten be- 
steht darin, daß bei ersterer der Akt der Operation als solcher 
betrachtet und die bei demselben zustande kommende Verletzung 
ohneweiters mit der Körperverletzung des Strafgesetzes identi- 
fiziert wird, bei der anderen Auffassungsart wird dagegen die 
Operation in ihrem natürlichen und vom medizinischen Stand- 
punkt aus untrennbaren Zusammenhang mit der übrigen Be- 
handlung belassen, wobei freilich hie und da der Fehler mit 
unterlaufen ist, eine Verletzung nicht nur im strafrechtlichen 
Sinne, sondern überhaupt auszuschließen. 

Der Beweis, daß die Auflösung eines „Tatbestandes,'^ wie 
ihn die ärztliche Behandlung darstellt, in einzelne Abschnitte, also 
die isolierte Betrachtung des verletzenden Eingriffes, vom krimi- 
nalistischen Standpunkt aus berechtigt sei, scheint allerdings 
nicht vorzuliegen, jedoch sind alle diese Fragen durch die Praxi» 
des deutschen Reichsgerichtes aus dem Stadium des rein theo- 
retischen Interesses gerückt. 

Die besprochenen Entscheidungen haben nun ein höchst 
merkwürdiges Resultat gezeitigt. In dem Hamburger Fall hat 
das Untergericht den beklagten Arzt mit einer selbst dem Laien 
als nichtig erkennbaren Motivierung freigesprochen,^) im Dres- 
dener Fall hat das Oberlandesgericht der Staatsanwaltschaft die 
Akten behufs Erhebung der Anklage wegen Körperverletzung 
übergeben, diese hat aber der Weisung keine Folge geleistet. 



^) Vgl. auch das zitif^rte Urteil des Hamburger Landgerichtes. 

^) Als das Kind schon narkotisiert war, die Operation aber nicht 
angefangen hatte, kam der Vater nochmals, um Einspruch zu erheben.^ 
Das Gericht nahm an, die schon begonnene Operation habe nicht mehr 
unterbrochen werden können und kümmerte sich gar nicht darum, daO^ 
die Einwilligung schon vorher versagt worden war. 



V 
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Es wird wohl nicht zu w(üt gegangen sein, wenn die Ver- 
mutung ausgesprochen wird, daß dieser schroffe Gegensatz 
zwischen der Deutung und der Anwendung des Gesetzes, dieses 
Versagen des strafrechtlichen Apparates seine Erklärung darin 
findet, daß die Gerichte sich gescheut haben, die Verantwortung 
für ein Strafausmaß auf sich zu nehmen, dessen Sinnlosigkeit 
in diesen Fällen außer allem Zweifel steht. Der Dresdener Arzt 
hätte nach § 225 des deutschen St. G. B. wegen der durch die 
^Körperverletzung" verursachten Folgen zu zwei bis zehn Jahren 
Zuchthaus verurteilt werden müssen ! M 

In Osterreich stehen die Verhältnisse insoferne anders, als 
der ohne Einwilligung operierende Arzt nicht wegen 7, Ver- 
brechen der schweren körperlichen Beschädigung" (§ 152 ff.) 
bestraft werden kann, weil der § 4 unseres St. G. B. ausdrück- 
lich bestimmt: 

„Verbrechen werden also auch an Übeltätern, Kindern, Schlafen- 
den, auch an solchen Personen begangen, die ihren Schaden selbst 
verlangen oder zu demselben einwilligen.*' 

Demnach involviert in Osterreich entweder jede Operation, 

auch wenn sie mit der Einwilligung des Kranken vorgenommen 
wurde, das Verbrechen der schweren körperlichen Beschädigung, 
oder es er^bt sich, daß dem Gesetzgeber bei der Formulierung 
des § 152 nicht im entferntesten die ärztlichen Eingriffe in den 
Sinn gekommen sind; weiters ergibt sich auch die praktisch 
wichtige Folgerung, daß sie ohne die Einwilligung des Kranken 
niemals zu schweren Körperverletzungen im Sinne des St. G. 
umgeprägt werden können. Dem Laien mag es da wohl scheinen, 
als ob diese Verschiedenheit in den Gesetzen über das Maß der 
übrigen, sagen wir normalen Unterschiede hinausgehen würde, 
daß solche Differenzen in kulturell gleichstehenden Staaten nicht 
auf verschiedenen Auffassungen der Gesetzgeber beruhen können. 
Bei den Vergehen und Vertretungen äußert sich das öster- 
reichische Strafgesetz nicht über die Einwilligung des Beschädigten. 
Es wäre daher vielleicht nicht unmöglich, daß der ohne Einwilli- 
gung operierende Arzt unter der Voraussetzung einer der 
deutschen ähnlichen Auffassung nach § 335 (^Allgemeine Vor- 



^) § 225. War eine der vorbezeichneten Folgen (§ 224 : Verlust 
<ler Zeugungsfähigkeit etc.) beabsichtigt und eingetreten, so ist auf Zucht- 
haus von zwei bis zu zehn Jahren zu erkennen. 
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Schrift in Beziehung auf die Vergehen und Übertretungen gegen 
die Sicherheit des Lebens) ^) zur Rechenschaft gezogen würde. 



Wer in der ärztlichen Handlung keine Körperverletzung 
im Sinne des St. G. zu. sehen vermag, muß sich nach einer 
anderen Gesetzesstelle umsehen, welche in Anwendung zu 
bringen wäre. Als erster dürfte Stooss angeregt haben, den 
§ 240 des deutschen St. G. B. *'*) heranzuziehen und den ohne 
i^inwilligung oder gegen den Willen des Patienten operierenden 
Arzt wegen „Nötigung" zu bestrafen. Wie der Wortlaut des 
Paragraphen zeigt, läßt sich derselbe ohne Interpretation nur 
anwenden, wenn der Patient wider seinen Willen „genötigt" 
\vird und es haben daher einige juridische Autoren an diesem 
Umstände Anstoß genommen; dem Laien scheint freilich eine 
solche Auslegung eher den Buchstaben als den Sinn des Gesetzes 
v.u tangieren, während die früher besprochene Auslegung der 
„Körperverletzung" den Buchstaben festzuhalten, den Sinn zu 
verändern scheint. 

Für Osterreich könnte in analoger Weise vielleicht der § 98 
des St. G. B. (Erpressung) ^) herangezogen werden, wobei es aller- 
dings sehr fraglich bleibt, ob der Arzt dem Patienten „wirklich 
Grewalt antut", wenn er ihm z. B. in der nach Übereinkunft 

^) § 335. Jede Handlung oder Unterlassung, von welcher der 
Handelnde schon nach ihren natürlichen, für jedermann leicht erkennbaren 
Folgen, oder vermöge besonders bekannt gemachter Vorschriften oder nach 
seinem Stande, Amte, Berufe, Gewerbe, seiner Beschäftigung oder über- 
haupt nach seinen besonderen Verhältnissen einzusehen vermag, daß sie 
eine Gefahr für das Leben, die Gesundheit oder körperliche Sicherheit 
■des Menschen herbeizurufen oder zu vergrößern geeignet sei, soll, wenn 
hieraus eine schwere körperliche Beschädigung (§ 152) eines Menschen 
erfolgte, an jedem Schuldtragenden als Übertretung mit Arrest von einem 
bis zu sechs Monaten ; dann aber, wenn hieraus der Tod eines Menschen 
erfolgte, als Vergehen mit strengem Arreste von sechs Monaten bis zu 
einem Jahre geahndet werden. 

^) § 240. Wer einen anderen widerrechtlich oder durch Gewalt oder 
durch Bedrohung mit einem Verbrechen oder Vergehen zu einer Hand- 
lung, Duldung oder Unterlassung nötigt, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre oder mit Geldstrafe bis zu 600 Mark bestraft. 

^) § 98. Des Verbrechens der öfiFentlichen Gewalttätigkeit durch 
Erpressung macht sich schuldig, wer a) einer Person wirklich Gewalt 
antut, um sie zu einer Leistung, Duldung oder Unterlassung zu zwingen. 
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zum Zwecke einer Operation eingeleiteten Narkose eine anden*^ 
Operation macht, zu welcher keine Einwilligung gegeben wurde. 

Aus mündlichen Besprechungen habe ich ersehen, daß viel- 
fach in unseren richterlichen Kreisen die Ansicht besteht, daß 
in Osterreich der Arzt, welcher gegen den Willen des Kranken 
operiert, möglicherweise, — dagegen der Arzt, welcher ohne Ein- 
willigung operiert, überhaupt nicht dem Strafgesetz verfalle. 
Diese Ansicht haben auch einige Gerichte in Deutschland gehabt^ 
wie z. B. das Urteil des Hamburger Landgerichtes beweist, sie 
haben sich aber gründlich geirrt. Es wäre ja wohl möglich, 
daß einmal ein österreichischer Arzt, welcher wegen Nicht-> 
einholung der Einwilligung geklagt würde, durch die in diesem 
Falle sehr weiten Maschen des Gesetzes durchrutschen könnte; 
das bleibt aber immer sehr ungewiß und wenn sich solche Fälle 
mehren würden, dürften die Gerichte bald einen Modus der 
Bestrafung finden. Jedenfalls könnte man einem Arzt, den seine 
Grundsätze nicht von dem evidenten Unrechte zurückzuhalten 
vermöchten, nicht raten, sich zu viel in Sicherheit zu wiegen. 

Eine befriedigende Lösung, welche auch praktisch brauch- 
bare Resultate erzielen könnte, ist bisher noch nicht gefunden 
worden, die Gesetze entsprechen den erst in neuerer Zeit aktuell 
gewordenen Bedürfnissen in keiner Weise, sie sind auf dieselben 
noch nicht eingerichtet. 

Stooss bemerkt, daß es zweifelhaft sei, ob das Bedürfnis 
bestehe, daß der Staat die Patienten gegen eigenmächtige ärzt- 
liche Behandlung schütze. ^) Den Kriminalisten kommen diese 
Fragen allerdings sehr selten vor, die ausübenden Chirurgen 
aber wissen wohl, daß eine gesetzliche Ordnung eine Wohltat 
für alle Beteiligten bedeuten würde. An anderer Stelle meint 
Stooss: „Es wäre Aufgabe des Medizinal-Verwaltungs- 
rechtes, die Beziehungen zwischen dem Arzt und dem Patienten 
auch bezüglich der Einwilligung zu ordnen." Woher die 
Regelung auch kommen mag, sie ist jedenfalls not- 
wendig und durchführbar. Vorderhand heißt es, sich mit 
dem Bestehenden schlecht und recht abzufinden, wobei wir an 
der schon wiederholt hervorgehobenen Tatsache festhalten, daß 

^) Stooss teilt eine diesbezügliche Gesetzesbestimmung aus dein 
Criminal Code von Neuseeland mit. 
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nach der fast allgemeinen Überzeugung die ohne gültige Ein- 
^lligung vorgenommene Operation unter Berücksichtigung be- 
stimmter Ausnahmen geahndet werden muß. 

Eine eingehende Kritik der strafrechtlich-technischen Frage 
steht gewiß dem Laien nicht zu, abgesehen davon, daß man 
schon jetzt sagen kann: So viele Köpfe, so viele Sinne. 

Es sei zum Schlüsse nur eine Beiüerkung gestattet: 

Die meisten Arzte äußern sich mit Entrüstung darüber, daß 
ärztliche Eingriffe als „Körperverletzungen" betrachtet werden; 
ich möchte glauben, daß unser Metier nicht mehr, aber auch 
nicht weniger UnvoUkommenheiten aufweist als ein anderes, 
und wir gar keinen Anlaß haben, zu verlangen oder anzunehmen, 
daß andere Fächer vollkommen sind; man muß bedenken, daß 
passende und vernünftige Gesetze nicht entstehen, bevor das 
Bedürfnis sie hervorgerufen hat, und daß der Richter nur nach 
dem geschriebenen Gesetz Recht sprechen darf, nicht immer 
Gerechtigkeit zu üben vermag. 

Die Juristen hinwieder tun in unserer Frage meines Er- 
achtens manchmal des Guten zu viel, indem sie dem Gesetze zu 
iiiebe Begriffe, welche an sich klar sind, anders deuten, und 
das, was juridisch-technisch notwendig sein mag, so auffassen, 
als ob es auch außerhalb des Gerichtssaales Gültigkeit hätte. 
Arztliche Eingriffe waren lange vor den Gesetzen da, und es ist 
gewiß niemals einem Gesetzgeber eingefallen, sie a priori unter 
die Körperverletzungen und Mißhandlungen zu subsummieren. 

Wenn die Richter für die notwendige Bestrafung der ohne 
gültige Einwilligung vorgenommenen Operation nur das schwere 
Oeschütz der „Körperverletzung" zur Verfügung haben, müssen 
sie eben mit Kanonen nach Spatzen schießen, aber das ist doch 
noch kein Grund, die Notwendigkeit als eine absolute, richtig 
fundierte, statt als eine relative zu bezeichnen. Es ist über- 
raschend, wenn ganz ernsthaft in wissenschaftlichen Arbeiten 
die Amputation eines brandigen, das Leben bedrohenden und von 
seiner Funktion ausgeschalteten, wertlosen Beines einer Körper- 
verletzung gleichgestellt wird, welche zum Verlust eines gesunden 
Beines führt, das als Bewegungsorgan unschätzbaren Wert be- 
sitzt. Mag dies auch der Wortlaut der Gesetze ergeben, über 
das Widersinnige solcher Dinge ist eben nicht hinauszukommen. 



Büdiuger: Die Einwilligung zu. ärztlichen EingrifTeu. 



